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* * * *

Beginn: 10:03 Uhr

Präsidentin Kristina Herbst: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich eröffne die 
31. Tagung des Schleswig-Holsteinischen Landta-
ges. Das Haus ist ordnungsgemäß einberufen und 
beschlussfähig.
Aufgrund von Erkrankungen sind heute abwesend: 
von der CDU-Fraktion der Abgeordnete Hauke 
Göttsch, von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN die Abgeordnete Bina Braun und der Abge-
ordnete Oliver Brandt und von der Landesregierung 
Ministerin Aminata Touré. Wir wünschen gute Bes-
serung.

(Beifall)
Wegen auswärtiger Verpflichtungen abwesend sind 
heute von der Landesregierung ganztags Ministe-
rin Karin Prien und nachmittags Minister Werner 
Schwarz. Ebenso hat sich der Abgeordnete Werner 
Kalinka nach § 47 Absatz 2 der Geschäftsordnung 
heute für die Teilnahme an der Sitzung abgemeldet.
Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, sich von 
den Plätzen zu erheben.

(Die Abgeordneten erheben sich)
Am 21. Februar dieses Jahres ist unser ehemali-
ger Kollege Wilhelm-Karl Malerius im Alter von 
79 Jahren gestorben. 
Geboren 1945 in Brunsbüttelkoog, war Wilhelm-
Karl Malerius tief in seiner Heimatstadt und 
im Kreis Dithmarschen verwurzelt. Der studierte 
Schiffbauingenieur fuhr mit dem Patent eines Kapi-
täns auf großer Fahrt einige Jahre zur See. Nach-
dem er wieder fest an Land ansässig geworden 
war, trat Wilhelm-Karl Malerius der SPD bei. Nun 
begann eine eindrucksvolle kommunalpolitische 
Laufbahn.
Über 30 Jahre lang, von 1986 bis 2018, gehörte 
Wilhelm-Karl Malerius dem Dithmarscher Kreistag 
an. 28 Jahre lang leitete er den Umweltausschuss 
des Kreises. Von 2008 bis 2018 war er zugleich 
Stadtvertreter in seiner Heimatstadt Brunsbüttel. In 
dieser Zeit hat Wilhelm-Karl Malerius ehrenamtlich 
in zahlreichen weiteren Gremien für die Bürgerin-
nen und Bürger seiner Heimat gewirkt.
Im Jahre 2000 wurde er für den Wahlkreis Dith-
marschen-Süd in den Landtag gewählt. Während 
der 15. Wahlperiode gehörte er dem Umweltaus-
schuss sowie als stellvertretendes Mitglied dem 
Wirtschaftsausschuss, dem Agrarausschuss sowie 
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dem Eingabenausschuss an. Besonders engagierte 
sich Wilhelm-Karl Malerius für energiepolitische 
und maritime Themen. Hier brachte er sein berufli-
ches Fachwissen nachdrücklich ein.
Wilhelm-Karl Malerius hat sich um die Menschen 
in Schleswig-Holstein und insbesondere in Dith-
marschen verdient gemacht. Unseren Dank für sei-
nen Einsatz verbinden wir mit dem Mitgefühl für 
seine Familie. Lassen Sie uns einen Moment inne-
halten im Gedenken an Wilhelm-Karl Malerius. – 
Sie haben sich zu Ehren des Verstorbenen erhoben. 
Ich danke Ihnen.
Meine Damen und Herren, die Fraktionen von SPD, 
FDP und SSW haben im Wege der Dringlichkeit 
einen Antrag vorgelegt:

Bericht über das Rahmenkonzept Ganztag als 
auch den Entwurf der Förderrichtlinie für die 
Betriebskosten

Dringlichkeitsantrag der Fraktionen von SPD, FDP 
und SSW
Drucksache 20/3092

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Herr 
Abgeordneter Habersaat.

Martin Habersaat [SPD]: 
Vielen Dank, Frau Präsidentin: – Ich wünsche Ih-
nen allen einen guten Morgen. Am 23. November 
2024 hat in der Gemeinschaftsschule Friedrichsort 
eine Veranstaltung stattgefunden, bei der ursprüng-
lich die Landesregierung von ihren Planungen zum 
Ganztag berichten sollte. Sie erinnern sich: Am 
1. August 2026 beginnt das Recht auf Ganztag für 
alle Kinder, die dann eingeschult werden. Mehr als 
350 Leute aus dem ganzen Land sind damals nach 
Friedrichsort gekommen – durch Eis und Schnee, 
und sie mussten feststellen: Es wurden überhaupt 
nicht das Konzept und die Finanzierungsrichtlinie 
vorgestellt, weil diese noch nicht vorlagen.
Seitdem habe ich in diversen Kleinen Anfragen ver-
sucht, herauszufinden, wann Rahmenkonzept und 
Richtlinie erscheinen. Die FDP hat in einer Großen 
Anfrage ähnliche Fragen gestellt. Wir alle haben 
immer unterschiedliche Antworten auf diese Frage 
bekommen.
Jetzt gibt es eine neue Antwort auf die Frage, und 
die lautet: Am 2. April liegt alles vor. Das teilt uns 
aber nicht das Bildungsministerium mit, sondern 
das teilt uns die CDU-Landtagsfraktion mit, was 
wir einerseits zu schätzen wissen, was aber anderer-
seits nicht in Ordnung ist.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Meine Damen und Herren, Sie können nicht am 
2. April die Bildungsministerin über Inhalte infor-
mieren lassen, die sie dem Parlament bis dahin 
nicht mitgeteilt hat. Deswegen helfen wir Ihnen 
heute mit diesem Dringlichkeitsantrag. Das ermög-
licht Frau Prien, am Freitag über diese Themen hier 
zu berichten. – Ich danke Ihnen.

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich lasse 
über den Dringlichkeitsantrag abstimmen. Es gilt 
das Erfordernis einer Zweidrittelmehrheit. Wer für 
die Dringlichkeit ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das ist einstimmig. Damit ist die Dring-
lichkeit erreicht, und der Antrag wird als Tagesord-
nungspunkt 35 A in die Tagesordnung eingereiht.

Die Parlamentarischen Geschäftsführungen mögen 
sich bitte über die Redezeiten verständigen und mir 
einen Vorschlag für den Zeitpunkt des Aufrufs am 
Freitag machen.

Meine Damen und Herren, ich habe Ihnen eine 
Aufstellung der im Ältestenrat vereinbarten Rede-
zeiten übermittelt. Der Ältestenrat hat sich verstän-
digt, die Tagesordnung in der ausgedruckten Rei-
henfolge mit den folgenden Maßgaben zu behan-
deln:

Zu den Tagesordnungspunkten 3 bis 7, 17, 36 bis 
39 und 41 ist eine Aussprache nicht vorgesehen.

Von der Tagesordnung abgesetzt werden sollen die 
Tagesordnungspunkte 8, 12, 22, 27, 29, 31, 33, 42 
bis 44 und 46.

Zur gemeinsamen Beratung vorgesehen sind fol-
gende Tagesordnungspunkte: 1 und 16, Regierungs-
erklärung sowie „Finanzpolitik mit Zukunft: Re-
form der Schuldenbremse umsetzen“; 2, 10 und 45, 
Gesetzentwurf, Antrag und Bericht zum besseren 
Schutz von Opfern häuslicher Gewalt und Umset-
zung der Ausweitung des Hochrisikomanagements 
in Schleswig-Holstein; 11, 32 und 35, „80 Jahre 
Befreiung von Auschwitz“, „Kampf gegen Antise-
mitismus“ und „Für eine Schulkultur gegen Rechts-
extremismus“; 18 und 19, „70 Jahre Bonn-Kopen-
hagener Erklärungen“; 25 und 26, Arbeitszeiterfas-
sung „Für Lehrkräfte und für den Verbleib von 
Lehrkräften an Schulen – gegen Lehrkräfteman-
gel“.

Ein Antrag zu einer Fragestunde oder Aktuellen 
Stunde liegt nicht vor.
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Wann die weiteren Tagesordnungspunkte voraus-
sichtlich aufgerufen werden, ergibt sich aus der Ih-
nen vorliegenden Übersicht über die Reihenfolge 
der Beratung der 31. Tagung.
Morgen Abend um 17:30 Uhr findet der Emp-
fang anlässlich der Kommandoübergabe des Lan-
deskommandos statt, zu dem alle Abgeordneten 
herzlich eingeladen sind. Wir werden daher heute 
unter Einschluss einer zweistündigen Mittagspause 
voraussichtlich bis 18 Uhr, morgen unter Einschluss 
einer zweistündigen Mittagspause bis spätestens 
17 Uhr und Freitag bis voraussichtlich 12 Uhr ta-
gen.
Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte 
ich herzlich unserem Abgeordneten Claus Christian 
Claussen zum Geburtstag gratulieren. – Herzlichen 
Glückwunsch!

(Beifall)
Begrüßen Sie mit mir gemeinsam Besucherinnen 
und Besucher auf der Tribüne. Das sind Schülerin-
nen und Schüler der Jürgen-Fuhlendorf-Schule aus 
Bad Bramstedt, unser Landeskirchlicher Beauftrag-
ter Dr. Wilko Teifke, Schwester Maria Magdalena, 
unser Landesbrandmeister Herr Nero und der Ge-
schäftsführer Herr Arp. – Herzlich willkommen!

(Beifall)
Ich rufe nun die Tagesordnungspunkte 1 und 16 
auf:

Gemeinsame Beratung

a) Regierungserklärung „Chancen nutzen – Im-
pulse setzen“

Drucksache 20/3074

b) Finanzpolitik mit Zukunft: Reform der 
Schuldenbremse umsetzen

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 20/3034 (neu)

Deutschland mit starken Investitionen voran-
bringen

Alternativantrag der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/3094

Wird das Wort zu Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall.
Dann erteile ich dem Ministerpräsidenten Daniel 
Günther das Wort.

Daniel Günther, Ministerpräsident: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Vor genau einem Monat hat der 
Landtag des dritten Jahrestages des Überfalls Russ-
lands auf die Ukraine gedacht. Von Dr. Claudia Ma-
jor, der Leiterin der Forschungsgruppe Sicherheits-
politik bei der Stiftung Wissenschaft und Politik in 
Berlin, haben wir dabei in einer sehr eindrücklichen 
Rede gehört, dass es eine Deadline für Europas 
Verteidigungsfähigkeit gibt: 2029. Bis dahin haben 
wir Zeit, so aufzurüsten, dass wir kriegstüchtig 
oder, wie Claudia Major formuliert hat, „siegfähig“ 
sind, in Europa und in Deutschland, damit unsere 
Bundeswehr gemeinsam mit unseren europäischen 
Verbündeten einen Verteidigungskrieg erfolgreich 
führen kann.

Dazu brauche es einen Dreiklang aus Abschre-
ckung, Verteidigung und Resilienz. Das ist die Rea-
lität, der wir ins Auge blicken müssen. Ich glau-
be, wir müssen selbstkritisch sagen: Dieser Realität 
hätten wir uns eigentlich schon deutlich früher stel-
len müssen.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und vereinzelt FDP)

Wir leben in Deutschland und Europa seit über 
sieben Jahrzehnten weitestgehend in Frieden. Aber 
wir wissen seit dem 24. Februar 2022, dass dies 
schon lange kein echter Friedenmehr war. Die Zei-
chen waren da, spätestens seit der russischen Anne-
xionder Krim 2014.

Zur Wahrheit gehört leider, dass Frieden keine 
Selbstverständlichkeit ist. So zu tun und weiter 
die Augen zu verschließen, ist schlicht nicht mehr 
möglich. Gerade in Schleswig-Holstein wissen wir 
das. Wir erleben hier ganz konkret die Auswirkun-
gen der hybriden Kriegsführung – wir sehen sie 
jeden Tag auf der Ostsee. Wir haben aufgrund 
der geografischen Lage als Drehscheibe zwischen 
Nord- und Ostsee eine besondere Verantwortung 
für Deutschland und für unsere Verbündeten.

Darüber hinaus sind wir seit zwei Monaten damit 
konfrontiert, dass die US-Regierung einen unbere-
chenbaren und gefährlichen Kurs fährt: Die Amts-
einführung von Donald Trump am 20. Januar 2025 
war eine Sicherheitswende für Europa und die gan-
ze Welt.

Wir müssen als Europäer Verantwortungfür unsere 
Sicherheit übernehmen. Die EU wird sich von einer 
Wirtschafts- und Wertegemeinschaft nun zu einer 
Verteidigungsgemeinschaft weiterentwickeln müs-
sen. Die Bundesregierung wird in den kommenden 
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Jahren damit vor der Herausforderung stehen, die 
Fähigkeiten der Landes- und Bündnisverteidigung 
deutlich zu stärken und ihrer Mitverantwortung für 
Sicherheit in Europa nachzukommen. Darum haben 
Bundestag und Bundesrat mit unserer Zustimmung 
als Landesregierung in historischen Sitzungen ent-
schieden, die dafür notwendigen Mittel bereitzu-
stellen. Die Änderung des Grundgesetzes ist dafür 
die Grundlage, und sie ist richtig, meine Damen 
und Herren.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
SSW und vereinzelt SPD)

Das Paket, das auf Grundlage auch des fachlichen 
Inputs des Kieler Instituts für Weltwirtschaft ent-
standen ist, bringt vieles in Bewegung. Auch für 
unsere Resilienz duldet die Modernisierung unse-
res Landes keinen Aufschub. Doch neben der Resi-
lienzstärkung geht es auch darum, Kräfte in der 
Wirtschaft freizusetzen. Wir alle wissen: Deutsch-
land hat in den vergangenen Jahren an Wirtschafts-
kraft verloren – in vielen Bereichen sogar den An-
schluss. Derzeit hören wir fast täglich von massi-
vem Stellenabbau in deutschen Schlüsselindustrien. 
Dem müssen wir etwas entgegensetzen, wenn wir 
den Wohlstand unseres Landes erhalten und unsere 
Position als derzeit drittgrößte Volkswirtschaft der 
Welt stärken wollen.
Bund, Länder und Kommunen müssen die jetzt ge-
schaffenen ökonomischen Chancen nutzen und Im-
pulse für Wachstum und Beschäftigung setzen.

(Zuruf FDP: Aber nicht durch Subventio-
nen!)

Darauf kommt es entscheidend an; denn die zu-
sätzlichen Schulden belasten unsere Haushalte in 
der Zukunft mit Zinsausgaben. Wir brauchen Wirt-
schaftswachstum, um diese enorme zusätzliche 
Zinslast dauerhaft finanzieren zu können.
Deshalb ist es so wichtig, dass mit den zusätzlichen 
Investitionen Wachstumsimpulse ausgelöst werden. 
Dank des Sondervermögens werden wir Impulse 
setzen können bei unserer Verkehrsinfrastruktur, bei 
Investitionen in die Energieinfrastruktur, in Kran-
kenhäuser, in Bildung und Betreuung, in die Wis-
senschaftsinfrastruktur, in Forschung und Entwick-
lung sowie in Digitalisierung und in den Klima-
schutz.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dass dies möglich geworden ist, hat neben dem 
Wirken von Union und SPD auch mit der konstruk-
tiven Position der Grünen zu tun, die in dieser 

schwierigen Situation Verantwortung übernommen 
und wichtige Punkte in die Verhandlungen einge-
bracht haben,

(Zuruf Dr. Heiner Garg [FDP])

wie etwa ihr Anliegen, den Sicherheitsbegriff brei-
ter zu definieren und darunter auch Cybersicherheit, 
Nachrichtendienste oder die Unterstützung für an-
gegriffene Staaten zu fassen.

Die EU muss insgesamt unabhängiger und selbst-
ständiger werden. Das gilt auch mit Blick auf die 
weltwirtschaftlichen Entwicklungen. Wer im Welt-
handel weiterhin mitbestimmen möchte, muss den 
Partnern auf Augenhöhe begegnen können. Dafür 
muss die EU Lieferketten und Schlüsselindustrien 
sichern.

Ein Beispiel dafür ist der Aufbau einer souverä-
nen Batteriezellenfertigung. Ich begrüße deshalb 
ausdrücklich, dass im Sondierungspapier von Uni-
on und SPD die Unterstützung für den Aufbau einer 
deutschen Batteriezellenfertigung angekündigt und 
sie damit als strategische Industrie herausgestellt 
wird.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Auch mit der neuen Bundesregierung werden wir 
die gute Zusammenarbeit in dieser Frage fortsetzen 
und darauf aufbauen, was Wirtschaftsminister Ro-
bert Habeck und der damalige Bundesfinanzminis-
ter Christian Lindner gemeinsam angestoßen und 
ermöglicht haben.

Unser ehemaliger Kollege Oliver Kumbartzky hat 
hier in der Landtagssitzung am 15. Dezember 2023 
bemängelt, dass die Rolle der FDP und die Rolle 
von Christian Lindner bei der staatlichen Unterstüt-
zung von Northvolt nicht ausreichend gewürdigt 
worden seien. Deshalb sage ich an dieser Stelle: 
Das wurde damals zu Recht gemacht.

Für die Landesregierung sage ich auch noch einmal 
sehr klar: Ohne die Zustimmung von Bundesfinanz-
minister Christian Lindner hätte es das Gesamtfi-
nanzierungspaket mit der Wandelanleihe und damit 
die Chance auf eine Batteriezellfabrik in Schles-
wig-Holstein nicht gegeben. Ich danke an dieser 
Stelle ausdrücklich dafür, dass wir das gemeinsam 
auf den Weg gebracht haben.

(Anhaltender lebhafter Beifall CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

In diesem Sinne und im Sinne der Beschlüsse des 
Landtags
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(Zuruf Dr. Heiner Garg [FDP])

werden wir als Landesregierung weiter mit aller 
Kraft dafür arbeiten, dass der Bau der Batteriezell-
fabrik realisiert wird. Das ist genau ein solcher 
Impuls, den wir jetzt für die deutsche Wirtschaft 
brauchen. Er hinterlegt die Chancen, die wir für 
Schleswig-Holstein darin sehen. Das stärkt auch 
unser Vorhaben einer Batteriezellenproduktion in 
Heide. Denn wo sollte sie entstehen, wenn nicht im 
Land der Autobauer, und in welcher Region, wenn 
nicht an der Quelle grüner Windenergie?

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Meine Damen und Herren, die geplanten Sonder-
vermögen geben uns die Möglichkeit, in Deutsch-
land insgesamt mehr zu investieren, starke Impulse 
für Wachstum und Beschäftigung zu setzen und uns 
der Verantwortung für unsere Sicherheit auch in 
Schleswig-Holstein angemessen stellen zu können. 
Das gehört zusammen.

Der Operationsplan Deutschland macht deutlich, 
dass eine verlässliche Infrastruktur für unsere Ver-
teidigungsfähigkeit unverzichtbar ist. Wir müssen 
unsere Straßen, Schienen und Brücken dringend in-
stand setzen. Die Resilienz unseres Landes hängt 
davon ab. In Schleswig-Holstein müssen unter die-
sem Blickwinkel die A 20, unsere Häfen und viele 
weitere Vorhaben als strategische Infrastruktur neu 
bewertet werden.

Wir müssen unsere Resilienz und Verteidigungsfä-
higkeit gleichermaßen ausbauen. In Schleswig-Hol-
stein haben wir dafür seit Jahrzehnten die Kompe-
tenzen und die Expertise in unserem Land. Wenige 
Regionen haben so viel geballtes Know-how wie 
Schleswig-Holstein im U‑Boot-Bau, in der Ferti-
gung von Marineschiffen, in der Marinetechnik und 
in der Landsystemindustrie wie dem Bau und der 
Modernisierung von gepanzerten Fahrzeugen.

Diese Kapazitäten werden gerade enorm erweitert. 
Unsere Unternehmen stehen in den Startlöchern. 
Sie wollen und werden dazu beitragen, die Fähig-
keiten der Bundeswehr zu stärken. Deshalb müssen 
wir noch mehr als in den letzten Jahren darauf 
drängen, dass die Mittel schnell in konkrete Aus-
rüstungsaufträge münden. Das gilt auch für die Mit-
tel aus Brüssel, die für die Wehrfähigkeit Europas 
bereitgestellt werden.

Meine Damen und Herren, abgesehen von der 
Wehrtechnik bringen die beschlossenen Änderun-
gen für Schleswig-Holstein weitere konkrete Ver-
besserungen. Wir werden in Schleswig-Holstein 

über das Sondervermögen Infrastruktur für erhebli-
che zusätzliche Investitionen sorgen können. Wir 
können verstärkt in unsere Infrastruktur investieren 
und die Grundlagen für nachhaltiges Wachstum 
schaffen. Genau das werden wir in Schleswig-Hol-
stein auch tun.

Das ist dringend notwendig, um den Alltag der 
Menschen zu verbessern und ihnen damit wieder 
Zuversicht und den Glauben an die Stärke unseres 
Landes zu geben.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Darum ist es gut und richtig, dass der Bund den 
Ländern einen Teil der Mittel in Höhe von 100 Mil-
liarden Euro unmittelbar zur Verfügung stellt.

Das Investieren wird aber nur möglich, wenn wir 
die Planungs- und Genehmigungsbeschleunigung 
durchsetzen und uns nicht in unserem komplexen 
Bürokratiedickicht verheddern. Ein gutes Beispiel, 
wie es laufen kann, ist die LNG-Infrastruktur in 
Brunsbüttel. Innerhalb von neun Monaten ist es uns 
gelungen, die dafür notwendige Anbindungsleitung 
zu realisieren.

Ein hohes Tempo legen wir in Schleswig-Holstein 
nicht nur in Notlagen vor. Bundesweit ist Schles-
wig-Holstein Spitzenreiter bei der Umsetzung von 
Höchstspannungsleitungen in Landeszuständigkeit. 
Insgesamt 2.162 Kilometer der Vorhaben sind in 
Deutschland realisiert. Davon entfällt mit 532 Kilo-
metern ein Viertel auf Schleswig-Holstein.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir stehen vor einer ähnlichen historischen Auf-
gabe wie 1990. Damals haben wir sämtliche Be-
schleunigungspotenziale ausgeschöpft. Das kann 
uns als Blaupause für die Infrastruktur dienen. Mit 
diesem Geist müssen wir auch jetzt wieder an unse-
re Modernisierung herangehen.

Jetzt ist der Moment, die ökonomischen Chancen 
zu erkennen und zielgerichtet neue Impulse für 
Wachstum, Beschäftigung und Sicherheit zu setzen. 
Dieser Aufbruch darf aber nicht bedeuten, dass wir 
in einen Goldrausch verfallen. Stattdessen müssen 
wir besonnen und verantwortungsvoll sinnvolle Im-
pulse setzen.

Ein Teil des Gesamtpakets ist die neue Länderre-
gelung zur Schuldenbremse. Damit werden wir ver-
antwortungsvoll umgehen, gerade weil wir die Er-
fahrung gemacht haben, wie Zinslasten einen Haus-
halt erdrücken können.
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Wir kennen unsere strukturelle Lücke. Deshalb 
werden wir weiter konsolidieren. Wir kennen un-
seren Sanierungsstau. Dafür wollen wir die Mittel 
nutzen und die in den letzten Jahren angestoßenen 
Investitionen mithilfe des Bundes noch schneller 
umsetzen. Die Mittel werden wir kontinuierlich und 
effizient einsetzen, und wir werden in Schleswig-
Holstein keine Zeit verlieren.

Der Bund muss jetzt schnell mit den Ländern ab-
stimmen, wann und wie die Mittel verteilt werden, 
und wie wir die für die Beschleunigung notwendi-
gen Reformen auf den Weg bringen. Das der Ver-
teilung zugrunde liegende Ausführungsgesetz sollte 
in dem Geist gestaltet sein, den wir jetzt brauchen. 
Schlanke und effiziente Verfahren, die auf Vertrau-
en statt auf überbordender, bürokratischer Kontrolle 
fußen, sind das, was Land und Kommunen jetzt 
brauchen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Eine unmittelbare Verpflichtung, die Landesverfas-
sung zu ändern, ergibt sich anders, als vor den 
konkreten Entwürfen angenommen, nicht. Mit den 
Änderungen zum Grundgesetz sind auch die Rege-
lungen für die Länder getroffen worden. Dennoch 
macht es Sinn, dass die grund- und landesgesetzli-
chen Regelungen synchronisiert werden. Dazu sind 
bereits Gespräche angekündigt worden.

Die notwendigen Konsequenzen, die sich aus der 
Entscheidung des Bundestags und des Bundesrats 
für den Landeshaushalt 2025 ergeben, werden wir 
über einen entsprechenden Nachtragshaushalt ab-
bilden. Der Staat wird insgesamt mehr als 1 Bil-
lion Euro Schulden aufnehmen. Die Bürgerinnen 
und Bürger erwarten nach dieser tiefgreifenden Ent-
scheidung, dass Bund und Länder schnell handeln 
und sich spürbar etwas ändert. Das ist für den Zu-
sammenhalt unserer Gesellschaft essenziell.

Die Menschen müssen wieder das Gefühl bekom-
men, dass unser Land vernünftig organisiert und 
handlungsfähig ist. Ich bin davon überzeugt, dass 
wir, wenn wir die Dinge jetzt anpacken, damit 
auch bereits verlorengegangenes Vertrauen wieder 
zurückgewinnen und Deutschland wieder auf Kurs 
bringen können.

Es passt und gehört einfach auch zu den histori-
schen Entscheidungen, die der Bundestag und Bun-
desrat jetzt getroffen haben. Dafür müssen wir kon-
kret werden, konsequent die Digitalisierung aus-
bauen und beschleunigen sowie die Transformation 
der Wirtschaft vorantreiben und Fachkräfte gewin-

nen, ausbilden und sichern. Damit geben wir starke 
Impulse, die unsere Wirtschaft jetzt braucht.

Wenn wir die Chancen nutzen wollen, die sich aus 
der veränderten Weltlage ergeben, dann dürfen wir 
jetzt nicht knauserig und nicht zögerlich sein. Aller-
dings werden es auch nicht nur Wohlfühlentschei-
dungen sein. Die Investitionen des Bundes müssen 
auf einem hohen Niveau bleiben und dauerhaft aus 
dem Haushalt bestritten werden. Das bedeutet, dass 
wir Strukturen ändern werden und den Menschen 
etwas zumuten müssen. Auch das gehört zur Wahr-
heit. Doch ich bin davon überzeugt, dass der Weg 
richtig ist und sich lohnt.

Schleswig-Holstein wird seinen Teil dazu beitragen. 
Das gilt im Übrigen auch für den Klimaschutz. 
Sicherheit bedeutet heute mehr als militärische Ver-
teidigungsfähigkeit.

Der Klimawandel stellt eine ebenso große funda-
mentale Bedrohung dar. Als Land zwischen den 
Meeren spüren wir die Folgen des Klimawandels 
unmittelbar. Für uns ist der Klimaschutz, ist die 
Anpassung an die Klimafolgen, gerade der Küsten-
schutz, existenziell.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
SSW und vereinzelt SPD)

Dass sie jetzt eine zentrale Rolle im Sondervermö-
gen spielen, ist richtig und wichtig. Als erfolgrei-
ches Energiewendeland wissen wir, dass damit er-
hebliche Wertschöpfung verbunden ist. Schützen 
wir das Klima, helfen wir damit vor allem kom-
menden Generationen. Für uns ist klar: Wir müssen 
noch mehr tun, um schnellstmöglich klimaneutral 
zu werden. Der Weg zur Klimaneutralität kostet 
Geld. Dabei können wir unsere Wirtschaft und die 
Menschen nicht alleinlassen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

So sichern wir unsere Wettbewerbsvorteile und ma-
chen Schleswig-Holstein noch zukunftsfähiger.

Bei den Stichworten Wettbewerbsvorteile und Zu-
kunftsfähigkeit gehören natürlich auch Bildung, 
Forschung und Entwicklung unbedingt dazu. Ich 
bin sicher: Im neuen Koalitionsvertrag werden sie 
eine wichtige Rolle einnehmen. Das ist essenziell 
für die Entwicklung und Stärkung unserer Demo-
kratie und beinhaltet hohes Zukunftspotenzial.

(Zuruf Serpil Midyatli [SPD])

Auch davon hängen unser Wohlstand und unser 
mittelfristiges Wirtschaftswachstum ab.
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Meine Damen und Herren, außergewöhnliche Zei-
ten erfordern mitunter außergewöhnliche Entschei-
dungen. Claudia Major hat hier im Landtag gesagt, 
dass wir uns fragen müssen, wie viel wir bereit sind 
zu investieren, um das zu schützen, was wir aufge-
baut haben: eine wehrhafte Demokratie. Auf diese 
Frage haben Bundestag und Bundesrat vergangene 
Woche eine klare Antwort gegeben – in vollem 
Bewusstsein der Tragweite dieser Entscheidung.
Für uns als Landesregierung war klar, dass wir die-
ses Paket unterstützen. Die Grundgesetzänderung 
macht uns handlungsfähig. Sie stärkt auch Schles-
wig-Holstein strukturell und nachhaltig. Sie ist eine 
große Chance für unser Land. Es ist ein historisches 
Momentum. Nutzen wir den Willen zur Reformbe-
reitschaft? Beweisen wir, dass Deutschland es bes-
ser kann?
Den meisten ist klar, dass solche Schritte notwendig 
sind, wenn wir die großen Aufgaben lösen wollen. 
Also, packen wir es an, nutzen wir diese historische 
Gelegenheit, nutzen wir Chancen! Setzen wir Im-
pulse für ein handlungsfähiges Deutschland und ein 
zukunftsfähiges Schleswig-Holstein. – Herzlichen 
Dank.

(Lang anhaltender Beifall CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Der Ministerpräsident hat die Redezeit um fünf Mi-
nuten erweitert. Diese Zeit steht natürlich nun jetzt 
auch jedem weiteren Redner zu.
Das Wort hat nun die Oppositionsführerin, die 
Fraktionsvorsitzende der SPD-Fraktion, Serpil 
Midyatli.

Serpil Midyatli [SPD]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Es gibt diese historischen Mo-
mente, die nach besonderen politischen Antworten 
verlangen. Der 24. Februar 2022 markiert eine Zei-
tenwende in der Geschichte unseres Kontinents. Ich 
bin sehr froh, dass die demokratische Mitte in der 
Folge im Juni die Kraft hatte, mit einem Sonderver-
mögen Bundeswehr gemeinsam zu antworten. Das 
war ein Zeichen der Stärke für die Demokratie.

(Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, SSW und Dr. Heiner Garg [FDP])

Bereits 2022 war eigentlich klar, dass diesen neu-
en Herausforderungen nicht mit den alten Finanzre-
geln begegnet werden kann. Jenseits des Sonderver-
mögens gab es darüber aber keinen Konsens. Die 

Regierungskoalition hat an diesem fehlenden Kon-
sens gelitten; an diesem fehlenden Konsens ist sie 
zwei Jahre später zerbrochen.
Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die Grundlage 
für eine stabile Regierung ist eine gemeinsame Fi-
nanzpolitik. Deshalb war es wichtig und richtig, 
dass sich die SPD und die Union dieser schwierigen 
Frage unmittelbar nach der Bundestagswahl ange-
nommen haben.

(Beifall SPD, CDU und Uta Röpcke [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Es ist gut, dass dieser Konsens mit den Grünen 
gemeinsam auf den Weg gebracht worden ist. Denn 
es waren und sind historische Beschlüsse im Bun-
destag und im Bundesrat.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Deutschland hat somit eine starke Antwort auf die 
neue Weltlage gegeben, eine Antwort, die der Grö-
ße der Aufgabe gerecht wird, eine Lösung, die 
schon fast so groß ist wie das Problem.
Der Aufbruch ist somit möglich. Das ist der Men-
talitätswechsel, den wir jetzt brauchen. Dieser Be-
schluss ist die Voraussetzung dafür, dass wir die 
äußere, die innere und die soziale Sicherheit nicht 
gegeneinander ausspielen werden. Das ist wirklich 
eine gute Nachricht für alle Bürgerinnen und Bür-
ger in Deutschland.

(Beifall SPD)
Europas Freiheit muss verteidigt werden. Wir wün-
schen uns alle Sicherheit. Wir werden deutlich 
mehr in die Ausstattung der Bundeswehr investie-
ren. Deshalb ist es richtig, diese Ausgaben künftig 
in großen Teilen von der Schuldenbremse auszu-
nehmen. Dabei geht es um wichtige zusätzliche 
Ausgaben für Verteidigung, für Zivil- und Bevöl-
kerungsschutz, für Cybersicherheit und die zusätzli-
che militärische Unterstützung für die Ukraine. Das 
sind Gelder, von denen wir eigentlich hoffen, dass 
wir sie nicht nutzen müssen. Wir werden sie doch 
investieren. Wir dürfen vor den globalen Verände-
rungen nicht die Augen verschließen.
Anne Applebaum hat es in ihrem Buch „Die Achse 
der Autokraten“ sehr gut auf den Punkt gebracht – 
Ich zitiere mit Erlaubnis der Präsidentin –:

„Es gibt keine freiheitliche Weltordnung 
mehr … Doch es gibt freiheitliche Gesell-
schaften und offene und freie Nationen, die 
ihren Bürgern bessere Aussichten auf ein 
sinnvolles Leben bieten als geschlossene 
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Diktaturen. Diese freiheitlichen Gesellschaf-
ten sind nicht perfekt. Sie haben gravierende 
Mängel, tiefe Gräben und sind durch histori-
sche Wunden geprägt. Umso mehr Grund, sie 
zu verteidigen und zu schützen.“
(Beifall SPD und vereinzelt SSW)

Wir Sozialdemokraten sind aber auch davon über-
zeugt, dass wir eine politische Antwort eben nicht 
nur für die Herausforderungen für Sicherheit und 
Verteidigung brauchen. Kolleginnen und Kollegen, 
unser Land fährt auf Verschleiß. Wir erleben das 
täglich: im Auto, in der Bahn, auf dem Fahrrad, in 
der Schule oder in der Kita. Unsere Infrastruktur ist 
oft in einem schlechten Zustand.
Wir wissen, dass die Transformation zur Klimaneu-
tralität staatlicher Investitionen bedarf. Wir alle 
kennen den Investitionsbedarf in den Kitas. Wir 
kennen den maroden Zustand der Schulen. Wir ken-
nen den Investitionsbedarf bei den Krankenhäusern. 
Und wir wissen um den fehlenden Wohnraum. Bei 
alldem geht es um das Vertrauen der Bürgerinnen 
und Bürger in die Politik. Ich bedauere, dass dies 
in Ihrer Regierungserklärung ziemlich kurz gekom-
men ist, Ministerpräsident Günther.

(Beifall SPD und SSW)
Herr Ministerpräsident Günther, ich teile Ihre Auf-
fassung, dass es Sinn macht, unsere grundgesetzli-
chen Regelungen zu synchronisieren. Dafür erwar-
ten wir Vorschläge von Ihnen. Wir aber wollen die 
Reform der Schuldenbremse.

(Annabell Krämer [FDP]: Ist doch schon ab-
geschafft!)

Die Schuldenbremse ist mehr und mehr zu einer 
Investitionsbremse geworden und wird jetzt endlich 
reformiert. Dafür haben wir Sozialdemokratinnen 
und Sozialdemokraten lange gekämpft. Bis Ende 
2025 ist es soweit, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall SPD)
Deshalb haben wir einen entsprechenden Antrag 
vorgelegt.
Herr Ministerpräsident, wir erwarten, dass Sie bei 
der weiteren Reform Verantwortung übernehmen. 
Schleswig-Holstein will und muss sich konstruktiv 
in diesen Prozess einbringen. Dafür haben Sie ja 
heute einen Antrag vorgelegt, und wir werden Ih-
rem Antrag natürlich zustimmen und gehen fest 
davon aus, da wir ja Gemeinsamkeiten haben, dass 
Sie dann auch unserem Antrag heute zustimmen 
werden. Das wäre dann auch die Größe, die hier 

in diesem Parlament, von diesem Redepult aus sehr 
oft ausgerufen wird. Stimmen Sie also beiden An-
trägen zu! Das wäre eine wichtige Entscheidung.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, das im Bund 
beschlossene Sondervermögen Infrastruktur schafft 
ebenfalls gute Voraussetzungen, damit die Dinge im 
täglichen Leben wieder funktionieren. Mit Investiti-
onen in Straßen, Brücken, Bahnen, Digitalisierung, 
Bildung, Betreuung, Energienetze, in die Transfor-
mation auf dem Weg zur Klimaneutralität lösen wir 
endlich den Investitionsstau in unserem Land auf.

Jetzt kommt es darauf an, konkrete Wege aufzuzei-
gen, statt Ängste zu schüren. Ich finde es nicht rich-
tig, dass viele lediglich die Schulden in den Mittel-
punkt stellen wollen. Da ist von einem Schuldenpa-
ket die Rede. Ja, es werden Schulden gemacht. Das 
darf nicht bagatellisiert werden. Das ist eine große 
Verantwortung. Aber um es klar und deutlich zu sa-
gen: Dieses Finanzpaket ist auch ein Sicherheitspa-
ket für die soziale Sicherheit, verehrte Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall SPD und SSW)

Es ist ein Paket, das unsere Wirtschaft stärkt und 
Arbeitsplätze schafft und sichert, das die Infra-
struktur erneuert und Deutschland insgesamt stark 
macht. Es ist ein Paket, das Zusammenhalt erneu-
ert; das steht für mich im Mittelpunkt.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich begreife es 
ausdrücklich als Stärke unserer Demokratie, dass 
diese breite Mehrheit im Deutschen Bundestag und 
im Bundesrat möglich geworden ist. Dieses Ergeb-
nis markiert eine Rückkehr zu der Stärke, die wir 
im Jahr 2022 hatten. Ich bedauere, dass es danach 
fast drei Jahre gedauert hat, vergleichbare gemein-
same Antworten zu geben, und dass dafür eine 
Koalition zerbrechen musste, weil die Opposition 
unter Friedrich Merz diesen Weg nicht früher gehen 
wollte.

(Beifall SPD und SSW – Zuruf Annabell 
Krämer [FDP])

In Schleswig-Holstein waren es wiederum die re-
gierungstragenden Fraktionen, die diesen Weg ver-
sperrt haben. Allein im Jahr 2024 hat die SPD-
Fraktion zwei konkrete Initiativen zur Reform der 
Schuldenbremse eingebracht. Wir haben im Februar 
2024 einen Antrag eingebracht. Wir haben unseren 
Vorschlag im März 2024 noch einmal erneuert.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Das stimmt!)

Sie haben sich für Notkredite entschieden – Not-
kredite, die unserer Meinung nach verfassungswid-
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rig genutzt wurden. Sie haben unsere Zweifel und 
Forderungen nach einer Reform der Schuldenbrem-
se nicht aufgegriffen. Der Ministerpräsident hat 
gar von einem Sturm im Wasserglas gesprochen. 
Noch im Januar dieses Jahres hat die CDU-Fraktion 
hier im Hause versucht vorzurechnen, dass weitere 
Schulden das Land ruinieren würden. Was ist aus 
all dem geworden? – Am Ende kommt die Reform 
der Schuldenbremse, und das ist gut so, verehrte 
Kolleginnen und Kollegen.

(Zuruf Dr. Bernd Buchholz [FDP])

Ich kann es Ihnen nicht ersparen: Schleswig-Hol-
stein könnte schon viel weiter sein. Schleswig-Hol-
stein hätte sich an die Spitze setzen können. Das 
wäre der Situation damals angemessen gewesen.

Das müssen Sie heute mit sich ausmachen. Die 
Regierungserklärung wäre geeignet gewesen, dies 
anzusprechen und einmal auszusprechen. Nun gut, 
Sie haben darauf verzichtet, Herr Ministerpräsident. 
Deswegen ist es gut, dass wir Sie noch einmal 
daran erinnern. Wie gesagt: Es ist gut, dass diese 
alte Position nun offenbar endlich einem Mentali-
tätswechsel unterzogen wurde.

(Beifall SPD und SSW)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Bedarfe in 
Schleswig-Holstein waren lange absehbar. Ich habe 
als frisch gewählte Landesvorsitzende im Jahr 2019 
als Erste Vorschläge dazu gemacht. Die Debatte hat 
sich über die Coronapandemie, den Ukrainekrieg 
und die Ostseesturmflut beständig weiterentwickelt. 
Die Zeitenwende findet vor unseren Küsten statt. 
Nach 15 Jahren Erfahrung mit dem Instrument war 
es uns wichtig, daraus konkrete Schlüsse zu ziehen.

Erstens. Wir müssen in unsere Zukunft investieren.

Zweitens. Krisenprävention braucht eben einen lan-
gen Atem, und den wollen wir gemeinsam haben. 
Ein aktiver Staat braucht Flexibilität, um seinen 
Aufgaben gerecht zu werden. Verehrte Kolleginnen 
und Kollegen, all das schafft Vertrauen in die Poli-
tik und in einen handlungsfähigen Staat.

(Beifall SPD)

Die Forderung nach einer Reform der Schulden-
bremse hat die SPD nicht aus Selbstzweck vor-
getragen, sondern weil wir die Problemlagen in 
Schleswig-Holstein gesehen und gespürt haben: 
Der Bedarf im Land ist riesig. Über 15 Milliarden 
Euro Investitionsbedarf bis 2040 stehen allein in 
Ihrem Infrastrukturbericht, Herr Ministerpräsident. 
Es gibt wichtige Bereiche, die jetzt endlich konkret 
angepackt werden müssen.

Beispiel Krankenhäuser. 1,7 Milliarden Euro Inves-
titionsbedarf bestehen allein für die Umsetzung 
der Krankenhausreform. Zusätzlich hohe Bedarfe 
bestehen unter anderem beim UKSH.

Beispiel Schulen. Die dringend notwendigen Maß-
nahmen zur Sanierung und Modernisierung der 
Schulen belaufen sich auf 12 bis 60 Milliarden 
Euro.

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: 16 Milliarden 
Euro!)

– 12 bis 16 Milliarden Euro, okay. – Vielen Dank.

Beispiel Kinderbetreuung. 300 Millionen Euro 
braucht es für die fehlenden Kitaplätze.

Beispiel Wohnen. In Schleswig-Holstein braucht es 
in den nächsten Jahren Investitionen von 82 bis 151 
Milliarden Euro.

Im Bereich Transformation zur Klimaneutralität 
schließlich haben wir als SPD-Fraktion in unserem 
Finanzierungskonzept TraFo.SH Bedarfe in Höhe 
von 11,6 Milliarden Euro bis 2030 berechnet.

Das alles muss endlich angegangen werden, damit 
die Kosten am Ende nicht bei den Bürgerinnen und 
Bürgern hängen bleiben, wenn das Land im Jahr 
2040 klimaneutral sein will.

Ministerpräsident Günther, Sie sprachen gerade da-
von, wie wir Strukturen ändern müssen und den 
Menschen etwas zumuten müssen. Was meinen Sie 
damit denn genau? Werden Sie doch einmal kon-
kret! Ich hätte da einen Vorschlag. Lassen Sie uns 
doch mit den Reichsten beginnen. Sind Sie dazu 
bereit? Lassen Sie uns die Vermögensteuer wieder 
einführen! Das wäre tatsächlich der Lage angemes-
sen, und es wäre vor allem gerecht, verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen.

(Beifall SPD und SSW – Unruhe FDP)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, es braucht 
massive Investitionen in unsere Infrastruktur und in 
unsere Zukunft, also auch in Forschung und Inno-
vation. Die Milliarden werden weitere Investitionen 
auslösen und der Wirtschaft neuen Schwung geben, 
den wir dringend brauchen. Das sind nur einige 
wenige Beispiele, die zeigen: Es gibt viel zu tun.

Die Günther-Regierung sollte sich vom Mentalitäts-
wechsel im Bund anstecken lassen. Gestalten Sie 
endlich! Ignorieren Sie die Probleme nicht, sondern 
handeln Sie. Die SPD ist bereit, ihrer Verantwor-
tung nachzukommen, und wir werden die Regie-
rung daran messen. Das Geld muss jetzt so einge-
setzt werden, dass es nicht verpulvert wird, sondern 
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jedem Kind einen Kitaplatz sichert, für moderne 
Schulen, ausgezeichnete Krankenhäuser sowie be-
zahlbare Wohnungen sorgt und eine Transformation 
ermöglicht, die Arbeitsplätze sichert und die Kosten 
für die Bürgerinnen und Bürger nicht in die Höhe 
treibt.

(Beifall SPD)
Ministerpräsident Günther, Sie sprechen oft von der 
Rolle, die die Wehrtechnik für unseren Standort 
spielt. Wir wünschen uns, dass Sie konkret etwas 
dafür tun. Die wachsende Bedeutung sehen wir 
auch, aber Sie haben in den letzten acht Jahren 
keine Bilanz vorzuweisen. Sie stehen in der Verant-
wortung, dass diese Mittel nun auch nach Schles-
wig-Holstein kommen. Dafür müssen Sie in Berlin 
präsent sein und Klinken putzen. Andere Bundes-
länder werden das für ihre Standorte ebenfalls tun. 
Es reicht also nicht, hier allein die Chancen zu be-
nennen. Sie müssen die Chancen ergreifen. Das ist 
die Erwartungshaltung, die wir an Sie haben.

(Beifall SPD)
Handeln Sie zügig! Gegenüber dem Bund mahnt 
der Ministerpräsident schnelles Handeln ohne lange 
Verhandlungen über Verteilungsmechanismen an. 
Aber gilt das auch für Sie selbst hier im Land? Wir 
werden Sie daran messen.
Herr Ministerpräsident, unsere Kommunalpolitike-
rinnen und Kommunalpolitiker haben Ihnen gegen-
über sicher ebenso hohe Erwartungen. Wir nehmen 
Sie beim Wort und erwarten keine langen Verhand-
lungen, sondern zügige Umsetzung. Herr Minister-
präsident, diese neue finanzielle Grundlage ist ein 
Glücksfall für die Günther-Regierung, aber Ihre 
Aufgabe ist kein Stück kleiner geworden.

(Beifall SPD)
Dieses Paket gibt Ihnen eine neue Chance, die Sie 
besser nutzen sollten. Bürgerinnen und Bürger müs-
sen spüren können, dass jetzt etwas besser wird. 
Das ist die Aufgabe einer Landesregierung. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns all das 
gemeinsam auf den Weg bringen, um das Leben der 
Menschen in Schleswig-Holstein besser zu machen. 
– Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Für die CDU-Fraktion hat der Fraktionsvorsitzende 
Tobias Koch das Wort.

Tobias Koch [CDU]: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Frau Kollegin Midyatli, ich finde, dass Sie 

dem von Ihnen selbst beschworenen historischen 
Moment nur im ersten Teil Ihrer Rede gerecht ge-
worden sind.

(Beifall CDU)

Im zweiten Teil haben wir das altbekannte sozial-
demokratische Mantra gehört, mit Schulden ließen 
sich alle Probleme lösen.

(Lachen und Zurufe SPD, FDP und SSW)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit liegen Sie 
heute genauso falsch, wie Sie sich in der Vergan-
genheit geirrt haben. Wären wir Ihren Vorschlägen 
für kreditfinanzierte kostenfreie Kitas, für Weih-
nachtsgeld auf Pump, für Schulden für alle SPD-
Wünsche in der Vergangenheit gefolgt, dann wäre 
unser Land längst pleite.

(Beate Raudies [SPD]: Das haben wir nie 
gefordert, Herr Koch!)

Dann wären wir heute nicht in der Lage, dieses gro-
ße Finanzpaket zu stemmen und damit die aktuellen 
Herausforderungen zu meistern.

(Beifall CDU – Zurufe SPD – Wortmeldung 
Beate Raudies [SPD])

Präsidentin Kristina Herbst: 
Herr Abgeordneter Koch, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage? – Entschuldigung?

Tobias Koch [CDU]: 
Frau Kollegin Midyatli, davon abgesehen war die 
Schuldenbremse nie eine Investitionsbremse.

(Beifall Annabell Krämer [FDP])

Ganz im Gegenteil, erst mit der Schuldenbremse ist 
es überhaupt gelungen, die Milliardendefizite des 
Landeshaushalts zu beseitigen, den Landeshaushalt 
auszugleichen, Überschüsse zu erzielen, das Son-
dervermögen IMPULS aufzubauen und die Investi-
tionen unter Jamaika massiv zu erhöhen, was wir 
jetzt mit Schwarz-Grün fortsetzen.

(Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])

Der Sanierungsstau in der öffentlichen Infrastruktur 
ist nicht Folge der Schuldenbremse, sondern Fol-
ge von falscher Prioritätensetzung in den letzten 
Jahrzehnten. Dafür tragen gerade auch SPD-geführ-
te Landesregierungen ein erhebliches Maß an Mit-
verantwortung, weshalb man hier durchaus hätte 
selbstkritischer auftreten können.
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(Beifall CDU – Martin Habersaat [SPD]: 
Wer hat denn Überschüsse im Landeshaus-
halt erzielt?)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Herr Abgeordneter Koch, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage oder Anmerkung der Frau Abgeordne-
ten Raudies?

Tobias Koch [CDU]: 
Ich möchte meine Rede erst einmal fortsetzen.

(Zurufe SPD und FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, jetzt in diesem 
Umfang neue Schulden machen zu müssen, ist kein 
Grund zur Freude, das ist auch kein Glücksfall für 
das Land, sondern einzig und allein den aktuellen 
großen Herausforderungen und Notwendigkeiten 
geschuldet.

Unsere Freiheit, unsere Sicherheit und unsere De-
mokratie sind in Gefahr. Seit der Bundestagswahl 
am 23. Februar 2025 verfügen radikale Kräfte von 
rechts und links zum ersten Mal in der Geschichte 
der Bundesrepublik Deutschland über eine Sperrmi-
norität im Deutschen Bundestag. Wie sehr das das 
Funktionieren unserer Demokratie beeinträchtigt, 
können wir in diesen Tagen miterleben.

(Christopher Vogt [FDP]: Und deshalb wollt 
ihr die Schuldenbremse abschaffen?)

Nur fünf Tage später, am 28. Februar 2025, konnten 
wir und die Weltöffentlichkeit mit Fernsehbildern 
direkt aus dem Oval Office das Ende der westlichen 
Wertegemeinschaft live mitverfolgen. Wer als ame-
rikanischer Präsident mit der Demütigung von Wo-
lodymyr Selenskyj eine derartige Täter-Opfer-Um-
kehr betreibt, ist kein verlässlicher Bündnispartner 
mehr.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die Rolle der NATO und gerade der USA als 
Schutzschirm Europas wurde an diesem Tag gene-
rell infrage gestellt.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Das war schon vor-
her der Fall!)

Nach diesen beiden Ereignissen ist in Deutschland 
und Europa nichts mehr so, wie es in den letzten 
80 Jahren seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges 
gewesen ist.

(Zurufe FDP)

Wenn wir alle unser gewohntes Leben so wie bis-
her fortsetzen wollen, dann ist jetzt schnelles und 
entschlossenes Handeln notwendig. Genau dafür 
werden mit den Beschlüssen von Bundestag und 
Bundesrat in der letzten Woche die finanziellen 
Grundlagen geschaffen.

Die Gefahr, dass durch ein weiteres Erstarken radi-
kaler Kräfte unsere Demokratie zugrunde geht, und 
ebenso die Gefahr, dass wir unsere Sicherheit und 
Freiheit aufgrund russischer Aggression verlieren, 
sind weitaus gefährlicher und zudem weitaus kon-
kreter, als es die Gefahr einer Staatspleite durch 
Überschuldung in den nächsten Jahren sein könnte.

Ein Kommentar der Bild-Zeitung brachte es tref-
fend auf den Punkt, als der Kommentator fragte:

„Wollen wir den Laden besenrein und schul-
denfrei übergeben, wenn Trump und Putin 
Europa unter sich aufteilen?“

Nein, meine Damen und Herren, das ist sicherlich 
keine Alternative. Deshalb ist die Entscheidung in 
Berlin zweifelsfrei richtig gewesen.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wenn aber Bund und Länder in den nächsten zwölf 
Jahren fast genauso viele Schulden machen, wie 
der Bund in den letzten 80 Jahren angesammelt 
hat, dann gibt die Höhe der vereinbarten Schulden 
gleichwohl Anlass zur Sorge. Die höhere Nachfra-
ge nach Krediten wird automatisch einen Anstieg 
des Zinsniveaus nach sich ziehen. Schon jetzt lässt 
sich – ohne dass zum jetzigen Zeitpunkt ein einzi-
ger Euro an Krediten aufgenommen worden ist – 
ein Anstieg der Rendite bei zehnjährigen Staatsan-
leihen von 0,3 Prozentpunkten in den letzten drei 
Wochen beobachten.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Logisch, klar!)

Bei einem Anstieg von einem Prozentpunkt zahlen 
wir für die rund 32 Milliarden Euro an vorhandenen 
Landeschulden zukünftig fast genau so viel Zinsen, 
wie es die neuen Verschuldungsmöglichkeiten der 
Schuldenbremse zulassen.

(Annabell Krämer [FDP]: Genau!)

Damit wäre dann rein gar nichts gewonnen, außer 
natürlich für die Kreditgeber. Der Landeshaushalt 
hingegen würde durch die steigende Zins- und 
Schuldenlast zunehmend stranguliert. Deshalb gilt 
es, mit den neuen Verschuldungsmöglichkeiten sehr 
sorgsam und verantwortungsvoll umzugehen, und 
genau das werden wir tun.
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Ja, die Gelder sollen schnell investiert werden, 
gleichzeitig muss aber die politische Kunst gelin-
gen, die Gelder sinnvoll und zielführend auszuge-
ben. Dafür gilt es aus meiner Sicht, die folgenden 
drei Prämissen einzuhalten.

Erste Prämisse: Kredite sind kein geeignetes Mittel, 
um Lücken im laufenden Haushalt zu schließen. 
Konsumtive Ausgaben über Schulden zu finanzie-
ren, wäre wirklich das Dümmste, was man machen 
könnte. Dadurch entsteht nämlich kein zusätzliches 
Wirtschaftswachstum, und dadurch werden keine 
zusätzlichen Steuereinnahmen generiert, sondern 
ausschließlich zusätzliche Zinsausgaben. Um eine 
solche Abwärtsspirale zu vermeiden, führt an der 
Fortsetzung des eingeschlagenen Konsolidierungs-
kurses kein Weg vorbei. Die bestehende Lücke im 
Landeshaushalt muss ohne neue Kredite geschlos-
sen werden.

Zweite Prämisse: Mit Geld allein ist es nicht getan. 
Weder unserer Sicherheit noch unserer Infrastruk-
tur ist geholfen, wenn das Geld des Sondervermö-
gens jetzt lange Zeit ungenutzt herumliegt. Genauso 
wenig ist es hilfreich, wenn die kreditfinanzierten 
Ausgaben in ineffiziente und teure Strukturen flie-
ßen. Dem großen Wurf bei der Kreditaufnahme 
muss deshalb auch ein großer Wurf bei Bürokratie-
abbau und Verfahrensbeschleunigung folgen.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Es braucht jetzt einen Kraftakt, der sicherstellt, 
dass die kreditfinanzierten Ausgaben schnell und 
effizient eingesetzt werden. Genauso wie bei den 
Schuldenregeln müssen alle Hindernisse beseitigt 
werden, die zu jahrelangen Verzögerungen und teu-
ren Auflagen führen.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Dritte Prämisse: Die besten Verwendungszwecke 
sind diejenigen, die unserer Sicherheit dienen und 
gleichzeitig wirtschaftliche Wachstumsimpulse aus-
lösen und dadurch Steuereinnahmen generieren, 
denn schließlich müssen die neuen Schulden ja 
auch bezahlt werden. Für die Verteidigungsausga-
ben muss deshalb gelten: Wir kaufen unsere Waffen 
nicht länger in den USA.

(Beifall Jette Waldinger-Thiering [SSW])

Denn erstens müssen wir uns darauf verlassen 
können, dass sie im Einsatzfall funktionieren, und 
zweitens vergeben wir die Aufträge lieber in 
Deutschland und Europa, damit hier Arbeitsplätze 
und Wertschöpfung entstehen.

(Beifall CDU, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und SSW)

Auch bei den Infrastrukturinvestitionen gilt es, 
sorgsam zu differenzieren. Es war nicht nur dem 
taktischen Geschick unseres Ministerpräsidenten 
geschuldet, dass er im Zusammenhang mit dem 
Sondervermögen Infrastruktur gleich die A 20 ins 
Spiel gebracht hat, sondern die A 20 erfüllt die-
se dritte Prämisse par excellence. Investitionen in 
Verkehrsinfrastruktur wie die A 20, aber auch in 
Brückenbauwerke, Schienenwege und Hafeninfra-
struktur sorgen nicht nur für Aufträge und Beschäf-
tigung, sondern sie versetzen uns gleichzeitig in die 
Lage, Truppen unserer europäischen Verbündeten 
von West nach Ost und nach Skandinavien zu verle-
gen.

Deshalb hatte Claus Madsen schon im Januar 2023, 
also vor über zwei Jahren, darauf hingewiesen, dass 
die A 20 Teil der militärischen Infrastruktur ist und 
man die Bundeswehr nicht mitten durch Bad Sege-
berg fahren lassen kann. Vor zwei Jahren ist dieses 
Argument für den Weiterbau der A 20 noch von 
vielen belächelt worden, heute ist es leider bitterer 
Ernst. Deshalb darf es keine weiteren Verzögerun-
gen beim Bau der A 20 geben, sondern es muss 
unverzüglich mit dem Weiterbau begonnen werden.

(Beifall CDU und SSW)

Was für die Verkehrsinfrastruktur gilt, gilt genauso 
für die Krankenhausversorgung. Die Krankenhaus-
strukturreform von Karl Lauterbach mit ihrer Zen-
tralisierung und Spezialisierung ist die falsche Ant-
wort für eine flächendeckende Versorgung unserer 
Bevölkerung und potenziell verwundeten Soldatin-
nen und Soldaten im Ernstfall.

(Zurufe SPD)

Wir müssen die Krankenhausstrukturreform nicht 
nur auf den Normalfall, sondern auch auf den Kri-
senfall ausrichten und die dafür erforderlichen Ka-
pazitäten vorhalten, so wie das während des Kalten 
Krieges selbstverständlich war und leider auch jetzt 
wieder notwendig ist.

(Beate Raudies [SPD]: Aber nicht in den 
Krankenhäusern!)

– Frau Kollegin, wir brauchen auch in den Kran-
kenhäusern größere Kapazitäten, um für den Ernst-
fall gewappnet zu sein; das wird wohl niemand be-
streiten können.

Wir müssen in Hochtechnologie, Wissenschaft, 
Forschung und Digitalisierung investieren. Der 
Krieg in der Ukraine, aber auch die bereits statt-
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findende hybride Kriegsführung Russlands zeigen, 
wie militärische Konflikte der Zukunft aussehen 
werden, bei denen es nicht allein um die Quantität 
von Panzern und Munition geht.

Die jahrelange politische Blockade der Beschaffung 
von bewaffneten Drohnen für die Bundeswehr hat 
unserer Verteidigungsfähigkeit massiv geschadet. 
Hier gilt es, jetzt schnell aufzuholen. Dafür braucht 
es militärische und technologische Forschung an 
unseren Universitäten und in der wehrtechnischen 
Industrie.

Meine Damen und Herren, das sind die Bereiche, 
auf die wir unsere Investitionen in Infrastruktur 
konzentrieren sollten. Das gilt nicht nur für die 
100 Milliarden Euro des Sondervermögens, die auf 
Länder und Kommunen entfallen, sondern auch für 
den zusätzlichen Kreditspielraum der Länder von 
0,35 Prozent des Bruttoinlandsprodukts.

Auch diese Möglichkeit zur zusätzlichen Kreditauf-
nahme sollten wir sorgfältig für genau diese von 
mir genannten Bereiche reservieren, bevor wir die 
Mittel leichtfertig an anderer Stelle ausgeben.

Es wäre ein vollkommen falscher Eindruck, jetzt 
zu glauben, Geld sei wieder in Hülle und Fülle vor-
handen und könne mit beiden Händen ausgegeben 
werden.

(Zuruf SPD)

Wer so agiert, der entfacht nur ein kurzfristiges 
Strohfeuer, dem die nächste Schuldenkrise unwei-
gerlich auf dem Fuße folgen würde.

Mit den beschlossenen Grundgesetzänderungen hat 
die Politik einen großen Kredit aufgenommen, so-
wohl finanziell als auch im Sinne eines politischen 
Vertrauensvorschusses. Jetzt gilt es, damit klug und 
verantwortungsbewusst umzugehen, so wie wir das 
hier in Schleswig-Holstein machen werden.

Dazu brauchen wir eine stabile Bundesregierung, 
die diese Herausforderung jetzt entschlossen angeht 
und die Probleme unseres Landes löst. Wir brau-
chen eine Koalition, die an einem Strang zieht und 
den Menschen damit wieder Vertrauen in die Hand-
lungsfähigkeit des Staates, das Funktionieren unse-
rer Demokratie und von Politik zurückgibt.

Als größtes Land und größte Volkswirtschaft in 
Europa müssen wir bereit und in der Lage sein, 
Führungsverantwortung in Europa zu übernehmen, 
denn die Abschreckung ausländischer Aggressoren 
gelingt nicht im Alleingang, sondern nur gemein-
sam in einem geeinten Europa.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Die finanziellen Möglichkeiten dafür sind jetzt vor-
handen. Ich hoffe und wünsche mir, dass die zu-
künftige Bundesregierung aus CDU/CSU und SPD 
dieser Verantwortung gerecht wird und wir die ver-
lorenen drei Ampeljahre damit wieder hinter uns 
lassen. Für Schleswig-Holstein werden wir auf je-
den Fall unseren Teil dazu beitragen.
Da ich jetzt noch ein paar Minuten Restredezeit 
habe, will ich die Gelegenheit nutzen, in aller 
Deutlichkeit eines hinzuzufügen: Neben der Auf-
stockung des Verteidigungsetats ist es genauso 
wichtig und erforderlich, auch die Wehrpflicht in 
Deutschland wieder aufleben zu lassen,

(Beifall CDU)
die ja ganz bewusst nicht abgeschafft, sondern nur 
ausgesetzt worden ist. Geld alleine sorgt nicht für 
unsere Sicherheit, sondern es braucht auch Solda-
tinnen und Soldaten, die unser Land, unsere Famili-
en und unsere Freiheit verteidigen. Ich habe dies in 
meiner Rede am ersten Tag des russischen Angriffs 
auf die Ukraine hier an diesem Rednerpult schon 
einmal gesagt, und auch diesbezüglich sind die ver-
gangenen drei Jahre leider ungenutzt verstrichen.
Zu den großen Aufgaben der neuen Bundesregie-
rung gehört deshalb auch, diese Entscheidung über 
die Wiedereinsetzung der Wehrpflicht jetzt unver-
züglich zu treffen und die dafür erforderlichen 
Strukturen in kürzester Zeit wiederaufzubauen. 
Geld dafür ist jetzt jedenfalls genügend vorhanden. 
– Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
hat der Fraktionsvorsitzende Lasse Petersdotter das 
Wort.

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abge-
ordnete! Der Investitionsbedarf in Schleswig-Hol-
stein beträgt mittlerweile etwas mehr als 7 Milliar-
den Euro. Das ist eine Zahl, die wir relativ genau 
kennen, die sich aber trotzdem immer wieder an-
passt, weil wir vor mittlerweile mehr als zehn Jah-
ren die kluge Entscheidung getroffen haben, einen 
Infrastrukturbericht auf den Weg zu bringen, der 
sich endlich einmal ehrlich macht, die Steine im 
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Land umdreht und guckt, wo überall saniert und 
investiert werden muss.

Der Infrastrukturbericht hat damals schon eine 
Summe festgelegt, der wir dann auf der anderen 
Seite – in unterschiedlichen Bündnissen mittlerwei-
le, aber immer waren die Grünen dabei – ein Son-
dervermögen IMPULS gegenübergestellt haben. In-
sofern hatten wir die To-do-Liste aus dem Infra-
strukturbericht und Sondervermögen IMPULS, um 
diese To-do-Liste Stück für Stück abzuarbeiten. 
Das war ein kluger und ein richtiger Weg, der trotz-
dem auch dazu geführt hat, dass die Investitionsbe-
darfe in die Infrastruktur immer weiter angestiegen 
sind, obwohl wir sie gleichzeitig abgebaut haben.

Diese To-do-Liste gibt uns, glaube ich, gerade in 
der jetzigen Debatte und in der Situation, in der 
wir uns befinden, einen Wettbewerbsvorteil in der 
Umsetzung der Infrastrukturmaßnahmen, die jetzt 
für dieses Land notwendig sind. Denn die Aussage, 
dass wir in den letzten 15 Jahren zwar die Schul-
den weniger in den Haushalten gesehen haben, aber 
in den Straßen, Schulen und Brücken dieses Lan-
des, stimmt für Schleswig-Holstein – wie für alle 
Bundesländer. Die schwarze Null ist eben für sich 
genommen noch keine angewandte Generationen-
gerechtigkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, 
FDP und SSW)

Oder – anders ausgedrückt –: Die Brücken in unse-
rem Land sollten immer mindestens so solide sein 
wie unsere Haushalte. Umgekehrt bringt uns das 
nämlich gar nichts.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt SPD und Beifall Christian Dirschauer 
[SSW])

Dennoch ist es richtig, jetzt verantwortungsbewusst 
mit den geschaffenen Möglichkeiten umzugehen, 
nicht in Goldgräberstimmung zu verfallen oder gar 
den Glauben zu haben, dass wir uns als Politik jetzt 
Denkmäler bauen sollten.

Wir müssen die Zinsen im Blick behalten. Die 
Zinsen sind die große Herausforderung bei jeder 
Staatsverschuldung. Bei der Staatsverschuldung 
geht es nicht vornehmlich darum, wann etwas zu-
rückgezahlt wird, weil der Staat bestehen bleibt. 
Bei der Staatsverschuldung ist das Problem: Kann 
ich mir diese Schulden jetzt gerade leisten oder 
nicht. – Deswegen ist der Zusammenhang zwischen 
Wirtschaftswachstum, Wirtschaftsstärke und Zins-
belastung der ausschlaggebende Punkt, den wir uns 
immer wieder vor Augen führen müssen und wo 

wir selbstkritisch gucken müssen, dass wir es mit 
der Verschuldung nicht übertreiben.
Eine Sache bleibt trotz dieser Entscheidungen un-
verändert, und das ist die Schuldenbremse und 
ihre Praxisuntauglichkeit in sich. Denn was man 
jetzt gemacht hat, ist, ein paar Dinge vor die Klam-
mer zu ziehen, im Grundgesetz neben die Schul-
denbremse zu schreiben. Aber die strukturellen He-
rausforderungen der Schuldenbremse selbst werden 
damit noch nicht gelöst. Ganz besonders ist immer 
wieder zu betonen ist, dass die mehrjährigen Notla-
gen mit der Schuldenbremse, wie sie aktuell gilt, 
einfach nicht zu bewältigen sind. Da besteht ein 
Reformbedarf, der ganz offensichtlich ist.
Wenn Sie, Frau Midyatli, darauf hinweisen – das 
teile ich ja sehr – und auch daran appellieren, dass 
wir als Koalition und die Landesregierung sich 
da konstruktiv einbringen, will ich mich für die 
konstruktiven Äußerungen des Ministerpräsidenten 
in den letzten Tagen doch ausdrücklich bedanken, 
denn er war der Einzige

(Zuruf SPD)
– von der CDU-Seite der Einzige! –, der immerhin 
öffentlich betont hat, dass man jetzt weiter an dem 
Projekt arbeiten muss, und der die Bereitschaft hat-
te, auch das Sondierungspapier ernst zu nehmen 
und zu sagen: Man muss bis zum Ende des Jahres 
mit den notwendigen Leuten darüber sprechen, um 
zu einem Ergebnis zu kommen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt CDU und Beifall Beate Raudies 
[SPD] – Zuruf)

Wenn ich schon nette Dinge über die CDU-Bun-
despolitik sage, möchte ich aber auch ein bisschen 
Relation reinbringen, denn eines verhehle ich auch 
nicht: Die Herausforderungen, die bestehen, beste-
hen tatsächlich nicht erst seit Ende Februar.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, 
FDP und SSW)

Der Appell von Friedrich Merz, Jens Spahn, Cars-
ten Linnemann und anderen, jetzt müsse man sich 
aber wirklich einmal zusammenreißen, jetzt hätten 
wir wirklich eine ganz andere Situation, jetzt müss-
ten alle an einem Strang ziehen, ist leicht gesagt, 
wenn man glaubt, alleine zu bestimmen, wohin es 
geht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, 
FDP und SSW)

Wenn man sagt, die außenpolitische Lage sei jetzt 
eine vollkommen andere, als das noch vor Februar 
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der Fall war, weil wir diese Rede von J. D. Vance 
auf dem World Economic Forum gehört haben, weil 
wir die Situation zwischen Trump, Selenskyj und 
J. D. Vance im Weißen Haus gesehen haben, und 
außerdem gehe irgendwie dieser Plan von „Wir ma-
chen ein paar Kürzungen beim Bürgergeld, und an-
sonsten regeln wir alles über das Wirtschaftswachs-
tum“ nicht auf,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, 
FDP und SSW – Zurufe)

spricht das dafür, dass Friedrich Merz im Wahl-
kampf entweder haushaltspolitisch oder außenpoli-
tisch reichlich naiv oder nicht ganz aufrichtig war. 
Beides kostet in jedem Fall Glaubwürdigkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, 
FDP und SSW)

Dass man es dann sogar noch geschafft hat, es nach 
der Wahl fast zu verdribbeln, das grüne Wahlpro-
gramm mit den Grünen umzusetzen, zeugt von ei-
nem gewissen politischen Unvermögen, das ich mir 
bei einem künftigen Kanzler ehrlicherweise nicht 
wünsche. – So viel zur CDU und zu Friedrich 
Merz,

(Beifall FDP, Uta Röpcke [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN] und Sybilla Nitsch 
[SSW])

die weitere Rede soll sich damit weniger befassen,

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Mach so weiter! – 
Zuruf Serpil Midyatli [SPD])

sondern viel mehr mit dem guten Ergebnis. Denn 
das Ergebnis ist durch die Grünen-Verhandlungen 
meiner Auffassung nach besser geworden.

(Beifall Silke Backsen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] und Jan Kürschner [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN])

Es ist schon ein Treppenwitz der Geschichte, dass 
man wieder einmal nichts zum Klimaschutz gesagt 
hat und wieder die Grünen irgendwie in der Verant-
wortung waren, den Klimaschutz da reinzuverhan-
deln,

(Zuruf Beate Raudies [SPD])

als sei es ein Partikularinteresse der Grünen, den 
Klimaschutz in Schleswig-Holstein, aber eben auch 
in Deutschland voranzubringen. Es sollte nicht nur 
ein Partikularinteresse sein, aber wenn es so ist, 
werden wir es immer wieder tun.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Was umfasst das Paket ansonsten? – Wir haben den 
Strang der Verteidigungsfähigkeit, der um Cybersi-
cherheit ergänzt wurde. Ich glaube, wir sind uns al-
le darin einig, dass das in dieser Zeit notwendig ist. 
Künftig können Ausgaben für die Verteidigungsfä-
higkeit über ein Prozent des Bruttoinlandsproduktes 
kreditfinanziert geleistet werden. Das Signal an die 
Europäische Union, aber auch an die NATO war 
dringend notwendig und – so glaube ich – bringt 
uns in der Frage der Verteidigungsfähigkeit große 
Schritte voran – eben auch, dass wir die Ukraine 
künftig aus diesen Mitteln unterstützen können. Das 
ist ein richtiges Paket.

(Beifall Silke Backsen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] und Uta Röpcke [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN])

Dann haben wir die Infrastruktur: 500 Milliarden 
Euro insgesamt über etwas mehr als zehn Jahre, 
100 Milliarden Euro davon für den Klimaschutz, 
insbesondere für den Klima- und Transformations-
fonds, und 100 Milliarden Euro für die Länder und 
Kommunen.
Der dritte Strang sind die 0,35 Prozent des Brutto-
inlandsproduktes für die Länder, was endlich ein 
Schritt in die richtige Richtung ist, weil es tatsäch-
lich mal eine perspektivische Verbesserung mit sich 
bringt und für Schleswig-Holstein etwas mehr als 
400 Millionen Euro bedeutet.
Das bedeutet in der aktuellen Debatte auch, dass 
wir die Notlage, wie wir sie in diesem Jahr be-
schlossen haben, nicht mehr benötigen, weil sich 
die finanziellen Rahmenbedingungen verändert ha-
ben. Das hilft alles sehr.
Trotzdem ist es richtig, jetzt nicht naiv vorzugehen 
und das Geld blind zu verplanen. Wenn sich 500 
Milliarden Euro dadurch ergeben sollten, wären wir 
nicht besonders klug, 10.000 Stellen zu schaffen 
und zu sagen: „Das Ding ist durch“, sondern klug 
wäre, dass wir tatsächlich überlegen: Welche Aus-
gaben sind gerade notwendig, und welche Ausga-
ben stehen in der Zukunft noch an?
Blicken wir auf die Infrastruktur. Es ist richtig, 
dass wir jetzt erst einmal auf die konkreten Zahlen 
warten, um dann darüber zu entscheiden, welche 
Investitionen getätigt werden. Eine Richtschnur für 
die Grünen kann ich aber definieren, und die ist, 
dass für uns Sanierung vor Neubau gilt. Ich glaube, 
dass wir die Verantwortung haben, jetzt insbeson-
dere darauf zu gucken, was in den letzten Jahren 
liegen geblieben ist, um die Alltagsprobleme der 
Menschen zu lösen, das bedeutet insbesondere die 
Sanierung.
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(Wortmeldung Beate Raudies [SPD])

– Frau Präsidentin, ich kriege eine Zwischenfrage.

(Heiterkeit)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Ich war abge-
lenkt. – Herr Abgeordneter, lassen Sie denn die 
Zwischenfrage oder Anmerkung der Abgeordneten 
Raudies zu?

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 
Ja.

(Heiterkeit)

Beate Raudies [SPD]: Vielen Dank, Frau 
Präsidentin. – Herr Kollege, ich grübele noch 
ein bisschen über Ihre Aussage, Sie warteten 
auf die Zahlen für die Bedarfe. Die Kollegin 
Midyatli hat vorhin gesagt – auch Sie sind 
darauf eingegangen –, dass wir einen Infra-
strukturbericht haben. Wir haben einen rela-
tiv aktuellen Infrastrukturbericht: 15 Milliar-
den Euro Investitionsbedarf bis 2040. Welche 
Zahlen brauchen Sie denn noch?

– Ich brauche die Zahlen, die tatsächlich bei uns 
ankommen. Es geht mir nicht um die Bedarfe, son-
dern um die Zahlen: Was bekommt Schleswig-Hol-
stein? Machen wir es zum Beispiel so, dass wir 
tatsächlich 0,35 Prozent des Bruttoinlandsproduk-
tes von Schleswig-Holstein als Land erhalten, also 
von den 114 Milliarden Euro BIP, dann eben die 
0,35 Prozent?

(Zuruf CDU)

Oder wird es so sein, dass man sagt: „Die Län-
der erhalten, wenn man die Gesamtsumme des 
Bruttoinlandsproduktes Deutschlands nimmt, davon 
0,35 Prozent“, und das wird dann über den König-
steiner Schlüssel verteilt? – Das Ausführungsgesetz 
liegt ja noch nicht vor.

Mir geht es nicht um die Bedarfe. Die sind an 
vielen Stellen klar; da muss man politisch disku-
tieren, was man als Erstes macht. Neben dem In-
frastrukturbericht kommen auch der Landesnahver-
kehrsplan, und, und, und dazu. Mir geht es darum: 
Wie viel Geld erhält Schleswig-Holstein eigentlich 
aus dieser Möglichkeit? – Das scheint mir, solange 
wir das Ausführungsgesetz nicht haben, noch nicht 
klar zu sein.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine weitere Zwi-
schenfrage oder Anmerkung der Frau Abgeordne-
ten Raudies?

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 
Ja.

Beate Raudies [SPD]: Vielen Dank, Herr 
Kollege, für die Aufklärung und die Erklä-
rung. Ich folge Ihnen, dass das in der Tat 
schwierig ist. Stimmen Sie mir aber zu, dass 
wir in diesem Haus schon sehr zügig anfan-
gen könnten, die Prioritätenliste zu erstellen 
– egal, wie hoch der Betrag ist, müssen 
wir mit irgendwas anfangen –, und dass wir 
dann aus dem 15‑Milliarden-Infrastrukturbe-
richt sozusagen schon einmal eine Reihenfol-
ge bilden könnten?

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Verteilen!)

– Ich gehe davon aus, dass diese Debatte jetzt 
losgehen wird. Ich versuche gerade, schon zu die-
ser Debatte beizutragen, indem ich sage: Sanierung 
halte ich für besonders wichtig. – So wird jetzt 
allmählich das Pulling and Hauling zwischen uns 
allen losgehen. Dann wird man sagen: Okay, die 
A 20 ist jetzt, gerade wegen des Operationsplans, 
extrem wichtig.

(Beifall CDU)

Ich sage aber einmal: Der Bund hat dann eine Men-
ge zu finanzieren, und der Operationsplan benennt 
auch viele andere Dinge. Es ist ein Trugschluss zu 
glauben, dass eine Straße, die womöglich irgend-
wann in 20 Jahren fertig sein wird, für die unmittel-
bare Verteidigungsfähigkeit dieses Landes das aus-
schlaggebende Element sein wird.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Wi-
derspruch CDU)

Sie erleben das auch in dieser Debatte. Insofern 
wird die Diskussion eben weitergehen.

Natürlich ist das Ganze für die Verteidigungspoli-
tik zu betrachten, so wie ich das gerade bei dem 
Operationsplan genannt habe, aber es ist auch als 
Konjunkturpaket zu betrachten, welches es gegebe-
nenfalls schon früher gebraucht hätte. Jetzt werden 
natürlich Fragen aufkommen: Okay, wie ist denn 
die Konkurrenzsituation zu anderen Bauprojekten? 
– Die Bauwirtschaft wird von diesem Schuldenpa-
ket profitieren.
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Die Aufgaben sind eben, auch in den Kommunen, 
sehr deutlich. Nehmen wir die Kitas, die Schulen, 
den Ganztag, die energetische Sanierung, den Woh-
nungsbau, den Krankenhausbau und die Kranken-
haussanierung. Ich habe gestern in der Presse den 
Vorschlag gemacht, dass es als Angebot an die 
Kommunen eventuell sinnvoll sein kann, so etwas 
wie ein Kommunal-IMPULS zu schaffen. Wir ha-
ben mit IMPULS die Erfahrung gemacht, dass es 
ganz gut war, dass man einen zusammengefassten 
Ausgabentopf hat, in dem man dann aber auch 
Liquiditätsmanagement betreiben kann. Wenn eine 
bestimmte Ausgabe, weil sich ein Projekt verzö-
gert, nicht unmittelbar getätigt werden kann, dann 
können diese Mittel für anderes verwendet werden. 
In der Gesamtsicht muss allerdings jedes Projekt 
für sich abgesichert sein.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie wieder eine Zwi-
schenfrage oder Anmerkung der Frau Abgeordne-
ten Raudies?

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 
Ja.

(Christopher Vogt [FDP]: Privatgespräch!)
Beate Raudies [SPD]: Danke schön, Herr 
Kollege. – Ich habe das heute Morgen mit 
großem Interesse gelesen, wir haben aber 
auch sowohl in der Rede des Ministerpräsi-
denten als auch von meiner Fraktionsvorsit-
zenden gehört: Es muss auch schnell gehen, 
es soll vorangehen. – Könnten Sie sich vor-
stellen, dass wir es für die Kommunen so 
machen, wie wir es beim Kommunalinvestiti-
onsförderpaket 1 gemacht haben? Wir haben 
nämlich definiert, für welche Zwecke Kom-
munen Geld ausgeben dürfen, es ihnen dann 
überwiesen und erst hinterher abgerechnet. 
Das beschleunigte natürlich viel, denn in vie-
len Kommunen liegen die Baupläne eigent-
lich fertig in der Schublade.

– Auch das ist eine gute Idee. Wir haben im Koali-
tionsvertrag festgehalten, dass unser Ziel ist, Förde-
rungen häufiger über eine unmittelbare Auszahlung 
und einen anschließenden Verwendungsnachweis 
zu organisieren. Insofern ist das ein guter Weg.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Blicken wir auf die Verteidigung. Das ist wahr-
scheinlich überhaupt einer der Auslöser, warum wir 
an dieser Stelle all die anderen Themen diskutie-
ren konnten. Die Verteidigung – das muss man 
ehrlicherweise sagen – ist auch deswegen so ein 
großes Thema, weil sich die Welt in den letzten 
zehn Jahren doch sehr stark verändert hat – das 
hat sie auch für uns Grüne. Wir haben diese Verän-
derung erkannt und Korrekturen an unserem Kurs 
vorgenommen. Wir haben heute eine andere Sicht 
auf Bundeswehr, Verteidigung, Wehrindustrie, als 
wir sie vor zehn Jahren hatten. Das war ein Prozess, 
der bei uns sehr schnell ging, aber sehr intensiv 
war.

In diesen Fragen haben auch Einzelpersonen eine 
große Rolle gespielt, weil wir so immer die Mög-
lichkeit hatten, zu neuem Austausch beispielsweise 
mit der Bundeswehr zu kommen. An dieser Stelle 
möchte ich mit dem Blick auf den morgigen Tag 
einmal einen besonderen Dank an Oberst Schneider 
aussprechen, der auch in einer Zeit, als wir Grüne 
ein distanzierteres Verhältnis zur Bundeswehr hat-
ten, immer ein offenes Ohr für uns hatte und vor 
allen Dingen immer bereit war, ehrlich und offen 
mit uns wie Erwachsenen zu sprechen, wie er das 
auch gerne sagt. Ich glaube, dass das der Ansatz ist, 
der nicht nur unseren Kurs verändert, sondern auch 
den von anderen Teilen der Gesellschaft.

(Beifall ganzes Haus)

Nur am Rand will ich sagen: Das ist ein Prozess, 
den ich auch der Linken sehr empfehlen würde, die 
sich mit ihrem Widerspruch in sich, der prorussi-
schen Friedenspolitik, auf einem Holzweg befindet.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt SPD und Beifall Dr. Hermann Jung-
hans [CDU])

Die deutsche Politik war in den letzten Jahren und 
Jahrzehnten gegenüber Russland ausgesprochen na-
iv: 2008 beim Angriff auf Georgien, 2014 beim 
Angriff auf die Krim,

(Beifall Dr. Heiner Garg [FDP])

als man sich auf diese Absurdität eingelassen hat: 
„Wer greift da jetzt eigentlich gerade wen an?“, 
und: „Da ist jetzt ein Flugzeug abgestürzt, was ist 
denn da eigentlich passiert?“. Man hat sich ablen-
ken lassen. Das hat Russland genutzt, und das hat 
Russland für sich ausgenutzt. Europa und die NA-
TO waren an dieser Stelle verwirrt und nicht ausrei-
chend handlungsfähig.

(Beifall Dr. Heiner Garg [FDP])
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Dazu kommen Auftragsmorde auf europäischem 
Grund und Boden in Großbritannien, aber auch in 
Deutschland, ausgeführt von Russland. Diese Nai-
vität muss vorbei sein. Deswegen ist es Zeit, jetzt 
wieder robuster zu sein.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU, 
FDP und Birgit Herdejürgen [SPD])

Mit robust sein meine ich nicht eine blinde Verhär-
tung der Gesellschaft. Robust sein kann auch mit 
Herz geschehen. Aber man muss robust sein, indem 
man sich auf diese Situation angemessen vorberei-
tet. Was es da besonders braucht, sind meiner Auf-
fassung nach drei Dinge.

Das eine ist, die Kapazitäten auszubauen. Das ist 
insbesondere dann gewährleistet, wenn wir den 
Wehretat auf 3,5 Prozent ausweiten – zumindest 
vorerst –, aber auch, indem wir bestimmte Fähig-
keiten wieder ausbauen, etwa in der Drohnenab-
wehr, bei der die Bundeswehr bislang nicht ausrei-
chend aufgestellt ist. Das liegt auch daran, dass 
Grüne da immer sehr skeptisch waren – das sage 
ich dazu –, aber wir müssen in der Drohnenabwehr 
stärker werden. Das hat der Krieg in der Ukraine 
bislang gezeigt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU 
und FDP)

Das Zweite ist, dass wir Partnerschaften ausbauen 
müssen. Für die Europäische Union bedeutet das 
meiner Auffassung nach: Insbesondere Deutsch-
land, aber auch Frankreich und Polen müssen ei-
ne Rolle einnehmen, die der Europäischen Union 
und ihrer Rolle nach außen gerecht wird, jetzt, da 
die USA – in ganz vielen Fragen zumindest – aus-
fallen. Dabei dürfen wir uns selber nicht immer 
so kleinrechnen und kleinmachen. Die Europäische 
Union, Großbritannien und Norwegen zusammen 
haben ein Zehnfaches des Bruttoinlandsproduktes 
von Russland. Die Europäische Union ist längst 
nicht so schwach, wie sie sich selber ganz gerne 
darstellt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU, 
SPD, FDP und Christian Dirschauer [SSW])

Zu diesen Partnerschaften gehören auch außereuro-
päische Partnerschaften, etwa zu Japan, dem wich-
tigsten Verbündeten in der Region, aber auch zu 
Großbritannien außerhalb der Europäischen Union 
und gerade in diesen Tagen ganz besonders zu Ka-
nada. Kanada ist einer der wichtigsten Verbündeten 
der Europäischen Union und der wichtigste Verbün-
dete Deutschlands.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP, 
SSW, vereinzelt CDU und Beifall Birgit Her-
dejürgen [SPD])

Das Dritte, was es jetzt braucht, ist, dass wir die ge-
sellschaftliche Resilienz ausbauen müssen. Das be-
deutet heruntergebrochen: Jeder muss wissen, was 
zu tun ist. Dieses Gefühl von Ohnmacht in Krisen 
macht einen nervös. Wir haben das in der Corona-
pandemie erlebt. Die Menschen wussten, was zu 
tun ist. Sie hatten zwar ein hartes Leben und einen 
harten Job zu erledigen, aber es hat in der Resilienz 
an der einen oder anderen Stelle durchaus geholfen. 
Das müssen wir jetzt auch in Verteidigungs- und 
anderen politischen Fragen erreichen, dass jeder 
weiß, was zu tun ist, und jeder seine Rolle für sich 
zumindest einmal durchdacht hat.

Die Gesellschaft resilienter zu machen, bedeutet 
auch, die Medienkompetenz zu fördern. Diese Idee 
von hybrider Kriegsführung gegen Deutschland! Je 
weniger sie funktioniert, desto besser. Sie funktio-
niert derzeit zu gut. Wenn wir die Medienkompe-
tenz verbessern wollen, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, dann nicht nur in der Schule, sondern auch 
in Generationen, die längst nicht mehr in der Schule 
sind. Damit gucke ich niemanden explizit an.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU 
und FDP – Zuruf Silke Backsen [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN])

Wir müssen das Vertrauen in die Politik wieder 
stärken. Da helfen uns anderen Maßnahmen und 
Möglichkeiten, indem wir die Alltagsprobleme der 
Menschen lösen und Alltagsprobleme ernst neh-
men.

Um die Resilienz zu stärken, müssen wir die soziale 
Sicherheit verbessern. Wir müssen die soziale Si-
cherheit unterstützen. Niemand darf sich abgehängt 
fühlen. In den Umfragen zur Bundestagswahl, wel-
ches die wichtigsten Themen sind, ist das nicht im-
mer nur die innere Sicherheit, sondern ganz häufig 
die soziale Sicherheit. Deswegen müssen wir darauf 
gucken: Wie geht es eigentlich den Schwächsten in 
der Gesellschaft?

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP 
und SSW)

Deswegen ist es gut, dass diese Maßnahmen jetzt – 
in Teilen zumindest – kreditfinanziert werden kön-
nen, damit sie weniger gegen andere Maßnahmen, 
die wir als Land und als Bund leisten müssen, lau-
fen und die Konkurrenzsituation zwischen Verteidi-
gung und Sozialem eben nicht so erfolgt, wie das 
beispielsweise Die Linke und das Bündnis Sarah 
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Wagenknecht zurzeit in der Debatte häufig tun. Es 
ist ja gerade ein Ziel der Maßnahmen, dass die 
Dinge nicht gegeneinander laufen.
Gleichzeitig müssen wir in der Umsetzung verant-
wortungsbewusst vorgehen. Wir müssen Zurückhal-
tung zeigen in der Frage der Schuldenmöglichkei-
ten, die sich ergeben, und gleichzeitig das tun, was 
notwendig ist. Wir müssen die Chancen nutzen, die 
Probleme des Alltages wirklich zu lösen. Dabei 
können wir gerne schnell sein, sollten aber trotz-
dem die Regeln, die wir miteinander haben, nicht 
zu leichtfertig umgehen.
Ich bin dafür, jetzt in Gespräche miteinander ein-
zutreten: Was braucht es als Erstes? Was braucht 
es am meisten? Was hat die besten Auswirkungen 
für unsere Gesellschaft? Was macht uns robuster? 
Was macht uns auch solidarischer? Damit der Ge-
meinsinn unabhängig von Einzeläußerungen läuft, 
müssen wir mal wieder gucken: Was haben wir 
miteinander? – Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU 
und SSW)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor wir mit der 
Rednerliste fortfahren, lassen Sie uns gemeinsam 
Schülerinnen und Schüler der Dietrich-Bonhoeffer-
Schule aus Bargteheide sowie Mitglieder der Frei-
willigen Feuerwehr Aumühle und Freiwilligen Feu-
erwehr Wohltorf und Bürgermeister der Gemeinde 
Aumühle, Knut Suhk, und Bürgermeisterin der Ge-
meinde Wohltorf, Susann Kröger, auf Einladung 
von MdL Andrea Tschacher begrüßen. – Herzlich 
willkommen!

(Beifall)
Das Wort hat nun der Fraktionsvorsitzende der 
FDP-Fraktion, Christopher Vogt.

Christopher Vogt [FDP]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Eines möchte ich vorweg-
nehmen. Deutschland muss, wie auch andere euro-
päische Staaten, sehr schnell deutlich mehr für die 
Verteidigungsfähigkeit tun. Ich bin froh, dass wir 
in diesem Hohen Hause darüber grundsätzlich eine 
große Einigkeit haben. Das ist wichtig, denn wir 
müssen unsere Freiheit immer verteidigen können. 
Das ist in diesen Zeiten wichtiger denn je, wichtiger 
als in den letzten Jahrzehnten.

(Beifall FDP, CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und SSW)

Der Beschluss von Bundestag und Bundesrat geht 
jedoch weit über das Thema Verteidigung hinaus, 
und diesen Teil des Pakets sehen wir äußerst kri-
tisch.

Die Union und die SPD haben gemeinsam mit den 
Grünen und mit Unterstützung der Linken und der 
Freien Wähler im Bundesrat ein wirklich giganti-
sches Schuldenpaket auf den Weg gebracht. Das 
ist eine radikale Kehrtwende von der Finanzpolitik 
Deutschlands in den letzten Jahrzehnten.

Viele Menschen hatten sich den angekündigten Po-
litikwechsel von CDU und CSU sicherlich ganz 
anders vorgestellt. Im Wahlkampf hatten Friedrich 
Merz und die Union immer vehement für die Ein-
haltung der Schuldenbremse plädiert und erklärt, 
der Staat müsse mit 1 Billion Euro Steuereinnah-
men pro Jahr jetzt endlich auch einmal auskommen. 
Nun fragt man sich: Womit ist die Union eigentlich 
in die Sondierungsverhandlungen mit der SPD ge-
gangen? Das eigene Wahlprogramm kann es nicht 
gewesen sein. Es muss etwas anderes gewesen sein. 
Wahrscheinlich die Ratschläge von linken Ökono-
men auch aus Kiel, die, glaube ich, manchmal eine 
etwas naive Vorstellung von Politik haben.

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Das ist unser 
Charme! – Heiterkeit)

– Das kann ich bei Einzelnen ausschließen, Herr 
Dr. Dolgner.

(Heiterkeit)

Es mag sein, dass der Charme von Frau Esken bei 
Herrn Merz eine besondere Wirkung hat, aber ich 
glaube, ehrlich gesagt, es war doch was anderes.

Ich frage mich in diesen Tagen auch, was Angela 
Merkel derzeit wohl denken mag, wenn sie sieht, 
in welcher Rekordgeschwindigkeit Friedrich Merz 
so viel rot-grünes Programm umsetzt, wie es unser 
Land seit über 20 Jahren nicht mehr gesehen hat.

(Beifall FDP)

Sie wurde von Friedrich Merz und seinen Freunden 
jahrelang dafür kritisiert, dass sie sozialdemokra-
tische Politik macht. Friedrich Merz macht nicht 
sozialdemokratische Politik, sondern rot-grüne Po-
litik. Insofern: Schönen Gruß an Angela Merkel. 
Das, was Friedrich Merz bisher beschlossen hat, ist 
deutlich links der Ampel. Auch deswegen denke 
ich in diesen Tagen an Angela Merkel.

(Beifall FDP)

Man kann es deshalb in vollem Ernst nicht anders 
sagen: Das ist jetzt kein kluger Kompromiss und 
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kein kurzfristiges Umdenken der Union wegen Do-
nald Trump. Das ist die wohl größte Wählertäu-
schung in der Geschichte der Bundesrepublik, die 
hier vollzogen werden wird.

Die Älteren erinnern sich noch an den Vorschlag 
von Frau Merkel 2005, die Mehrwertsteuer um 
zwei Punkte zu erhöhen. Da hat die SPD plaka-
tiert: „Merkel-Steuer, das wird teuer“. – Dann ka-
men drei Prozentpunkte raus. Das haben die Bür-
ger schon nicht verstanden. Aber was hier passiert, 
verstehen viele Menschen in der Tat nicht.

(Beifall FDP)

Meine Sorge ist – das sage ich mit Blick auf den 
aktuellen Bundestag –, dass eine solche Mitte-links-
Politik, für die es in der Bevölkerung ja eigentlich 
gar keine Mehrheit gibt, für noch mehr Frust bei 
vielen Bürgerinnen und Bürgern sorgen wird.

Die Schuldenbremse wird nun in erheblichem Ma-
ße ausgehebelt werden. Zur Wahrheit gehört ja– 
der Ministerpräsident hat das in einer Wortwahl 
auch erklärt, die ich jetzt nicht wiedergeben möch-
te –: Das Ende der Fahnenstange ist noch nicht 
erreicht. Denn die zukünftige Koalition aus Union 
und SPD will noch in diesem Jahr – so steht es im 
Sondierungspapier – mit den Grünen und vermut-
lich auch mit den Linken, die AfD wird es ja wohl 
nicht sein – unsere Verfassung erneut ändern, um 
die Schuldenbremse noch einmal ganz explizit auf-
zuweichen. Darüber wird momentan kaum gespro-
chen.

(Zuruf Serpil Midyatli [SPD]: Ja, doch, ich 
war da sehr deutlich!)

– Ja, Herr Günther und Sie sind da sehr deutlich, 
aber ansonsten wird in der Öffentlichkeit gar nicht 
darüber gesprochen, was das eigentlich bedeutet. 
Wir werden am Ende also nicht bei 1 Billion Euro 
zusätzlichen Staatsschulden, sondern eher bei 2 Bil-
lionen Euro liegen. Das gehört zur Wahrheit. Es ist 
ja nicht so, dass Deutschland bisher unter zu wenig 
Staatsverschuldung gelitten hätte.

Die SPD spricht in ihrem heutigen Antrag bei der 
Schuldenbremse von einer Innovationsbremse. Ich 
glaube, Frau Kollegin Midyatli, Innovationen wer-
den hierzulande nicht durch die Schuldenbremse 
abgewürgt, sondern vor allem durch zu viel Büro-
kratie und zu schlechte Rahmenbedingungen vor 
allem im Bereich Forschung und Entwicklung.

(Beifall FDP)

Die Schuldenbremse ist auch kein Fetisch von ein-
zelnen Parteien, sondern es ist ein wichtiges Instru-

ment, um für halbwegs solide Staatsfinanzen und 
somit für Stabilität sorgen zu können, zum Beispiel 
was die Inflation betrifft. Durch die Schulden der 
Coronazeit wurde die Inflation angeheizt. Das war 
nicht nur die Themen Putin und Energie, sondern 
es war eben auch die Verschuldung in der Corona-
krise. Sie war eine Lehre aus der Finanzkrise, in der 
sich der Staat massiv verschulden musste, um die 
Lage in den Griff zu bekommen. In der Coronakrise 
kamen erneut massive Schulden hinzu.
Auch zuletzt – Herr Kollege Petersdotter, es wird 
immer von der vermeintlichen schwarzen Null ge-
sprochen – wurden ja massive Schulden gemacht. 
Der Bund hat im Rahmen der Schuldenbremse 
rund 50 Milliarden Euro neue Schulden pro Jahr 
gemacht. Es gab das Sondervermögen Bundeswehr. 
Also es gab in den letzten Jahren überhaupt gar 
keine schwarze Null. Insofern glaube ich, es geht 
um Verantwortung für die Zukunft. Da sollte man 
ein bisschen zurückhaltender herangehen.
Nun kommt es natürlich immer darauf an, wofür 
Staatsschulden konkret verwendet werden. Ich bin 
immer sehr für mehr Investitionen in die Infrastruk-
tur zu haben. Aber mein Eindruck ist, dass mit die-
sem neuen Sondervermögen am Ende alles Mögli-
che finanziert werden wird und es eben auch dazu 
dient, Räume im Haushalt für konsumtive Ausga-
ben zu schaffen. Die bisherigen Sondierungsergeb-
nisse machen das auch sehr deutlich, wenn man 
ehrlich ist.
Herr Kukies soll als Finanzminister erklärt haben, 
wie groß die Lücke im aktuellen Haushalt ist. Dann 
hat man diese Sondervermögen, aber auch mehrere 
neue Ausgaben im Milliardenbereich geschaffen. 
Die Mütterrente der CSU kostet mal eben 5 Milliar-
den Euro pro Jahr, rechnen Experten vor.
Jetzt ist die spannende Frage: Soll das irgendwie in-
direkt über die Höhe gemacht werden? Dann fließt 
das schon mal nicht in die Infrastruktur. Ich gön-
ne ja jedem beinahe alles, vor allem den Müttern 
in unserem Land. Aber ich muss deutlich fragen: 
Wie soll das denn ernsthaft finanziert werden? Das 
Rentensystem ist schon jetzt eigentlich nicht seriös 
finanziert. Wie soll das jetzt funktionieren?

(Beifall FDP)
Die Abgaben werden deutlich steigen in den nächs-
ten Jahren wegen des demografischen Wandels, 
aber auch wegen der Arbeitsmarktlage. Jetzt immer 
noch etwas draufzupacken, ist ein weiterer Affront 
gegenüber der jungen Generation, wenn man nicht 
erklären kann, wie das dauerhaft finanziert werden 
soll.
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(Beifall FDP und Eka von Kalben [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Meine Damen und Herren, es ist aus meiner Sicht 
zumindest fragwürdig, dass man noch mit einer 
alten Bundestagsmehrheit eine solch wichtige Ver-
fassungsänderung auf den Weg gebracht hat, die 
solche finanziellen Dimensionen hat. Es ist wirklich 
traurig, dass man zukünftig ohne AfD oder Linke 
keine Grundgesetzänderung mehr vornehmen kann, 
weil die politischen Ränder so stark geworden sind. 
Die Aufgabe für die staatstragenden Parteien muss 
es deshalb mehr denn je sein, die politischen Rän-
der wieder kleiner zu machen und nicht, wenn auch 
ungewollt, dazu beizutragen, dass sie noch stärker 
werden.

(Beifall FDP)
Herr Ministerpräsident, ich will es deutlich sagen: 
Ich finde es äußerst schwierig, dass die Union ge-
meinsam mit den Linken unsere Verfassung ändern 
will, um noch mehr Schulden machen zu können. 
Mich stört auch der wiederholte Versuch aus der 
Union, die Linken quasi normalisieren zu wollen. 
Der Kollege Tobias Koch hat gestern die steile 
These aufgestellt, dass sich der problematische Teil 
der Linken – so hat er sich ausgedrückt – abgespal-
ten habe und nun im Bündnis Sahra Wagenknecht 
aktiv sei. – Herr Kollege Koch, warum koalieren 
Sie dann in Thüringen mit dem BSW, mit dem pro-
blematischen Teil, und nicht mit den Linken? Das 
müssen Sie mir einmal erklären.

(Beifall FDP)
Ich kann nur wirklich jedem empfehlen – das mei-
ne ich sehr ernst –, sich die Linken noch einmal 
genauer anzugucken. Die verbrecherische Vergan-
genheit der Linken, die früher SED hieß, finde ich 
wirklich schlimm. Wir haben auch gestern wieder 
bei der Rede von Herrn Gysi gesehen, dass diese 
von der Partei in Wahrheit nicht aufgearbeitet, son-
dern immer noch verklärt wird. Daran sollte sich 
die CDU nicht beteiligen.

(Beifall FDP)
Es ist nicht nur die Vergangenheit, die mich stört, es 
ist auch die Gegenwart, denn die Linke beheimatet 
noch immer viele Linksextreme, die mit unserem 
Staat und unserer Verfassung nichts zu tun haben. 
Auch die Putin-Treue der Linken wurde angespro-
chen. Davor sollte man aus machttaktischen Grün-
den nicht die Augen verschließen. Es ist noch im-
mer keine normale Partei. Ich will sie nicht mit der 
AfD gleichstellen, aber auch nicht verharmlosen.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Union und SPD haben sich einen gewaltigen finan-
ziellen Spielraum verschafft, den die junge Gene-
ration wird stemmen müssen – zusätzlich zu den 
ohnehin schon hohen Belastungen. Was bei der Dis-
kussion über die deutsche Staatsverschuldung leider 
oft übersehen wird, ist die Tatsache, dass wir durch 
unser System der Sozialversicherung auch noch ei-
ne sehr hohe indirekte Staatsverschuldung haben. 
Das sind vor allem die Versprechen der Rentenver-
sicherung und die Pensionszusagen von Bund und 
Ländern, bei denen noch gar nicht wirklich klar 
ist, wie die eigentlich in den nächsten Jahrzehnten 
tatsächlich gestemmt werden sollen. Unsere Sorge 
ist, dass die junge Generation mit den Folgen der 
Lasten dieses Pakets endgültig überfordert werden 
könnte.

Herr Kollege Petersdotter, soziale Sicherheit muss 
alle Generationen beinhalten, da stimme ich Ihnen 
zu. Wenn schon meine Generation sagt: „Wir wer-
den eh kaum etwas aus der gesetzlichen Rentenver-
sicherung bekommen, in die wir massiv einzahlen“, 
dann ist das doch auch ein Problem, das man nicht 
übersehen darf. Das führt zu Frust bei vielen jungen 
Menschen. Wir wissen doch: Aus höheren Schulden 
werden durch Zins und Tilgung sehr schnell gerin-
ger werdende Spielräume in den Staatshaushalten, 
über die demokratisch entschieden werden muss.

(Beifall FDP)

Durch das geplante Paket dürften schon in den 
nächsten Jahren insgesamt rund 300 Milliarden 
Euro an zusätzlicher Zinsbelastung anfallen. Am 
Ende müssen für alle Staatsausgaben immer die 
Steuerzahler geradestehen. Das gerät in diesen Ta-
gen ein bisschen in Vergessenheit. Wir haben in 
Deutschland schon jetzt sehr hohe Steuern und Ab-
gaben, die weiter steigen werden. Bei der Einkom-
mensteuer rutscht man schon bei dem 1,3-fachen 
des Durchschnittslohns in den Spitzensteuersatz. 
Das ist doch eine massive Ungerechtigkeit, die dort 
stattfindet. Neue Schulden sind die Steuererhöhun-
gen von morgen.

(Beifall FDP)

Auch wenn es einige nerven mag: Deshalb warnen 
wir vor erdrückenden Zinslasten in öffentlichen 
Haushalten. Die Zinskosten im Bundeshaushalt 
sind zuletzt durch die höheren Zinsen deutlich an-
gestiegen. Sie lagen einmal bei 4 Milliarden Euro, 
jetzt sind es schon über 40 Milliarden Euro pro 
Jahr. Experten rechnen mit einem weiter steigenden 
Zinsniveau, das schon etwas angestiegen ist, und 
mit einem Wiederanheizen der Inflation, vor allem 

6292 Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) – 84. Sitzung (neu) – Mittwoch, 26. März 2025

(Christopher Vogt)



durch noch höhere Baukosten, die natürlich auch 
ein soziales Problem sind.
Viele Experten sehen eine Gefährdung der Stabilität 
des Euroraums. Das AAA-Rating Deutschlands ist 
in Gefahr, wenn wir weiter in diese Richtung ge-
hen. Es ist jedenfalls aus meiner Sicht ein schwieri-
ges Signal an andere Euro-Staaten, die bereits sehr 
hoch verschuldet sind. Die sagen sich doch: Wenn 
Deutschland jetzt schon massive Schulden macht, 
warum sollen wir dann auf die Bremse treten? –– 
Das wird dann die Stabilität der Euro-Zone im 
Zweifel sehr schnell wieder gefährden. Ich warne 
davor, weil das massive soziale Auswirkungen auf 
Europa hat und Europa schwächen wird.

(Beifall FDP)
Das beschlossene Paket ist also unterm Strich ei-
ne riskante Wette auf die Zukunft unserer Kinder 
und Enkel und bisher eine ziemliche Blackbox. Die 
Junge Union Schleswig-Holstein spricht deshalb zu 
Recht von einem historischen Fehler. Es darf kein 
Schuldenmachen geben, um notwendige Struktur-
reformen zu vermeiden. Die Frage ist tatsächlich: 
Wie will man irgendwann einmal einen Deckel dar-
auf bekommen? – Man hat das Gefühl, der Zug hat 
keine Bremse. Deswegen muss es aufhören, dass es 
immer weiter in diese Richtung geht.
Ich will es jedoch deutlich sagen: Wir unterstützen, 
dass Deutschland noch einmal sehr deutlich in die 
eigene Verteidigungsfähigkeit investiert.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)
Das ist ein wichtiges Signal in Richtung der ei-
genen Bevölkerung und unserer Verbündeten. Es 
war richtig, 2022 nach der Vollinvasion Russlands 
der Ukraine das Sondervermögen einzurichten, also 
Sonderschulden für die Bundeswehr aufzunehmen. 
Eine Aufstockung hätte meines Erachtens auch frü-
her erfolgen können und müssen. Ich hatte das im 
vergangenen Jahr auch in der Welt vorgeschlagen.
Mehrere Bundesregierungen haben bei der Wieder-
herstellung der Verteidigungsfähigkeit viel zu lange 
geschlafen. Der russische Angriff auf Georgien war 
bereits im Jahr 2008; das ist fast 20 Jahre her. Die 
Rede von Putin auf der Münchener Sicherheitskon-
ferenz lag in dieser Zeit. In dieser hat er dem Wes-
ten quasi angekündigt, dass es jetzt anders laufen 
wird. Die Krim-Annexion liegt auch schon über 
zehn Jahre zurück.
Wir erleben in Europa und in Deutschland mittler-
weile fast jeden Tag hybride Angriffe auf uns, was 
quasi eine kriegerische Handlung ist. Wir erleben 
Sabotage, Spionage, Desinformation und Auftrags-

morde; der Kollege Petersdotter hat es gesagt. Des-
wegen muss die Bundeswehr sehr schnell viel mehr 
Aufträge zur Verbesserung der Ausstattung erteilen. 
Das Beschaffungswesen der Bundeswehr muss ra-
dikal reformiert werden. Der Faktor Zeit spielt eine 
riesige Rolle, denn Russland hat längst auf Kriegs-
wirtschaft umgestellt, und neu produziertes Militär-
material geht oftmals ins Depot und nicht mehr an 
die Front.

Deswegen ist es nachvollziehbar – auch wenn es 
schwierig ist –, dass Polen aus dem Abkommen 
ausgestiegen ist und die Grenze vermint. Ich kann 
nachvollziehen, warum die Polen das machen.

Es gibt auch berechtigte Sorgen ums Baltikum. Wir 
waren mit dem Ältestenrat gerade dort. Dort macht 
man sich sehr konkrete, sehr ernste Sorgen, und 
darauf müssen wir reagieren. Wenn jetzt immer an-
geführt wird, Grund war der Eklat um Selenskyj 
im Oval Office, dann muss ich deutlich sagen: Wer 
das gebraucht hat, um aufzuwachen, der muss sich 
eingestehen, dass er sehr lange sehr naiv war, meine 
Damen und Herren.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Schleswig-Holstein hat allein schon aufgrund der 
geografischen Lage eine besondere Bedeutung für 
die Landes- und Bündnisverteidigung. Das kennen 
wir noch aus dem Kalten Krieg. Das betrifft natür-
lich vor allem den Ostseeraum. Ich erwarte deshalb, 
dass hier besonders viel passiert, was auch die hier 
ansässige Wehrtechnikbranche endlich stärker mer-
ken muss. Hier gibt es viel Luft nach oben.

Es braucht schnelle Investitionen in die Stärkung 
unserer Marine mit weiteren Schiffen und U‑Boo-
ten. Zudem muss die Luftwaffe gestärkt werden, 
insbesondere in Jagel und Hohn, wo ich großen 
Bedarf beim Thema Drohnen sehe; Herr Petersdot-
ter, Sie haben gesagt: es muss vor allem Drohnen-
abwehr geben. Das stimmt absolut, das ist durch 
den Ukrainekrieg das neue große Thema und die 
neue große Herausforderung. Ich sage aber auch 
sehr deutlich: Die Drohnen, die wir haben, auch in 
Jagel, die technisch sehr gut sind, müssen endlich 
eine Bewaffnung bekommen. Das ist auch eine Fra-
ge, mit der wir uns endlich ernsthaft beschäftigen 
müssen.

(Beifall FDP und Rasmus Vöge [CDU])

Es ist richtig: Der zivile Bevölkerungsschutz bei 
Katastrophen muss gestärkt werden. Deswegen 
komme ich zum Infrastrukturpaket, bei dem das 
zumindest indirekt auch eine Rolle spielen kann. 
500 Milliarden Euro in zwölf Jahren sind wirklich 
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eine gewaltige Summe, davon 100 Milliarden Euro 
für die Länder und 100 Milliarden Euro für den Kli-
ma- und Transformationsfonds. Die Union hatte die 
Ampel wegen 60 Milliarden Euro für den Klima- 
und Transformationsfonds verklagt. Jetzt gibt es 
100 Milliarden Euro –, das ist irgendwie stringent.
Das viele Geld wird nur dann sinnvoll investiert 
werden können, wenn es umfassende Reformen des 
deutschen Planungsrechts und des Vergaberechts 
gibt. Das muss man so deutlich sagen. Mit dem jet-
zigen Planungsrecht werden wir das Geld in zwölf 
Jahren nicht halbwegs sinnvoll ausgegeben bekom-
men.

(Beifall Dr. Heiner Garg [FDP])
– Vielen Dank, Herr Kollege. – Es braucht mehr 
Planungs- und Baukapazitäten. Es darf jedenfalls 
keine Verschwendung und keine Zweckentfrem-
dung geben, weil man an diesen Herausforderungen 
scheitert.
Es wurde schon angesprochen: In Schleswig-Hol-
stein gibt es viele Projekte – die A 20, die Fehmarn-
belt-Anbindung, die A 21, die A 23, die Marsch-
bahn und die S‑Bahnen. Ob es für die Stadtbahn 
Kiel reichen wird, werden wir sehen. Da ist die 
Haltung der Landesregierung – ich sage einmal – 
noch nicht abschließend geklärt.

(Zuruf Serpil Midyatli [SPD])
Ich will etwas zur Klimaneutralität im Grundgesetz 
sagen. Das halte ich für einen schwierigen Sonder-
weg innerhalb der Europäischen Union. Warum? – 
Weil wir mit dem europäischen Emissionshandel 
ein europäisches System bis 2050 geschaffen ha-
ben.

(Beifall FDP)
Wenn man da ausbricht, hat das Auswirkungen, und 
zwar negative Auswirkungen vor allem auf unsere 
Industrie. Es macht überhaupt keinen Sinn, dieses 
Ausscheren auch noch in die Verfassung zu schrei-
ben. Man hat auch keinen Plan. Heute Morgen lese 
ich, man will 2045 per Grundgesetz klimaneutral 
sein, aber den Kohleausstieg auf 2038 hinauszö-
gern. Sieben Jahre, bevor man per Verfassung kli-
maneutral sein will, will man in Deutschland noch 
die Kohlekraft nutzen. Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, das ist wirklich irre. Das ist kein Plan, 
um klimaneutral zu werden, und das zeigt, dass es 
nicht funktionieren wird.

(Beifall FDP)
Die spannende Frage ist auch: Was bedeutet das 
eigentlich rechtlich genau, zum Beispiel mit Blick 

auf Klagen in Bezug auf die A 20, wo ich erwar-
te, dass die Landesregierung jetzt in Gesprächen 
mit den Umweltverbänden zum Planfeststellungs-
beschluss erreicht, dass es keine erneuten Klagen 
geben wird?

Ich habe große Sorgen um unseren Wirtschafts-
standort, vor allem um unsere Industrie, in der jetzt 
schon ein massiver Arbeitsplatzabbau stattfindet. 
Die Infrastruktur ist da übrigens nicht das Haupt-
problem. Es sind vor allem die Steuern und Abga-
ben, es ist die Bürokratie, und es sind die Energie-
preise, meine Damen und Herren.

Zu den Ländern will ich noch kurz sagen: Die 
Schuldenbremse wurde hier ja auch aufgeweicht, 
bisher ohne Zweckbindung. Hier braucht es meines 
Erachtens wenigstens eine Festlegung auf Investiti-
onen, wie wir sie schon mehrfach vorgeschlagen 
haben. Schleswig-Holstein gehört bereits zu den 
hoch verschuldeten Bundesländern. Im Jahr 2010 
wurde die Schuldenbremse deshalb von uns allen 
hier im Landtag – von allen fünf Fraktionen, die 
hier jetzt vertreten sind –, explizit in die Landes-
verfassung geschrieben. Das ist ja nicht in allen 
Bundesländern der Fall. Die Rede des Kollegen 
Koch von damals zitiere ich lieber nicht, um seine 
Gesundheit zu schonen.

(Beifall FDP)

Er hat viele richtige Dinge gesagt. – Heute klang 
das alles eher nach Losse-Müller, was Sie so erzählt 
haben – aber egal.

(Zuruf BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Ver-
einzelter Beifall)

Ich finde es nicht in Ordnung, Herr Ministerpräsi-
dent, dass die Landesverfassung nun über den Bun-
destag und den Bundesrat geändert wurde, ohne 
dass der Landtag beim Thema Landesverfassung 
überhaupt gefragt wurde.

(Beifall FDP)

Sie hatten ja am 5. März 2025 in den Medien 
angekündigt, dass Sie Gelegenheit für Gespräche 
mit den Fraktionsvorsitzenden zu dieser Regelung 
suchen wollen.

(Zuruf FDP: Das war wohl nichts!)

Aber zwischendurch hat die Landesregierung auf 
der Finanzministerkonferenz und, wie ich denke, 
auch auf anderen Kanälen den Bund aufgefordert, 
die Landtage bei dieser wichtigen Frage quasi aus-
zubooten.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Unerhört!)
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Das, finde ich, ist ein No-Go in einem föderalen 
Staat.

(Beifall FDP)

Ganz ehrlich: Ein selbstbewusster Landtag hätte 
sich nicht bieten lassen, dass Sie uns jetzt nach-
träglich Gespräche anbieten, um die „Preisgelder“ 
der Landesverfassung textlich noch mal irgendwie 
glattzuziehen. In Wahrheit ist das schon ein Hohn, 
Herr Ministerpräsident; ich hätte das vorher von 
Ihnen erwartet. Deswegen bin ich da schon ein biss-
chen erstaunt, wie Sie mit der Landesverfassung 
umgehen – die Sie ja damals als Abgeordneter 
selbst mit geändert haben.

Wie soll es jetzt weitergehen? – Ich glaube, dieser 
Weg ist immerhin ehrlicher, als immer wieder Not-
kredite zuzulassen, aber er ist ebenso risikoreich. 
Der Kollege Koch hat die Herausforderungen be-
schrieben. Die spannende Frage ist, wofür das Geld 
ausgegeben wird. Ich sage es sehr deutlich: Ob mit 
Verschuldung oder ohne – wir haben gezeigt, dass 
es auch ohne Verschuldung geht –: Zuerst müssen 
die Kürzungen bei der Infrastruktur und bei der Bil-
dung zurückgenommen werden, meine Damen und 
Herren. Die sind ein Fehler dieser schwarz-grünen 
Regierung.

(Beifall FDP und vereinzelt SPD)

Die Landesregierung muss auch deutlich mehr für 
die wirtschaftliche Entwicklung tun. Herr Minister-
präsident, Sie haben das Thema Northvolt ange-
sprochen, und Sie haben völlig zu Recht das Wir-
ken von Christian Lindner gewürdigt – es war ja 
alles richtig, was Sie gesagt haben. Wir wissen na-
türlich, was Sie damit bezwecken wollten. Ich sa-
ge Ihnen, wir können gerne miteinander Spielchen 
spielen; ich freue mich aber, wenn Northvolt nicht 
nur dann ein Thema für die Landesregierung ist, 
wenn schöne Fotos gemacht werden, die bundes-
weit zu sehen sind, sondern auch, wenn jetzt in der 
Insolvenz das Krisenmanagement gefragt ist.

(Beifall FDP)

Man fragt sich schon, was denn eigentlich das 
Bundeswirtschaftsministerium gemacht hat, wenn 
Northvolt auf diese Art und Weise in die Insolvenz 
geht. Selbst der amerikanische Richter hat nicht 
durch Northvolt selbst davon erfahren, sondern hat 
es in den Medien gelesen. Das wirft viele Fragen 
dazu auf, wie die Dinge in den letzten ein, zwei 
Jahren gelaufen sind. Es geht um die Frage: Was 
hat die Landesregierung wann über die Risiken ge-
wusst, und wie hat sie das Parlament informiert? – 

Wir können Sie nur auffordern: Schaffen Sie echte 
Transparenz – ansonsten müssen wir das machen –,

(Beifall FDP – Zuruf Dr. Bernd Buchholz 
[FDP])

und sorgen Sie dafür, dass es zu einem Erfolg 
kommt.
Ich will abschließend sagen – die Koalitionsver-
handlungen im Bund laufen ja noch; ich bin sehr 
gespannt, was dabei herauskommen wird –: Ich 
hoffe, dass Friedrich Merz ein Bundeskanzler sein 
wird, der sich in der Außenpolitik gegenüber Herrn 
Trump und auch gegenüber Herrn Putin besser 
durchsetzen kann, als das vielleicht bei Frau Esken 
der Fall wäre. Ich glaube, es braucht in Wahrheit 
eine echte Staatsreform, es braucht Unternehmens-
steuerreformen – und zwar nicht erst im Jahr 2029 
im Umfang von einem Prozentpunkt. Die vielen 
Schulden dürfen nicht dazu führen, dass Strukturre-
formen ausbleiben, sondern sie müssen – wenn man 
schon Schulden macht – sinnvoll genutzt werden, 
damit die junge Generation eine gute Zukunft hat. 
Darauf werden zumindest wir drängen. – Ich be-
danke mich ganz herzlich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die SSW-Fraktion erteile ich deren Fraktions-
vorsitzenden Christian Dirschauer das Wort.

Christian Dirschauer [SSW]: 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wir haben es heute mehrfach gehört: Bundestag 
und Bundesrat haben eine große, eine bedeutende 
Entscheidung, ja, eine historische Entscheidung ge-
troffen. Tatsächlich kann dies von historischer Be-
deutung sein. Entsprechend sind die Erwartungen 
nun hoch, dass damit eine nachhaltige Stärkung – 
das haben wir heute hier mehrfach gehört; da be-
steht großer Konsens – unserer Verteidigungsfähig-
keit und eine bedeutende, eine ganz entscheidende 
Weiterentwicklung unserer Infrastruktur einhergeht. 
Die Menschen haben mit Blick auf diese Summe 
eine große Erwartung an die Bundesregierung, dass 
diese Gelder nun verantwortungsvoll und sachge-
recht eingesetzt werden.
Da die Länder hierbei ebenfalls eine ganz entschei-
dende Rolle spielen werden, gibt es diese Erwar-
tungshaltung natürlich auch gegenüber uns, den 
Ländervertretern. Wir sind da – so will ich es fast 
sagen – in einer Schicksalsgemeinschaft; wir sind 
gemeinsam sozusagen dazu verdonnert – dies in 

Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) – 84. Sitzung (neu) – Mittwoch, 26. März 2025 6295

(Christopher Vogt)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2922&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3394&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3394&format=WEBVOLLLANG


einem sehr positiven Sinne –, zu liefern, liebe Kol-
leginnen und Kollegen. In puncto Ländermittel geht 
es nun vorrangig darum, dass wir eine gerechte Ver-
teilung über alle Regionen hinweg hinbekommen.

Vieles, was in diesem Paket beschlossen wurde, 
fordert der SSW schon seit Langem. Das ist unter 
anderem die Reform der Schuldenbremse, es sind 
aber auch Investitionen in die genannten Infrastruk-
turprojekte. Entsprechend hat der SSW das Gesamt-
paket im Bundestag mit seiner Bundestagsstimme 
mitgetragen.

(Beifall SSW – Sybilla Nitsch [SSW]: Jede 
Stimme zählt!)

Der SSW-Abgeordnete Stefan Seidler begrüßte das 
Finanzpaket grundsätzlich, schränkte aber ein – ich 
zitiere –:

„Ein historisches Schuldenpaket muss zu his-
torischen Fortschritten führen.“

Er forderte spürbare Verbesserungen für die Men-
schen. Und das ist unser gemeinsamer Auftrag an 
dieser Stelle.

Für unser ja eher strukturschwaches Bundesland 
bietet das Paket tatsächlich bedeutsame Chancen. 
Für uns als SSW liegt der Fokus – das ist bekannt 
– unter anderem auf dem Ausbau des Kitasystems, 
auf bezahlbarem Wohnraum, Investitionen in das 
Krankhauswesen, Verkehrsinfrastruktur vor allem 
im strukturschwachen nördlichen Landesteil und an 
der strukturschwachen Westküste.

Wichtig ist, auch um bei dieser Summe Rückende-
ckung aus der Bevölkerung zu haben, dass das Geld 
bei den Menschen ankommt, dass das Geld dort 
investiert wird, wo dies für die Menschen sichtbar 
ist und wo es ihnen tatsächlich einen spürbaren 
Mehrwert bringt.

Was bedeutet das historische Paket nun konkret für 
Schleswig-Holstein? – Das ist die große Kernfrage, 
die sich uns allen stellt. Welchen Anteil dürfen wir 
für das Land und in der Folge dann auch für die 
Kommunen erwarten? Welche Schwerpunkte wer-
den bei uns im Land gesetzt, und wofür werden 
die Mittel verausgabt? – Das muss sich nun in den 
nächsten Wochen ergeben.

Meine Damen und Herren, natürlich würden wir 
uns alle wünschen, dass die Summen, die nun für 
die Verteidigung eingeplant sind, anderweitig ein-
gesetzt werden könnten. Aber die weltpolitische 
Lage und die Sicherheitsarchitektur haben sich nun 
einmal verändert. Dies müssen wir anerkennen und 
müssen entsprechend handeln. Wir müssen unsere 

Verteidigung so ausstatten, dass wir uns im Falle 
des Falles verteidigen können, und zwar mit Erfolg. 
Das sogenannte Zweiprozentziel der NATO – also 
mindestens zwei Prozent des BIP für Verteidigung 
auszugeben –, ist hier im Haus allen ein Begriff. 
Manch andere NATO-Partner übererfüllen dieses 
Ziel schon seit Längerem; auch für uns rückt diese 
Thematik durch den Verlauf der letzten Jahre nun 
leider wieder näher. Wir haben heute viel über den 
Krieg in der Ukraine und die Situation, die sich in 
der Vereinigten Staaten von Amerika mit Präsident 
Trump ergeben hat, gehört.
Schleswig-Holstein kann und Schleswig-Holstein 
muss nun hier eine verantwortungsvolle Rolle ein-
nehmen. Wir haben wehrtechnische Industrie, die 
Werften; wir haben Wehrtechnikstandorte vor Ort 
in Kiel, in Flensburg, in Eckernförde. Deswegen 
muss sich die Landesregierung auf Bundesebene 
dafür einsetzen, dass entsprechende Aufträge und 
Gelder aus dem Sondervermögen beziehungswei-
se den neuen Verteidigungsausgaben nach Mög-
lichkeit konkret nach Schleswig-Holstein vergeben 
werden.
Der Begriff Sicherheit bezieht sich neben seiner 
militärischen Bedeutung unmittelbar auch auf die 
innere Sicherheit und auf komplexere Szenarien – 
das haben wir heute auch gehört –, für die wir uns 
rüsten müssen, beispielsweise für Cyberattacken, 
hybride Angriffe oder Angriffe auf unsere Ener-
gieversorgung. Für Schleswig-Holstein und seine 
Menschen bedeutet Sicherheit nicht nur Sicherheit 
im Sinne von Verteidigung, sondern auch einen gut 
ausgestatteten Küstenschutz und eine entsprechen-
de Klimafolgenanpassung.

(Beifall SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und vereinzelt SPD)

Noch ist der Verteilungsmodus nicht klar. Für uns 
ist zumindest aber klar: Die Sondervermögenmit-
tel dürfen nicht nach der stärksten Lobby, sondern 
müssen bundesweit transparent und fair verteilt 
werden. Kriterien für die Mittelvergabe können bei-
spielsweise neben anderem die Fläche sein, struk-
turelle Bedürftigkeit oder der besondere Transfor-
mationsbedarf. Wir erwarten, dass mindestens der 
Königsteiner Schlüssel zum Einsatz kommen wird.

(Serpil Midyatli [SPD]: Nordrhein-Westfa-
len!)

Eventuell gibt es auch andere Überlegungen; da 
sind wir offen. Wichtig ist uns, dass es fair und 
transparent ist. Nicht maßgeblich für die Entschei-
dungen darf sein, wo entsprechende Bundesminis-
ter herkommen; wir haben dabei in den vergange-
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nen Jahrzehnten viel zu oft ein Nord-Süd-Gefälle 
erlebt. Das darf auf keinen Fall passieren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall SSW und vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SPD – Serpil Midyatli 
[SPD]: Das wäre die Vollkatastrophe!)

Sollten insbesondere die Investitionsmittel wettbe-
werblich vergeben werden, muss die besondere 
Lage beziehungsweise die räumliche und soziale 
Struktur der Bundesländer eine gewichtige Rolle 
spielen. In der Folge müsste Schleswig-Holstein 
dann fairerweise überproportional zum Königstei-
ner Schlüssel bedacht werden.

Wir denken hier an unseren Küstenschutz, an un-
sere Verkehrsinfrastruktur, an das bekanntlich bun-
desweit schlechteste Schienennetz und an unseren 
Status als europäische Grenzregion mit nach wie 
vor besonderen grenzüberschreitenden Infrastruk-
tur- und Weiterentwicklungsbedarfen. Auch dafür 
muss sich die Landesregierung – sollte es diesen 
Weg gehen – beim Bund entsprechend einsetzen.

Im vergangenen Jahr, im Februar 2024, hatten wir 
mit unserem Antrag „Schuldenbremse reformieren“ 
sogar noch finanzielle Spielräume im Rahmen der 
Schuldenbremse aufgezeigt, die für Investitionen 
zum Beispiel in der Kitalandschaft für den Betrieb, 
aber auch die Förderung des Baus hätten genutzt 
werden können und sollen. Nun haben wir eine 
neue Ausgangslage. Es sind aber noch immer die-
selben Herausforderungen, die nun auch mit diesen 
Sondervermögengeldern und mit den Spielräumen 
aus der Schuldenbremse angegangen werden müs-
sen.

Das wäre eine sinnvolle und an dieser Stelle nach-
haltige Investitionsrechnung, denn eine gute Ki-
ta-Gesamtarchitektur – geeignete Gebäude, ausrei-
chend Personal, gute und verlässliche Betreuungs-
zeiten – ermöglicht den Eltern, wieder länger oder 
überhaupt wieder zu arbeiten. Hier lautet das Stich-
wort auch: Situation der Alleinerziehenden. Damit 
werden wir uns im Mai im Plenum noch einmal 
umfassend beschäftigen.

Schlussendlich brauchen wir Wachstum. Dafür 
brauchen wir Arbeits- und Fachkräfte. Deswegen 
müssen wir es möglich machen, dass die Menschen 
in Arbeit kommen, die es wollen. Schlussendlich 
können wir beim Wachstum auch über Tilgung 
sprechen. Insoweit ist das wirklich eine Investition 
im Kitabereich, die sich lohnen würde.

Wir müssen aber auch schauen, was wir sonst noch 
so gehört haben. Was haben die unterschiedlichen 

Stakeholder, Interessenverbände im Land gesagt? – 
Der Landkreistag hat explizit noch einmal darauf 
hingewiesen – die Pressemitteilung haben sicher-
lich alle bekommen –, dass nun die Länder am Zug 
seien, die Mittel so flexibel wie möglich für die 
Kommunen einsetzbar zu machen. Die Pressemit-
teilung stammt vom 20. März 2025.

Unsere SSW-Haltung ist an dieser Stelle: Ja, Haupt-
geschäftsführer Professor Dr. Hans-Günter Henne-
ke weist zu Recht auf ein Detail in der Formu-
lierung in der nun beschlossenen Grundgesetzän-
derung hin. Dieser zufolge stünden den Ländern 
100 Milliarden Euro auch – die Betonung liegt auf 
auch – für Investitionen in die Infrastruktur zur Ver-
fügung. Ich zitiere mit Erlaubnis des Präsidenten:

„Diese Formulierung kann nach dem Wort-
laut sowie nach Sinn und Zweck nur be-
deuten, dass es sich um frei verwendbare, 
nicht infrastrukturell gebundene und damit 
auch auf die Kommunen unabhängig von 
konkreten Infrastrukturmaßnahmen übertrag-
bare Mittel handeln muss.“

Diese Lesart erscheint dem SSW sinnvoll. Sie wür-
de mehr Freiheiten bei der Verwendung der Mittel 
auf kommunaler Ebene erlauben – zum Beispiel je 
nach Bedarf die Sanierung einer Schule, den Aus-
bau der Kitalandschaft oder den Glasfaserausbau 
vor Ort; es gibt ganz viele Möglichkeiten –, um 
individuelle Bedarfe in den Kommunen zu decken 
und gestalten zu können.

Wichtig ist auch, dass wir uns noch einmal mit den 
eher kritischen Stimmen auseinandersetzen. Hier 
haben wir unter anderem die Rechnungshöfe und 
den Bund der Steuerzahler.

Vom Bund der Steuerzahler kam eine scharfe Kritik 
sowie die Warnung vor einem staatlichen Selbstbe-
dienungsladen und vor Blankoschecks. Die Rech-
nungshöfe der Länder mahnen in einer gemeinsa-
men Erklärung Bund und Länder zu einem verant-
wortungsvollen Umgang mit den neuen Schulden-
möglichkeiten.

Da sage ich als SSW-Abgeordneter: Natürlich müs-
sen die Sondervermögen, müssen diese Steuergel-
der verantwortungsvoll verwaltet und verausgabt 
werden. Mit diesem Geld sollen die gravierenden 
Herausforderungen des Landes angegangen und 
keine Wahlgeschenke oder Parteienlieblingsprojek-
te finanziert werden. Ich glaube – auch wenn ich 
meine Hand nicht dafür ins Feuer legen will, weil 
ich kein Bundestagsabgeordneter bin und nicht im 
Bundesrat vertreten war –, dass niemand, der dort 
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mit Ja abgestimmt hat, sein Ja für Steuergeldver-
schwendung gegeben hat.

Die Gelder sind für ausreichend konkretisierte Zie-
le vorgesehen, die jetzt definiert werden müssen. 
Während die einen nun ob der Sonderschulden die 
Hände über dem Kopf zusammenschlagen, müssen 
wir uns gleichzeitig fragen, wie viel es uns auf 
Sicht wohl kosten mag, wenn wir jetzt nicht in 
diese Ziele investieren, wenn wir die Küstenschutz-
maßnahmen so kurz nach der Ostseesturmflut aus 
dem Oktober 2023 ruhen lassen, wenn wir die 
Transformationsbedürftigkeit unseres Landes wei-
terhin kleinreden, wenn wir die soziale Infrastruktur 
weiter schleifen lassen.

Auf Sicht würde uns ein solcher – ich nenne es 
einmal so – Dauerschleifenreparaturbetrieb sowohl 
an der physischen als auch an der sozialen Infra-
struktur deutlich teurer zu stehen kommen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall SSW und Serpil Midyatli [SPD])

Wir müssen Schleswig-Holstein und unsere Kom-
munen in puncto Mittelverteilung nun ausreichend 
gut positionieren – eine Positionierung als struk-
turschwaches Bundesland mit zwei strukturell un-
terschiedlichen Landesteilen und gleichzeitig eine 
Positionierung als Grenzregion. Wir müssen auch 
schauen: Sind wir in den Verwaltungen – in der 
Landesverwaltung, in den Kommunen – strukturell 
so aufgestellt, dass wir die Gelder tatsächlich nut-
zen können?

(Beate Raudies [SPD]: Das ist eine sehr gute 
Frage!)

Ich habe das Antragsfitness genannt. Wir müssen 
antragsfit werden, denn wir wissen: Manchmal 
scheitert eine Maßnahme nicht am Geld, sondern 
an der Bürokratie oder an der Mittelabrufung, weil 
einfach Fachkräfte fehlen. Das heißt, das Förder-
mittelmanagement muss landesweit gut aufgestellt 
sein, und dort, wo Kommunen Unterstützung brau-
chen, muss das Land eine aktive helfende Hand 
sein.

Der Norden insgesamt braucht eigene starke Pro-
jekte und gut vorbereitete Infrastrukturpläne der 
Landesregierung, mit denen die Landesregierung 
in Berlin gute Lobbyarbeit betreiben muss, um vie-
le Gelder in den Norden zu holen. Als SSW wer-
den wir mit unserem einen Bundestagsmandat – 
bekanntlich die Stimme des Nordens – ebenfalls 
und wie gewohnt tatkräftig für unser schönes Bun-
desland lobbyieren.

(Beifall SSW, Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN], Uta Röpcke [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN] und Dr. Heiner Garg 
[FDP])

Ein strategisches Vorgehen, eine strategische Pro-
jektplanung und eine Anmeldung sind nun wichtig. 
Ich bin dem Kollegen Petersdotter sehr dankbar, 
dass er das Soziale in seiner Rede betont hat. Wir 
erwarten auch die finanzielle Stärkung und Weiter-
entwicklung unseres sozialen Gemeinwesens. Was 
meinen wir damit? – Auch da blicke ich einmal 
nach Dänemark.
Dänemark steht vor der gleichen Herausforderung 
wie wir, die Ausgaben für Verteidigung massiv er-
höhen zu müssen. Dort wird ganz aktuell darüber 
diskutiert, wie der Wohlfahrtsstaat und der soziale 
Zusammenhalt angesichts der sicherheitspolitischen 
und der wirtschaftlichen Herausforderungen auf-
rechterhalten und zukunftsfit gemacht werden kann. 
Im Raum steht auch die Idee eines neuen Gesell-
schaftsvertrages, eines ny samfundskontrakt. Wir 
werden diese Diskussion eng verfolgen und daraus 
bestimmt wertvolle Impulse für uns in Schleswig-
Holstein ableiten können.
Nicht zuletzt, meine Damen und Herren: Minder-
heit ist auch Struktur. Minderheitenregionen brau-
chen eine besondere Berücksichtigung; das ist euro-
päisches Prinzip und deutsche Verpflichtung. Wenn 
wir also über Investitionen reden, dann dürfen wir 
die Einrichtungen der Minderheiten bei uns im 
Land nicht vergessen.
Ich möchte nur einmal daran erinnern, was für 
einen großen Wertschöpfungsfaktor und wie viele 
Mauersteine – hätte ich fast gesagt – alleine der 
Dänische Schulverein im nördlichen Landesteil lie-
fert. Insoweit ist auch dort die herzliche Bitte, die 
Minderheiten mitzudenken.
Der Norden braucht eigene Projekte, Schlüsselpro-
jekte. Was gut zu uns passt und wo ein dringender 
Bedarf besteht, sind die Bahnstrecken. Dabei denke 
ich zum Beispiel an die Marschbahn. Ich denke 
aber auch an den grenzüberschreitenden Verkehr

(Beifall SSW und Marc Timmer [SPD] – Bir-
te Pauls [SPD]: Lindaunis!)

– Lindaunis ist auch ein sehr, sehr gutes Thema. –, 
an die Energieinfrastruktur, die Krankenhausland-
schaft – auch das wurde hier schon benannt – und 
das Thema Bildung in seiner Gesamtheit von der 
Kita, von der Krippe bis zu den Universitäten.
Meine Damen und Herren, wir sind ja noch nicht 
ganz so weit, darüber zu sprechen, wo die Mittel 
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jetzt konkret hingehen. Deshalb ist die erste Aufga-
be, die wir gemeinsam haben, für eine gerechte und 
transparente Verteilung der bundesweiten Mittel 
und dann weitergehend für eine gerechte Verteilung 
innerhalb Schleswig-Holsteins zu sorgen. Der SSW 
– das wissen Sie – wird ganz sicher gerne konstruk-
tiv an den weiteren Planungen und selbstverständ-
lich auch an den Mittelverausgabungen mitarbeiten. 
– Herzlichen Dank.

(Beifall SSW und vereinzelt SPD)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, es lie-
gen keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich gebe 
aber bekannt, dass theoretisch der CDU-Fraktion 
sieben Minuten und 25 Sekunden, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN drei Minuten und 55 Sekunden, 
der SPD-Fraktion vier Minuten und 44 Sekunden, 
der FDP fünf Sekunden und dem SSW vier Minu-
ten und 49 Sekunden zur Verfügung stehen. Ich 
sehe, wie gesagt, keine weiteren Wortmeldungen. 
Deshalb schließe ich die Beratung.

Der Tagesordnungspunkt Regierungserklärung ist 
damit beendet. Ich komme dann zur Abstimmung. 
Soweit ich es gesehen habe, ist keine Ausschuss-
überweisung beantragt. Dann würden wir zur Ab-
stimmung in der Sache kommen.

Ich lasse zunächst über den Antrag Drucksache 
20/3034 (neu) in der Sache abstimmen. Wer dem 
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. 
– Das sind die Fraktionen von SPD und SSW.

(Serpil Midyatli [SPD]: Mann, Mann, Mann, 
Leute! – Beate Raudies [SPD]: Tolle demo-
kratische Mitte!)

Wer stimmt dagegen? – Das sind die Fraktionen 
von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP. 
Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich lasse dann über den Alternativantrag der Frak-
tionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, Drucksache 20/3094, in der Sache abstim-
men. Wer dem zustimmen will, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von 
CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SPD. Wer 
stimmt dagegen? – Das ist die FDP-Fraktion. Wer 
enthält sich?

(Zuruf SSW: Wir haben zugestimmt!)

– Entschuldigung. Dann noch einmal für das Proto-
koll: Zugestimmt haben die Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD und SSW, und 

dagegen gestimmt hat die FDP-Fraktion. Damit ist 
der Antrag mehrheitlich angenommen.

Ich rufe jetzt Tagesordnungspunkt 23 auf:

Eckpunkte für eine Neuausrichtung der GAP 
nach 2027

Antrag der Fraktionen von CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/3042

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat zunächst 
für die CDU-Fraktion die Kollegin Rixa Klein-
schmit.

Rixa Kleinschmit [CDU]: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Die Gemeinsame Agrarpolitik – kurz: 
GAP – ist eines der ältesten und wichtigsten Poli-
tikfelder der Europäischen Union. Mit einem Anteil 
von rund 40 Prozent am EU-Haushalt bildet sie 
das Fundament der europäischen Landwirtschafts-
politik und trägt maßgeblich zur Ernährungssicher-
heit bei. Die Gründe ihrer Einführung im Jahr 1962 
waren die Stabilisierung der landwirtschaftlichen 
Produktion, die Stärkung des ländlichen Raumes 
und Europa unabhängiger in der Lebensmittelver-
sorgung zu machen.

Um dies zu erreichen, wurden die definierten 
Kernziele der GAP über die Jahrzehnte hinweg 
erweitert. Ursprünglich sollte sie die Produktivität 
durch technischen Fortschritt steigern, das Einkom-
men der landwirtschaftlichen Betriebe erhöhen, die 
Märkte stabilisieren, die Versorgung sicherstellen 
und die Belieferung der Verbraucher zu angemesse-
nen Preisen gewährleisten. Im Jahr 2009 wurden 
diese Ziele bestätigt und 2010 um die Sicherstel-
lung der Ernährungssicherheit, den Schutz von Um-
welt und Klima sowie die Stärkung des ländlichen 
Raumes erweitert. Diese Anpassungen zeigen, dass 
die GAP auf veränderte gesellschaftliche Anforde-
rungen reagiert.

Gleichzeitig ist in den vergangenen Jahrzehnten 
durch die regelmäßigen Reformen zu den jeweili-
gen Förderperioden eine immer größere Bürokra-
tie entstanden. Immer neue und kleinteiligere Auf-
lagen, komplizierte Förderbedingungen und eine 
kaum noch überschaubare Verwaltungspraxis belas-
ten die Betriebe ebenso wie Behörden.
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Ein Beispiel: Jedes Feld ist bis auf den Quadratme-
ter genau kartiert, und beinahe jedes Jahr gibt es 
hier wieder minimale Abweichungen – mal zwölf 
Quadratmeter mehr, mal drei Quadratmeter weni-
ger. Das verursacht einen unnötigen Verwaltungs-
aufwand, ohne einen Mehrwert für die Betriebe, 
für die Umwelt oder für die öffentlichen Kassen 
zu bieten. Viele Landwirte fordern deshalb, die Bü-
rokratie endlich abzubauen und die Praxisnähe der 
GAP zu stärken. Wir brauchen einen verlässlichen 
und bürokratiearmen Ansatz der zukünftigen Agrar-
politik nach 2027.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und Anne Riecke [FDP])

Aus Schleswig-Holstein wurden hierzu bereits in-
novative Konzepte vorgelegt. Die erfolgsorientierte 
Agrarprämie des Teams um Professor Dr. Latacz-
Lohmann von der CAU und die Gemeinwohlprä-
mie des Deutschen Verbandes für Landschaftspfle-
ge sind vielversprechende Modelle. Sie setzen dar-
auf, Umwelt- und Klimaleistungen nicht nur ein-
fach auszugleichen, sondern aktiv zu honorieren, 
sodass sie quasi auch als Betriebszweig möglich 
sind. Statt starrer Vorgaben muss es den Betrie-
ben freigestellt sein, wie sie ihre Flächen bewirt-
schaften: ein marktwirtschaftlicher Anreiz für ei-
ne nachhaltige Landwirtschaft. Eine leistungsfähi-
ge europäische Landwirtschaft braucht unbürokrati-
sche, praxistaugliche Lösungen und eine verlässli-
che Förderpolitik.
Dabei muss allen Kritikern klar gesagt sein: Ein 
Abbau der Bürokratie in der Landwirtschaft bedeu-
tet nicht, dass zukünftig keine Regeln mehr gelten 
und jeder machen kann, was er will.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW)

Es geht nicht darum, Standards und Regeln grund-
sätzlich abzuschaffen, sondern darum, sie auf das 
Notwendige zu reduzieren und dieses praxisnah, 
verständlich und effizient zu gestalten. Die Diskus-
sionen zur GAP nach 2027 nehmen in diesem Jahr 
an Fahrt auf.
Dabei dürfen wir nicht vergessen, dass Europa vor 
großen geopolitischen und wirtschaftlichen Heraus-
forderungen steht. In Zeiten wachsender internatio-
naler Unsicherheiten muss sich Europa unabhängig 
machen: in der Verteidigung – wir haben es heute 
Morgen gehört –, aber auch in der Ernährungssi-
cherheit. Eine starke Landwirtschaft, die planungs-
sicher den Herausforderungen des Umwelt- und 
Klimaschutzes begegnen kann, ist dafür unverzicht-
bar. Deshalb setzen wir uns für eine zukunftsfähige, 

leistungsstarke und wettbewerbsfähige europäische 
Landwirtschaft ein und werben für innovative Ideen 
aus Schleswig-Holstein. Dafür bitte ich um Ihre 
Zustimmung.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich dem Kollegen Dirk Kock-Rohwer das 
Wort.

Dirk Kock-Rohwer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Das Jahr 2028 scheint noch 
weit weg. Doch wir haben es gerade gehört: Die 
Diskussion – wie weiter mit der Gemeinsamen 
Agrarpolitik in der EU in der neuen Förderperiode? 
– läuft bereits auf Hochtouren. Aber warum braucht 
es dazu einen Aufschlag aus Schleswig-Holstein? 
Es wird doch in Brüssel entschieden. – Weil hier 
im Land schon seit Jahren im Auftrag der zuständi-
gen Ministerien und auch aus der freien Wirtschaft 
verschiedene Modelle erarbeitet und immer weiter-
entwickelt wurden.
Welches Ziel wollen wir mit dieser neuen GAP 
verfolgen? – Einer der ersten Punkte war die Ein-
kommensstützung der Bäuerinnen und Bauern bei 
Erhalt niedriger Lebensmittelpreise. Das Ziel wurde 
mit den Direktzahlungen pro Hektar erreicht. Dann 
kamen immer mehr und andere Auflagen dazu, die 
sich um jeweils anfallende Probleme drehten. An-
fangs war es die Marktentlastung bei Überprodukti-
on. Heute geht es vermehrt um Klima‑, Umwelt- 
und Tierwohlbelange.
Ein kurzer Exkurs in meine eigene landwirtschaftli-
che Praxis sei mir erlaubt. Ich betrachte Landwirt-
schaft immer ein bisschen wie ein Monopolyspiel. 
Man hofft, nicht zu viele unangenehme Ereignis-
karten im Laufe des Jahres zu bekommen, die Wirt-
schaftsrunde mit Erfolg zu entwickeln, aber immer 
mit der Sicherheit, dass man am Ende des Jahres 
über Los geht und die EU-Fördergelder erhält.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wollen wir diese 
Art der Unterstützung beibehalten, brauchen wir 
eine neue Rechtfertigung in der Gesellschaft. Es 
hat sich gezeigt, dass der Vorschlag, der schon 
vor ein paar Jahren aus Schleswig-Holstein vorge-
bracht wurde, die Agrarförderung klar an Gemein-
wohlleistungen auszurichten, statt immer mehr und 
immer kompliziertere Auflagen an die Prämien zu 
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knüpfen, auch jenseits unserer Landesgrenzen star-
ken Anklang findet. Es hat dazu Modellvorhaben 
im ganzen Bundesgebiet gegeben. Die Idee ist also 
auf Praxistauglichkeit geprüft. Die teilnehmenden 
Landwirtinnen und Landwirte haben das sehr posi-
tiv aufgenommen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU 
und vereinzelt SSW)

Auch die Empfehlung der Zukunftskommission 
Landwirtschaft weist in diese Richtung. Wir haben 
in der letzten Plenarsitzung den Beschluss gefasst, 
dass wir uns für die Umsetzung dieser Vorschlä-
ge einsetzen. Die ZKL empfiehlt, die bestehenden 
Ansätze der Vergütung von gesellschaftlichen Leis-
tungen konsequent weiter auszubauen. Ich bin über-
zeugt, es braucht mehr Kooperation, weniger Ge-
geneinander und mehr Eigenverantwortung.

Voraussetzung dafür ist aber, dass die zukünftige 
GAP einen deutlichen Mehrwert erbringt, denn 
sonst wird angesichts der gewaltigen Herausforde-
rungen, vor denen die EU auch in finanzieller 
Hinsicht steht, das Budget nicht zu halten sein. 
Die GAP muss auch einen Beitrag zur Umsetzung 
der EU-Gesetzgebung in anderen Bereichen leis-
ten. Insbesondere möchte ich den Klimaschutz und 
den Schutz der Biodiversität hervorheben. Aber ich 
könnte da auch die Farm-to-Fork-Strategie nennen, 
die Wasserrahmenrichtlinie oder das Tierwohl. Es 
sollte Hand in Hand gehen und sich gegenseitig 
befördern.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Denn es kann nicht sein, dass an einer Stelle öffent-
liches Geld in die Hand genommen wird, wenn 
dadurch die Zielerreichung an einer anderen Stelle 
infrage gestellt wird. Dies verbirgt sich hinter dem 
Begriff Kohärenz zur EU-Gesetzgebung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, über die inhaltli-
chen Ziele hinaus muss sichergestellt werden, dass 
die kommende Reform der GAP zwingend zu ei-
ner deutlichen Entbürokratisierung für die landwirt-
schaftlichen Betriebe und die Verwaltung führt. 
Wenn wir die Gemeinwohlziele nicht in den Mit-
telpunkt stellen, verlieren wir die Akzeptanz der 
Bevölkerung. Wenn wir die Bürokratie nicht in 
den Griff kriegen, verlieren wir die Akzeptanz der 
Bäuerinnen und Bauern.

Ein neuer Betriebszweig kann entstehen. Bäuerin-
nen und Bauern haben es selbst in der Hand, durch 
besondere Leistungen ein Einkommen zu erwirt-
schaften, die zum Beispiel die Ziele des Green 
Deals verfolgen. Dabei ist es egal, ob es Gemein-

wohlleistung oder erfolgsorientierte Agrarprämie 
heißt.
Zwei Punkte möchte ich nennen, die außerdem un-
bedingt zu einer zukunftsfähigen GAP dazugehö-
ren: Hofnachfolge und Existenzgründung sind zu 
erleichtern, um wieder mehr junge Menschen auf 
die Betriebe zu bekommen oder dort zu halten. 
Landwirtschaftliche Erzeuger sind in den Lieferket-
ten zu stärken, damit sie faire Preise für ihre Pro-
dukte erzielen können.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Nutzen wir die Chance, die Modelle aus Schleswig-
Holstein weiter in der Diskussion voranzubringen! 
Stimmen Sie unserem Antrag zu! –Vielen Dank für 
die Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die SPD-Fraktion erteile ich der Kollegin San-
dra Redmann das Wort.

Sandra Redmann [SPD]: 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wenn man die Anträge der CDU und der Grünen 
zur Landwirtschaft liest, drängt sich mitunter der 
Eindruck auf, dass sie selbst nicht recht darauf ver-
trauen, dass ihr Minister die zentralen Anliegen der 
Landwirtschaft im Blick hat.
Wie kommen Sie denn da bloß drauf? Wenn Sie 
einmal auf der Homepage des MLLEV genauer 
nachschauen oder sich unter anderem auch die 
Pressemitteilungen von den letzten Ministerkonfe-
renzen durchlesen, werden Sie recht viele Äußerun-
gen und Forderungen von Herrn Minister Schwarz 
dazu finden. Nun muss uns das nicht alles gefallen 
– das tut es auch nicht. Natürlich gibt es eine Rei-
he von Punkten, die man kritisch diskutieren kann, 
aber der Antrag von Schwarz-Grün enthält nichts 
als eine Aufzählung der ganz klassischen allgemei-
nen Punkte zur GAP, die wir erst einmal wunderbar 
im Ausschuss hätten diskutieren und mit Inhalt fül-
len können.
Allgemeine Punkte ohne jegliche politische Vorga-
be oder Richtung aus dem Parlament – liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, das ist kein Antrag. Das ist 
eine Arbeitsanweisung.
Natürlich ist die GAP eines der zentralen Instru-
mente, mit der wir die massiven Herausforderungen 
der Landwirtschaft bewältigen wollen und müssen. 
Wir brauchen – das ist eben deutlich geworden – 
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echte Veränderung. Die Ziele auf EU-Ebene sind 
klar: Es geht um Nachhaltigkeit, soziale Gerechtig-
keit und eine Stärkung des ländlichen Raums. Ge-
rade in Schleswig-Holstein spielen Landwirtschaft, 
Natur- und Artenschutz und der ländliche Raum 
eine zentrale Rolle. Die Klimakrise, das Artenster-
ben, der Druck auf unsere Bäuerinnen und Bauern 
stehen dem gegenüber. Wir brauchen also den fes-
ten Willen zu konkreten Veränderungen. Das ist 
nicht einfach und führt durchaus zu kontroversen 
Diskussionen. Das haben wir in den letzten Jahren 
gesehen.

Unser Bundesland ist durch seine Moore, Gewässer 
und Küstenregionen, die übrigens eben gar nicht er-
wähnt wurden, von den Folgen der Klimakrise ganz 
besonders betroffen. Daher geht kein Weg an einer 
konsequent klimafreundlichen Agrarpolitik, die in 
der Praxis auch umsetzbar ist, vorbei.

(Beifall SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, noch immer 
sind viel zu viele Moore entwässert. Wenn wir 
da jetzt nicht einen richtigen Schlag reinhauen, 
wird Schleswig-Holstein die selbstgesteckten Ziele 
beim biologischen Klimaschutz auf keinen Fall er-
reichen. Wie steht die Koalition denn dazu? Sind 
sie bereit, alles dafür zu tun, ihr selbstgestecktes 
Ziel zu erfüllen? – Zurzeit sieht es danach nicht 
aus.

Die SPD-Landtagsfraktion bekennt sich ganz klar 
zu den Zielen des biologischen Klimaschutzes. Eine 
stärkere Förderung von Artenschutz- und Agrarum-
weltmaßnahmen, um unter anderem wichtige Le-
bensräume zu schaffen, muss stärker in den Fokus 
rücken. Bisher war die Diskussion hierzu teilweise 
sehr schwierig. Ich nenne hier nur die Knicks und 
das artenreiche Grünland. Die teils ungerechte Ver-
teilung der Gelder muss politisch thematisiert wer-
den. Das wird sie. Wir wollen eine gerechtere Ver-
teilung. Wie können wir unsere kleineren Betriebe 
in den ländlichen Regionen besser unterstützen?

Wie steht es mit fairen Arbeitsbedingungen, dem 
Bereich, auch übrigens Bestandteil der GAP – gar 
nicht erwähnt –, in der Landwirtschaft? Auch Sai-
sonarbeitskräfte, die teils unter prekären Bedingun-
gen arbeiten, müssen fair bezahlt werden. Besteht 
da Einigkeit? Wie stehen Sie als Koalition zum 
Mindestlohn?

(Beifall SPD und SSW)

Der Kreis Bauernverbandsvorsitzende aus Osthol-
stein hat vor Kurzem schon angedroht, dass die 

Schale Erdbeeren zukünftig über sieben Euro kos-
ten wird.

Wie sehen wir die Zukunft des Ökolandbaus – mehr 
oder weniger? Wie können wir stärker unterstüt-
zen? Ich finde, darüber sollten wir uns erst einmal 
im Ausschuss unterhalten und uns intensiv damit 
auseinandersetzen.

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Kollegin Redmann, erlauben Sie eine Frage oder 
Anmerkung der Frau Abgeordneten Rixa Klein-
schmit?

Sandra Redmann [SPD]: 
Nein, ich möchte meine Rede jetzt fortführen.

(Rixa Kleinschmit [CDU]: Schade!)

Wir wollen eine Landwirtschaft, die im Einklang 
mit der Natur steht, die unsere natürlichen Ressour-
cen bewahrt und gleichzeitig dem Menschen ein 
faires Einkommen bietet.

Lassen Sie mich nun zum Hauptbestandteil Ihrer 
beiden Reden kommen, zum Bürokratieabbau. Es 
gibt im Landtag keine Rede mehr, in der es nicht 
um Bürokratieabbau geht. Nun schauen wir uns 
doch einmal an, was bei der Onlinemeldestelle 
bisher eingegangen ist: Es sind nur 14 Vorschlä-
ge. Wenn man der Presse glauben darf, hält der 
Minister einige davon für geeignet. Es sollten dann 
wohl ein paar Vorschläge mehr werden. Ansonsten 
verstehe ich den ganzen Aufriss nicht, wenn wir 
hier bei nur 14 Vorschlägen sind.

(Beifall SPD – Zuruf Martin Habersaat 
[SPD])

Wichtig ist, dass wir vom Bauernverband als Frak-
tionen weitere Vorschläge bekommen haben. Aber 
darüber ist nichts gesagt worden. Wichtig ist, dass 
wir unterscheiden, wo Bürokratie notwendig ist. 
Bei Fördergeldern und ‑mitteln ist es wichtig, 
Transparenz herzustellen. Ich muss wissen, wofür 
die Gelder ausgegeben werden. Da muss es Büro-
kratie geben. Wir müssen aber auch gucken, wo wir 
uns das sparen können. Zum Beispiel bei Doppel-
planung. Da bin ich ganz bei Ihnen, liebe Kollegin 
Rixa Kleinschmidt.

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Kollegin Redmann, Ihre Redezeit ist abgelaufen. 
Kommen Sie bitte zum Schluss.
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Sandra Redmann [SPD]: 
Das mache ich. Wir beantragen die Überweisung 
in den Ausschuss. Da können wir die ganzen Punk-
te gerne noch einmal miteinander diskutieren und 
diesen ganzen Antrag mit Inhalt füllen. – Danke 
schön.

(Beifall SPD)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die FDP-Fraktion erteile ich der Kollegin Anne 
Riecke das Wort.

Anne Riecke [FDP]: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Die gemeinsame Agrarpolitik 
spielt seit 1962 eine zentrale Rolle für etwa 10 Mil-
lionen landwirtschaftliche Betriebe in Europa. Sie 
ist ein fundamentales Element der europäischen In-
tegration, schafft erheblichen Mehrwert für die EU 
und bleibt ein wesentlicher Stabilitätsfaktor für die 
deutsche sowie europäische Land- und Ernährungs-
wirtschaft.

(Beifall FDP)
Darüber hinaus sichert sie das reibungslose Funk-
tionieren des EU-Binnenmarktes, der fast 500 Mil-
lionen Menschen mit einer einzigartigen Auswahl 
an hochwertigen Lebensmitteln versorgt. Allerdings 
sind sowohl der GAP-Strategieplan als auch die 
Grüne Architektur unzureichend durchdacht, stellen 
die Landwirtschaft nicht selten vor kaum praktika-
ble Anforderungen und führen zu einer zunehmen-
den Bürokratielast. Das sind alles Herausforderun-
gen, die mit einer Umgestaltung der GAP nach 
2027 eingedämmt werden können.
Es ist daher nicht verwunderlich, dass mit der Auf-
nahme der Amtszeit der neuen Europäischen Kom-
mission zum 1. Dezember 2024 die Arbeiten zur 
Entwicklung einer Vision für die Landwirtschaft in 
der EU und die Vorbereitungen des künftigen EU-
Rechtsrahmens für die GAP nach 2027 ein wenig 
Fahrt aufgenommen haben.
So hat selbstverständlich auch die Koalition hierzu-
lande einen Antrag zur Neuausrichtung der GAP 
nach 2027 gestellt. Grundsätzlich begrüßen wir die-
se Initiative, frühzeitig Eckpunkte für eine zukünf-
tige Ausgestaltung der GAP zu formulieren. Posi-
tiv hervorzuheben ist der Fokus auf den Bürokra-
tieabbau. Sowohl der Deutsche Bauernverband als 
auch die noch geschäftsführende Bundesregierung 
verweisen in ihren Positionspapieren und Stellung-
nahmen auf den dringend notwendigen Bürokratie-

abbau, und auch wir sehen hier einen akuten Hand-
lungsbedarf.

Es kommen starke Signale aus der Landwirtschaft, 
die zeigen, dass nicht nur Landwirte, sondern auch 
die Verwaltung und Berater in diesem Bereich mitt-
lerweile keinen Durchblick mehr haben. Unsere 
Landwirtinnen und Landwirte benötigen weniger 
administrative Hürden und mehr Freiraum für un-
ternehmerisches Handeln. Das predigen wir nicht 
erst seit gestern.

(Beifall FDP)

Ein weiterer wichtiger und richtiger Aspekt ist die 
Anerkennung der Eigenverantwortung der landwirt-
schaftlichen Betriebe. Wir Freie Demokraten stehen 
für eine Politik, die den Landwirten Vertrauen ent-
gegenbringt und ihnen die Freiheit gibt, ihre Betrie-
be eigenständig und innovativ zu führen.

(Beifall FDP und Dr. Michael Schunck 
[SSW])

Deshalb begrüßen wir auch diesen Eckpunkt aus-
drücklich. Allerdings gibt es auch Punkte, die kri-
tisch zu betrachten sind. Die nachhaltige Ernäh-
rungssicherheit als Kernelement der zukünftigen 
GAP zu definieren, ist zwar wichtig und wird eben-
falls vom Bauernverband gefordert, darf jedoch 
nicht zu einer Überregulierung führen, die die Wett-
bewerbsfähigkeit unserer Betriebe einschränkt. Wir 
müssen darauf achten, dass wir das Ziel eines Aus-
gleichs zwischen Einkommenssicherung und Um-
weltschutz anvisieren und dabei gleichzeitig die 
Umsetzung der GAP einfacher, aber auch verständ-
licher gestalten.

(Beifall Annabell Krämer [FDP] und Dr. Mi-
chael Schunck [SSW])

Die Weiterentwicklung der Direktzahlungen zu ei-
ner erfolgsorientierten Agrarprämie, die Gemein-
wohlleistungen im Sinne öffentlicher Güter hono-
riert, klingt zunächst vielversprechend, doch hierbei 
ist Vorsicht geboten. Eine zu starke Fokussierung 
auf Gemeinwohlleistungen könnte dazu führen, 
dass marktwirtschaftliche Prinzipien untergraben 
werden. Wir setzen uns dafür ein, dass die Leistun-
gen, die der Gesellschaft zugutekommen, angemes-
sen honoriert werden, ohne dabei die unternehmeri-
schen Freiheiten der Landwirte einzuschränken.

(Beifall FDP)

Ein weiterer Punkt ist die Stärkung der Position der 
Landwirtinnen und Landwirte in der Wertschöp-
fungskette. Dies unterstützen wir ausdrücklich. Al-
lerdings sollten wir hierbei marktwirtschaftliche In-
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strumente fördern und keine staatlichen Eingriffe, 
die den Wettbewerb verzerren könnten.
Abschließend möchte ich betonen, dass wir Freie 
Demokraten bereit sind, konstruktiv an der Neuaus-
richtung der GAP mitzuwirken. Unser Ziel ist ei-
ne Agrarpolitik, die unseren Landwirten Planungs-
sicherheit gibt, ihre Wettbewerbsfähigkeit stärkt 
und gleichzeitig den Anforderungen von Umwelt- 
und Klimaschutz gerecht wird. Wir wollen den 
Fokus auf Innovation und Wettbewerbsfähigkeit le-
gen, Investitionen in moderne Technologien und 
Digitalisierung stärker fördern und Forschung und 
Entwicklung in nachhaltige Produktionsmethoden 
gezielt unterstützen.
Die Ernährungssicherung ist durchaus ein wichtiges 
Thema. Daher wollen wir die Eigenproduktion von 
Lebensmitteln in der EU sichern und die Abhängig-
keit von Importen gerade in der heutigen geopoliti-
schen Lage verringern.
Lassen Sie uns gemeinsam daran arbeiten, dass die 
Landwirtschaft in Schleswig-Holstein auch in Zu-
kunft erfolgreich und nachhaltig wirtschaften kann. 
– Vielen Dank.

(Beifall FDP und Jette Waldinger-Thiering 
[SSW])

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die Fraktion des SSW erteile ich dem Kollegen 
Dr. Michael Schunck das Wort.

Dr. Michael Schunck [SSW]: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe anwesenden 
Kolleginnen und Kollegen! Wenn wir über die Neu-
ausrichtung der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU 
reden, dann reden wir über den größten Haushalts-
posten der EU, und wir reden über Steuergelder. 
Machen wir uns nichts vor: Wo viel Geld ist, da 
sind auch die Begehrlichkeiten groß.
Dies geht auch aus dem Europabericht 2024/2025 
der Landesregierung hervor. Dort ist ausdrücklich 
genannt, dass die Höhe des bisherigen Agrarbud-
gets nur schwer zu halten sei, da die Verteilung 
der finanziellen Mittel mit Hinblick auf eine ei-
genständige EU-Verteidigungspolitik, die Stärkung 
der EU-Wettbewerbsfähigkeit sowie die Herausfor-
derungen des Klimaschutzes und der Klimaanpas-
sung schwieriger wird.
Als landwirtschaftlich geprägtes Flächenland sind 
die GAP-Mittel für Schleswig-Holstein von enor-
mer Bedeutung. Daher begrüßen wir ausdrücklich, 
dass die Landesregierung den Diskussionsprozess 

zur GAP bereits intensiv begleitet und Eckpunkte 
zur Ausgestaltung der GAP für die Zeit nach 2027 
erarbeitet.

In diesem Kontext sehe ich den vorliegenden An-
trag, mit dem uns die Koalition die Eckpunkte für 
eine Neuausrichtung der GAP nach 2027 vorgelegt 
hat. Ich gehe davon aus, dass diese Eckpunkte mit 
den Eckpunkten der Landesregierung abgestimmt 
sind.

Egal, wie wir in der Sache vorgehen, für uns in 
Schleswig-Holstein ist es wichtig, dass wir uns 
frühzeitig an dem Reformprozess beteiligen und 
dass wir uns wirklich Gedanken machen, wie wir 
die Mittel der GAP für die kommende Förderperi-
ode verteidigen können. Einfach wird das nicht, 
und wir müssen uns im Klaren darüber sein, dass 
gerade die Gemeinwohlleistungen noch stärker in 
den Fokus unserer Landwirtschaftspolitik und Po-
litik für den ländlichen Raum einfließen müssen. 
Das Motto „öffentliche Gelder für öffentliche Leis-
tungen“ muss in der Förderpolitik stärker als zuvor 
Berücksichtigung finden.

Richtig ist: Eine Umstellung in der Landwirtschaft 
hat bereits begonnen, und die Berücksichtigung der 
Aspekte von Klima- und Umweltschutz, Biodiver-
sität und Tierwohl haben schon Einzug gehalten. 
Hier dürfen wir aber nicht lockerlassen, im Gegen-
teil. Die Landwirtschaft ist immer noch der größte 
Flächenbewirtschafter. Daher kommt ihr eine ent-
sprechende Verantwortung zu.

Die im Antrag aufgeführten Punkte können wir als 
SSW durchweg mittragen. Hervorheben möchte ich 
die zehn Hauptziele der GAP, die ihren Schwer-
punkt auf soziale, ökologische und wirtschaftliche 
Themen gelegt hat. Das ist alles gut und richtig. 
Ob in der ersten oder in der zweiten Säule – die Ge-
meinwohlleistungen müssen stärker berücksichtigt 
und vor allem honoriert werden.

(Zuruf Sandra Redmann [SPD])

– Das ist eine gute Frage. – Was nützt uns eine 
Landwirtschaft, die sich am Klima‑, am Umwelt‑, 
am Natur- oder am Tierschutz orientiert, wenn die-
se Leistungen vom Verbraucher nicht entsprechend 
vergütet werden? Das hat Frau Redmann schon ge-
sagt. Damit würden wir schlichtweg das Gegenteil 
erreichen. Das heißt, wenn die Gemeinwohlleistun-
gen weiter gestärkt werden sollen, dann müssen 
entsprechende Einbußen kompensiert werden. An-
ders kann und wird es nicht funktionieren.

Zur Stärkung einer nachhaltigen Landwirtschaft ge-
hört nach Auffassung des SSW, dass Digitalisie-
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rung, Innovation und der Ausbau moderner Techno-
logien vorangetrieben werden müssen.

(Beifall SSW, vereinzelt FDP und Beifall 
Sandra Redmann [SPD])

Diese Aspekte werden im Antrag nicht deutlich ge-
nug berücksichtigt, sind aber für eine Modernisie-
rung unabdingbar, gerade im Sinne der Nachhaltig-
keit.

Über das politische Ziel, die Betriebe in ihrer 
Vielfältigkeit zu erhalten, sind wir uns einig. Das 
bedeutet aber auch, dass der Einstieg in land-
wirtschaftliche Tätigkeiten weiter gestärkt werden 
muss. Das heißt, für Existenzgründungen oder 
für Junglandwirtinnen und Junglandwirte brauchen 
wir entsprechende Anreize, die den Einstieg in 
die Landwirtschaft oder eine Betriebsübernahme er-
leichtern.

Wir halten es durchaus für richtig, die Gemein-
wohlleistungen noch stärker in den Fokus der GAP 
zu rücken. Es ist ebenso richtig, den bürokratischen 
Aufwand zu minimieren. Auch da sind wir uns 
alle einig, und das ist auch eine klare Forderung 
der Landwirtschaft. Was sich aber anhört wie eine 
Leichtigkeit, ist in der Praxis schwer umzusetzen. 
Wir reden über öffentliche Gelder, über deren Ver-
gabe entsprechende Nachweise zu erstellen sind.

Nichtsdestotrotz muss es gelingen, die GAP zu ver-
einfachen. Wohin die Reise der GAP nach 2027 
geht, lässt sich derzeit schwer abschätzen. Daher 
sollten wir den Antrag der Koalition im Ausschuss 
näher beraten und uns über die Eckpunkte der Lan-
desregierung informieren und austauschen. – Vielen 
Dank.

(Beifall SSW und vereinzelt SPD)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die Landesregierung erteile ich nun dem Minis-
ter für Landwirtschaft, ländliche Räume, Europa 
und Verbraucherschutz, Werner Schwarz, das Wort.

Werner Schwarz, Minister für Landwirtschaft, 
ländliche Räume, Europa und Verbraucherschutz: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete! Die Gemeinsame Agrar-
politik ist nach wie vor der am stärksten vergemein-
schaftete Politikbereich der Europäischen Union – 
und auch der älteste. Bei der Einführung der GAP 
stand die langfristige Ernährungssicherheit im Vor-
dergrund.

Für eine zukunftsfeste Land- und Ernährungswirt-
schaft bedarf es verlässlicher Rahmenbedingungen. 
Dazu gehört für mich vor allem die Gemeinsame 
Agrarpolitik, denn sie bildet das Rahmenwerk un-
serer heutigen Landwirtschaftspolitik in Bund und 
Land.

Vor dem aktuellen Hintergrund wachsender geopo-
litischer Herausforderungen kommt der GAP heu-
te wieder zunehmend eine strategische und sicher-
heitspolitische Bedeutung zu. Somit rückt auch die 
Kernaufgabe der Landwirtschaft, die Nahrungsmit-
telproduktion, wieder stärker in den Fokus. Der 
Ministerpräsident sprach heute Morgen von Resili-
enz.

Daneben wird der Landwirtschaft und damit auch 
der GAP eine zentrale Rolle bei der Bewältigung 
des fortschreitenden Klimawandels, dem Erhalt der 
Biodiversität und dem Schutz von Boden, Was-
ser und Luft zugeschrieben. Nicht zu vergessen 
sind die Forderungen nach einer gesellschaftlich 
akzeptierten Tierhaltung. Einen besonderen Stellen-
wert nehmen dabei unsere ländlichen Räume ein, 
denn für die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt, den demokrati-
schen Diskurs und eine lebendige Kultur- und Na-
turlandschaft sind sie unverzichtbar.

Mit der Zunahme der Anforderungen und Aufga-
ben an die GAP ist ihre Umsetzung in den letzten 
Jahrzehnten immer komplexer und bürokratischer 
geworden, sowohl für die Betriebe wie für die Ver-
waltung. Deshalb ist es für mich eine Kernforde-
rung an die zukünftige GAP, dass diese deutlich 
einfacher und verständlicher wird. Insofern begrüße 
ich insbesondere die Ankündigung von EU-Kom-
missar Hansen, die Instrumente der GAP einfacher 
und gezielter einsetzen zu wollen, um eine ehrgei-
zige und zukunftsorientierte EU-Agrarpolitik zu un-
terstützen.

Den Startschuss für die Diskussion zur GAP nach 
2027 hat der EU-Kommissar mit der Vorlage seiner 
Visionen für Landwirtschaft und Ernährung gege-
ben. Auf Bundesebene hat die Amtschefskonferenz 
im Januar der Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaft 
Weiterentwicklung der GAP den Auftrag erteilt, ein 
abgestimmtes Konzeptpapier bis zur Sommerpause 
zu entwickeln, damit Deutschland möglichst mit 
einer Stimme seine Vorstellungen gegenüber der 
Kommission präsentiert.

Gleichzeitig laufen die internen Verhandlungen auf 
EU-Ebene zum Mehrjährigen Finanzrahmen, des-
sen Ausgestaltung eine zentrale Rolle für die Neu-
ausrichtung der GAP spielt. Wenn es uns gelingen 
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soll – und das ist eines meiner Ziele –, ein stabi-
les und eigenständiges europäisches Agrarbudget 
zu erhalten, dann muss angesichts der Krisen und 
der Herausforderungen, vor denen die EU steht, 
deutlich herausgestellt werden, welchen Mehrwert 
die GAP beim Erreichen der EU-Ziele leistet.
Vor diesem Hintergrund sollte sich die EU-Agrar-
förderung künftig noch stärker an dem Prinzip „öf-
fentliches Geld für öffentliche Leistungen“ ausrich-
ten. Es muss eine finanzielle Ausstattung gewähr-
leistet sein, um über die Ernährungssicherung hin-
aus diese öffentlichen Leistungen für die Landwirt-
schaft betriebswirtschaftlich attraktiv zu gestalten.

(Beifall Rixa Kleinschmit [CDU], Dirk 
Kock-Rohwer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] und Sandra Redmann [SPD] – Sandra 
Redmann [SPD]: Ich kann da klatschen!)

Sehr geehrte Damen und Herren, in Schleswig-Hol-
stein wurden mit der Gemeinwohlprämie des Deut-
schen Verbandes für Landschaftspflege sowie der 
erfolgsorientierten Agrarprämie des Teams um Pro-
fessor Latacz-Lohmann zwei Modelle entwickelt, 
die den Anreiz für öffentliche Leistungen und das 
unternehmerische Denken in den Mittelpunkt stel-
len. Beide Modelle sind geeignet, die Agrarförde-
rung neu und gemeinwohlorientierter auszurichten. 
Aus meiner Sicht ist die erfolgsorientierte Agrar-
prämie das geeignetere Modell, weil es nicht ganz 
so kleinteilig und damit leichter zu verwalten ist. 
Ein erstes Gespräch hierzu habe ich bereits Anfang 
des Jahres mit Kommissar Hansen führen können.
Ich möchte an dieser Stelle aber deutlich sagen: Im 
bundesdeutschen Kontext erhält die Idee einer ge-
meinwohlorientierten Agrarprämie nur wenig Zu-
stimmung. Gleiches gilt für die europäische Ebene. 
Es ist daher sehr wichtig, sehr, sehr dicke Bretter zu 
bohren, um eine in Schleswig-Holstein entwickelte 
Alternative in die Umsetzung zu bringen. Seien Sie 
sich sicher: Ich arbeite daran. – Vielen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
Thomas Hölck [SPD], Serpil Midyatli [SPD] 
und Sandra Redmann [SPD])

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für einen Dreiminutenbeitrag erteile ich das Wort 
der Kollegin Rixa Kleinschmit.

Rixa Kleinschmit [CDU]: 
Liebe Kolleginnen und liebe Kollegen! Es wurde 
jetzt zweimal Ausschussüberweisung dieses Antra-
ges beantragt. Ich spreche mich hier ganz klar und 

deutlich für Abstimmung in der Sache aus. Der 
Hintergrund ist, dass der Zeitrahmen einfach so 
eng gesetzt ist. Wenn wir uns jetzt ein halbes Jahr 
im Ausschuss mit der Sache beschäftigen, wird es 
noch schwerer sein, unsere Ideen durch Minister 
Schwarz bei der AMK irgendwo in die Diskussion 
zu bringen. Dass wir uns aber, weil es ein relevan-
tes, ein absolut maßgebliches Thema für die Land-
wirtschaft ist, in der Selbstbefassung natürlich im 
Ausschuss damit zukünftig und mit allen Entwick-
lungen beschäftigen werden, ist natürlich unbenom-
men. Ich werbe trotzdem um Abstimmung in der 
Sache. – Danke.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für einen weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich 
das Wort der Kollegin Sandra Redmann.

Sandra Redmann [SPD]: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich verstehe ehrlich gesagt nicht, 
worin Sie denn diese Eile sehen. Sie haben einen 
Antrag gestellt, und wenn man sich den einmal ge-
nau durchliest, dann steht da nichts weiter drin,

(Zuruf)
als was der Minister sowieso über die letzten Mo-
nate gesagt hat. Zumindest in den Pressebericht-
erstattungen, in den Nachrichten, die Sie geschrie-
ben haben, in der Ministerkonferenzrunde mit ei-
nigen Landesministern haben Sie diese Punkte be-
nannt. Wir streiten doch gar nicht über die Punkte. 
Wir streiten inhaltlich sicherlich über die Ausge-
staltung der einzelnen Punkte. Das, was Sie hier 
machen, ist, dass Sie dem Minister mal wieder 
einen Auftrag erteilen, aber das macht er schon 
längst. Ich verstehe nicht, warum jedes Mal so ein 
Antrag da ist.

(Beifall SPD, FDP und SSW – Wortmeldung 
Cornelia Schmachtenberg [CDU])

– Warten Sie einen ganz kleinen Moment.

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Kollegin Redmann, erlauben Sie eine Zwischenfra-
ge?

Sandra Redmann [SPD]: 
Darf ich den Satz noch beenden? Dann ist das völ-
lig in Ordnung.
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Vizepräsident Peter Lehnert: 
Dürfen Sie, selbstverständlich. – So machen wir 
das.

Sandra Redmann [SPD]: 
Es ist doch viel logischer, wenn Sie diesen Antrag 
unterfüttern und sagen: Das sind die Punkte, die 
wir als Parlament auch noch mit rein haben wollen. 
– Was Sie machen, ist hier ganz klar, sie erzählen 
dem Minister: „So, das und das sollst du jetzt mal 
machen, mit folgenden Eckpunkten.“, und das sind 
die Eckpunkte, die er sowieso schon macht. Und 
dann sind wir durch damit. – Das ist mir zu wenig, 
muss ich ehrlich sagen.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Die trauen dem 
Minister wahrscheinlich nicht!)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
So, jetzt lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Sandra Redmann [SPD]: 
Ja, jetzt habe ich meinen Redetext ja fertig.

Cornelia Schmachtenberg [CDU]: Vielen 
Dank. – Stimmen Sie mir nicht zu, dass 
das Parlament noch einmal mit Nachdruck 
erwähnen und beschließen kann, wofür es 
steht, und dass das natürlich eine ganz ande-
re Rückendeckung ist, wenn wir jetzt partei-
übergreifend und interfraktionell diesen An-
trag beschließen, sagen: „Das sind ja alles 
wichtige Punkte, da stimmen wir überall mit 
ein“?
Dann lassen Sie uns über die Ausgestaltung 
konkret im Ausschuss diskutieren, auch ger-
ne mit Expertinnen und Experten. Aber es 
ist doch wirklich eine ganz andere Rückende-
ckung, wenn wir das hier als Parlament be-
schließen, als wenn der Minister für gewisse 
Punkte steht und sie alleine verficht.
(Vereinzelter Beifall CDU und Beifall Dirk 
Kock-Rohwer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] – Zuruf)
– Nee, aber wir wollen es deswegen ja jetzt 
beschließen.

– Ich kann gerne antworten. Es ist natürlich immer 
gut, wenn das Parlament einem Minister oder einer 
Ministerin etwas mit auf den Weg gibt und das 
unterstützt. Das haben wir ja mit gemeinsamen An-
trägen gemacht. Aber ich muss Ihnen ehrlich sagen: 

Hier gibt es Punkte, da haben wir durchaus unter-
schiedliche Auffassungen. Genau diese Punkte

(Zuruf Cornelia Schmachtenberg [CDU] – 
Birte Glißmann [CDU]: Was denn jetzt?)

– doch – möchte ich gerne mit Ihnen gemeinsam 
diskutieren.

Das fängt an beim Bürokratierückbau: Was verste-
hen Sie darunter? Das ist bei der Landwirtschaft, 
bei Klimaschutz und Klimaanpassung: Was verste-
hen Sie darunter? Was genau wollen Sie dann dem 
Minister mit auf den Weg geben? – Das möchte 
ich mit Ihnen diskutieren. Wenn wir Zeit haben, 
das im Ausschuss für uns zu diskutieren und dem 
Minister mit auf den Weg zu geben, dann verstehe 
ich nicht, warum wir nicht Zeit haben, den Antrag 
einmal in den Ausschuss zu schieben. Ich mache 
auch gerne Sondersitzungen. Dann machen wir das 
zack einmal durch, gucken uns die Punkte an und 
geben dem Minister das mit, und dann ist es erle-
digt. – Danke.

(Beifall SPD, FDP und SSW – Zuruf Christi-
an Dirschauer [SSW])

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für einen weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich 
der Kollegin Eka von Kalben das Wort.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kol-
legen! Sie wundern sich wahrscheinlich, warum ich 
als europapolitische Sprecherin mich dazu melde. 
Das hat einen ganz klaren aktuellen Anlass. Ich bin 
für Sie alle – nicht nur für meine Fraktion, sondern 
für uns alle – im Ausschuss der Regionen und dort 
unter anderem im Ausschuss, der sich ganz massiv 
um Agrarpolitik kümmert. Da wird jetzt – und zwar 
jetzt wirklich im April, nächste Woche bin ich ja 
wieder da – und in allen möglichen Ausschüssen 
genau über die Fortentwicklung der GAP gespro-
chen.

Genau wie der Minister sagt: Unsere Ideen zur 
Gemeinwohlprämie finden in Deutschland und in 
Europa nicht überall den großen Anklang. Deswe-
gen ist es schon gut, hier ein Signal zu setzen, dass 
dieser Landtag hinter dieser Politik steht. Deswegen 
bitte ich Sie alle um Zustimmung in der Sache.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) – 84. Sitzung (neu) – Mittwoch, 26. März 2025 6307

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2922&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2927&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2927&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2922&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2927&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2927&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2922&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3170&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3170&format=WEBVOLLLANG


Vizepräsident Peter Lehnert: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe deshalb die Beratung.
Es ist Ausschussüberweisung für den Antrag 
Drucksache 20/3042 beantragt. Ich nehme an, in 
den Umwelt- und Agrarausschuss, Kollegin Red-
mann?

(Zuruf)
Ja, gut.
Wer den so beschließen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von SPD, 
FDP und SSW. Wer stimmt dagegen? – Das sind 
die Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN. Damit ist das mehrheitlich abgelehnt.
Ich komme dann zur Abstimmung in der Sache. 
Ich lasse über den Antrag der Fraktionen von 
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Drucksa-
che 20/3042, in der Sache abstimmen. Wer dem 
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. 
– Das sind die Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und FDP. Wer stimmt dagegen? 
– Das ist die SPD-Fraktion. Wer enthält sich? – 
Das ist die SSW-Fraktion. Damit ist der Antrag 
mehrheitlich angenommen.
Ich rufe Tagesordnungspunkt 9 auf:

Freiflächen-Solar und Agri-Solaranlagen um-
weltfreundlich gestalten

Antrag der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/2962

(Unruhe)
Darf ich um etwas Ruhe bitten? – Wird das Wort 
zur Begründung gewünscht? Das ist nicht der Fall.
Bevor ich die Aussprache eröffne, begrüßen Sie 
gemeinsam mit mir herzlich Herrn Zabel vom Lan-
desjagdverband.

(Beifall)
Ich erteile zunächst für die CDU-Fraktion der Kol-
legin Cornelia Schmachtenberg das Wort.

Cornelia Schmachtenberg [CDU]: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Der Ausbau von erneuerbaren Energi-
en ist für uns alle von herausragender Bedeutung. 
Das haben wir schon mehrmals festgestellt. Ich 
glaube, das teilen wir im Parlament alle.

Doch genau dieser Ausbau hat auch Auswirkungen 
auf die Natur, zum einen durchaus positiv, indem 
wir den Schritt zur Klimaneutralität machen und 
damit die klimatischen Bedingungen hoffentlich so 
weit wie möglich stabilisieren können.

(Beifall Silke Backsen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Zum anderen gibt es aber auch Konflikte, die 
wir pragmatisch lösen müssen. Es ist kein Zufall, 
dass beispielsweise der letzte Naturschutztag so 
wie die Jahreshauptversammlung des Landesnatur-
schutzverbands dieses Thema als Schwerpunktthe-
ma gewählt haben.

Ein solcher Konflikt wird auch beim Ausbau der 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen sichtbar, den wir 
schon zu lösen angefangen haben. Denn aufgrund 
unserer Landtagsinitiative wurde der Solar-Erlass 
bereits überarbeitet. Das Ergebnis kann sich sehen 
lassen. Diese Rückmeldung bekommen wir von al-
len Seiten.

(Beifall CDU und Silke Backsen [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN])

Doch auch wenn wir schon viele Fortschritte erzielt 
haben, bleiben aus unserer Sicht noch einige Punkte 
offen, die weiter verbessert werden müssen.

Die Ampelkoalition hat in den letzten Jahren die 
Priorisierung von Solaranlagen an Bahntrassen und 
Autobahnen beschlossen. Die ersten Ergebnisse 
sind im Land bereits sichtbar. Viele Anlagen sind 
schon gebaut, weitere Projekte sind aktuell in Pla-
nung oder stehen kurz vor der Umsetzung. Doch 
der Punkt, der bei der Beschlussfassung nicht be-
rücksichtigt worden ist, sind Wildquerungen. Wild-
querungen sind in unserem Land häufig die einzige 
Möglichkeit, Zerschneidungen von Lebensräumen 
zu überwinden. Der Bau von Photovoltaikanlagen 
kann genau an diesen Trassen und Straßen die be-
reits bestehenden Wildquerungen erheblich beein-
trächtigen und sogar unbrauchbar machen.

Die Folgen sind: Die Lebensräume werden weiter 
zerschnitten. Genetische Verarmung findet weiter 
statt. Manche Lebensräume könnten durch den Zu-
bau wirklich überhaupt nicht mehr vernetzt sein; 
das wurde uns im Ausschuss eindringlich darge-
stellt. Nicht nur für das Wild ist es schlimm, son-
dern auch aus Sicht der Steuerzahler finde ich es 
ehrlich gesagt bedenklich, wenn wir teure Anlagen 
mit viel Steuergeld bauen, die dann unbrauchbar 
werden. Aus diesem Grund fordern wir, dass genau 
an den Wildquerungen Ausnahmen von der Privi-
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legierung von Photovoltaikanlagen geschaffen wer-
den.

(Beifall CDU und Silke Backsen [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN])

Da im Vorfeld die Frage zu diesem Antrag aufkam, 
ob es nicht andere Möglichkeiten gibt, dieses Pro-
blem zu lösen: Die gibt es nicht. Man kann Gesprä-
che führen, die sind aber nicht immer erfolgreich. 
Genau deswegen brauchen wir hier Ausnahmen auf 
Bundesebene. Auch in anderen Bundesländern gibt 
es genau diese Fälle. Daher ist es sinnvoll, dass wir 
das gemeinsam lösen.

Ein weiterer Punkt, den wir noch einmal bekräfti-
gen wollen, ist, dass bei den Planungen und dem 
Bau von Freiflächen-Solaranlagen der zukünftige 
Wildwegeplan im gesamten Land berücksichtigt 
wird. Denn dadurch schaffen wir es, dass Lebens-
räume weiter vernetzt und nicht zerschnitten wer-
den.

Im Zuge des Solar-Erlasses, der bereits überarbei-
tet worden ist und viele positive Änderungen mit 
sich brachte – das habe ich bereits erwähnt –, gibt 
es weiteres Potenzial. Oftmals mangelt es vor Ort 
nicht am Willen zur biodiversitätsfreundlichen Ge-
staltung, sondern manchmal einfach nur am Wissen 
und an Beispielen. In anderen Bundesländern gibt 
es Beispiele, Handreichungen, Leitfäden, die hier 
allerdings unbekannt sind. Gemeindevertretungen 
schauen eben nicht nach Baden-Württemberg, gu-
cken sich den Leitfaden durch und schauen, was sie 
daraus machen können. Deswegen wollen wir In-
formationen einfach und unkompliziert weiter ver-
breiten. Wir wollen Best-Practice-Beispiele erarbei-
ten, wie Anlagen noch einfacher und unkompliziert 
umweltfreundlicher gestaltet werden können. Diese 
Information soll den Kommunen und Trägern zu-
gänglich gemacht werden, damit wir einen erfolg-
reichen Wissenstransfer in diesem Land hinbekom-
men.

(Beifall CDU, Silke Backsen [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN] und Dr. Ulrike Täck 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Bei dieser Erarbeitung wäre es sicherlich sinnvoll, 
wenn alle Verbände, sei es der Landesjagdverband, 
seien die Energieverbände und andere Naturschutz-
verbände, zusammenarbeiten könnten, damit wir 
das Wissen bündeln und alle nutzen könnten.

Schlussendlich setzen wir uns dafür ein, dass für 
biodiversitätsfördernde Photovoltaikanlagen ein ei-
genes Fördersegment geschaffen wird. Ich bin über-
zeugt, dass viele Kommunen und Träger vor Ort 

kleine Lösungen schaffen können, damit die Anla-
gen umweltfreundlicher gestaltet werden können. 
Für größere Projekte und Lösungen sollten wir je-
doch finanzielle Anreize schaffen, ähnlich wie wir 
es bei Agri-PV-Anlagen machen, um so den not-
wendigen Wandel voranzutreiben. Daher bitte ich 
um Zustimmung zu unserem Antrag.– Vielen Dank.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich der Kollegin Silke Backsen das Wort.

Silke Backsen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Die Vielfalt von Pflanzen und Tie-
ren ist unsere wichtigste Lebensgrundlage. In den 
letzten Jahrzehnten ist jedoch ein in diesem Tempo 
bisher beispielloses Massenaussterben von Pflan-
zen und Tierarten zu beobachten. Der Einfluss des 
Menschen auf alle Bereiche unserer Umwelt hat 
so eben nicht nur zur Klimakrise geführt, sondern 
auch dazu, dass ein großer Teil der biologischen 
Vielfalt unwiederbringlich verloren gegangen ist.

Es ist wichtig, dass sowohl Klimaschutz als auch 
Naturschutz untrennbar miteinander verbundene 
Aufgaben für uns als Gesellschaft sind. Deshalb 
sollten in unseren politischen Entscheidungen im-
mer beide miteinander verbundenen Krisen, also 
die Klimakrise und die Krise der biologischen Viel-
falt, eine zentrale Rolle spielen.

Wir haben in den letzten Jahren im Bund und hier 
im Land beim Ausbau der erneuerbaren Energien 
auf die Tube gedrückt. Dieser jetzt im überragen-
den öffentlichen Interesse liegende Ausbau dient 
vor allen Dingen dem Klimaschutz. Bei der Ausge-
staltung dieses Ausbaus müssen wir auf eine mög-
lichst umweltfreundliche Umsetzung achten. Denn 
für uns ist klar: Fläche ist ein extrem kostbares Gut. 
Deshalb ist ein verantwortungsvoller Umgang mit 
dem Flächenverbrauch enorm wichtig.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU 
und Dr. Michael Schunck [SSW])

Das Solarpaket des Bundes betont das Prinzip des 
Mehrfachnutzens. Das findet sich im Solar-Erlass 
der Landesregierung wieder. Im besten Fall lassen 
sich Energieerzeugung, Förderung der Biodiversität 
und landwirtschaftliches Einkommen miteinander 
verbinden.

Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) – 84. Sitzung (neu) – Mittwoch, 26. März 2025 6309

(Cornelia Schmachtenberg)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2922&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3437&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3437&format=WEBVOLLLANG


Auch Anlagen über bereits versiegelten Flächen 
wie zum Beispiel Parkplätzen werden stärker geför-
dert. Es bleibt klar: Vor allem der Solarausbau auf 
den Dachflächen und ehrlicherweise auch unsere 
Bemühungen um einen deutlich geringeren Ener-
gieverbrauch müssen weiter vorangehen.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und CDU)

Bundesweit – wir haben es gerade schon gehört – 
gibt es bereits viele Beispiele für besonders natur-
verträgliche Freiflächen-Solaranlagen. Diese Bei-
spiele wollen wir jetzt in und für Schleswig-Hol-
stein sichtbar machen und – wie meine Kollegin es 
gerade sagte – auch den kommunalen Gremien und 
den Akteur_innen vor Ort konkrete Orientierung 
geben.

Mit unserem Antrag bitten wir daher die Landesre-
gierung, diese Best-Practice-Beispiele aufzuzeigen 
und einen Leitfaden dafür zusammenzustellen, zum 
einen für die biodiversitätsfördernden und zum an-
deren auch für Agri-Solaranlagen, die – wie ich 
eben schon sagte – sowohl die ökologischen als 
auch die ökonomischen Potenziale für Schleswig-
Holstein aufzeigen.

Weiterhin bitten wir die Landesregierung, sich im 
Bund für eine Verstetigung eben der Förderung 
von Agri-Photovoltaikanlagen einzusetzen. Diese 
Förderung gibt es bereits im Erneuerbaren-Energi-
en-Gesetz durch die sogenannten Innovationsaus-
schreibungen, und wir begrüßen dies ausdrücklich. 
Aus meiner Sicht ist dennoch eine Verstetigung ak-
tuell wichtiger denn je. Für biodiversitätsfördernde 
Photovoltaikanlagen ist darüber hinaus aus unserer 
Sicht ein eigenes Fördersegment sinnvoll.

Last, but not least – wir haben es gerade gehört – 
nehmen wir ein weiteres wichtiges Thema in den 
Fokus. Unsere Landschaft in Schleswig-Holstein ist 
durch künstliche Barrieren wie zum Beispiel Auto-
bahnen, Siedlungen und andere Verkehrswege be-
reits stark zerschnitten. Beim Rotwild etwa zeigen 
Studien, dass es nahezu keinen genetischen Aus-
tausch mehr zwischen bestimmten Populationen 
gibt.

Die Zerschneidung der Lebensräume führt zur Ver-
inselung dieser Populationen und damit zur Inzucht. 
Schon seit einiger Zeit berichten Jägerinnen und 
Jäger immer wieder von verkürzten Unterkiefern 
und anderen Deformierungen. Der Landesjagdver-
band hat erst vor Kurzem sehr eindringlich und 
nachdrücklich dazu im Ausschuss berichtet.

Für uns heißt das: Wir brauchen einfach noch deut-
lich mehr Wildquerungen, Wildbrücken, Grünbrü-
cken für das Großwild, aber auch zum Beispiel 
Krötentunnel, Otterbermen und andere Querungs-
hilfen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU 
und Dr. Michael Schunck [SSW])

Dies muss bei der Erarbeitung und bei der Evaluati-
on des Wildwegeplans dringend berücksichtigt wer-
den.
Wir betonen daher die Bedeutung der Durchlässig-
keit auch von Freiflächen-PV-Anlagen und Agri-
PV-Anlagen für Wildwanderrouten. Diese Aspekte 
– wir haben es schon gehört – müssen bereits bei 
der Planung mitgedacht und bedacht werden.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und CDU)

Grundsätzlich – ich komme noch einmal auf die 
Flächen zurück – gilt für mich aber auch: Wir brau-
chen eben auch freie offene Landschaften, wir brau-
chen Flächen für Wiesenvögel, für Bodenbrüter, wir 
brauchen Brachflächen, wir brauchen Naturflächen, 
wir brauchen artenreiche Knicks und beweidetes 
Grünland. Wir müssen bei unseren Entscheidungen 
eben immer den Klimaschutz und den Naturschutz 
zusammendenken, denn die Vielfalt von Pflanzen 
und Tieren ist und bleibt unsere wichtigste Lebens-
grundlage. – Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU 
und Dr. Michael Schunck [SSW])

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die SPD-Fraktion erteile ich Kollegen Marc 
Timmer das Wort.

Marc Timmer [SPD]: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Eine wichtige Forderung im Antrag 
lautet tatsächlich, beim Bau von PV-Freiflächenan-
lagen Raum für Wildwanderrouten zu belassen. 
Auch wir finden dies sehr wichtig. Es ist wichtig, 
dass die Wildtiere einen offenen Lebensraum haben 
und ihre Wildwanderrouten beim Bau großer Anla-
gen entsprechend berücksichtigt werden.
Nur kurz zwei Anmerkungen. Zum Ersten: Die ge-
netische Armut gab es auch schon vor PV-Freiflä-
chenanlagen. Das ist nicht die alleinige Ursache, 
sondern es ist tatsächlich die Zerschneidung sozu-
sagen der Landschaft; das wurde erwähnt. Zum 
Zweiten: Photovoltaikanlagen entlang von Auto-
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bahnen, die dort privilegiert sind, haben teilweise 
eine schützende Funktion für das Wild.

Der Aspekt der Wildkorridore ist bereits im PV-Er-
lass der Landesregierung ausformuliert. Hier heißt 
es:

„Bei großflächigen Anlagen sind Querungs-
korridore … für Großsäuger zwischen den 
Anlagenteilen zu berücksichtigen. Etwa al-
le 1.000 Meter oder bei bekannten über-
regionalen Wildquerungskorridoren und Ver-
bundachsen sind entsprechende Bereiche von 
Solar-Modulen und sonstigen Anlagenteilen 
freizuhalten.“

Das ist grundsätzlich richtig und geht in die richti-
ge Richtung. Man kann diesen PV-Erlass natürlich 
schnell ändern. Falls die 1.000 Meter zu lang sind, 
kann man das verkürzen et cetera.

Die Gemeinde ist grundsätzlich Herrin des Verfah-
rens zur Errichtung von PV-Freiflächenanlagen – 
egal, ob das jetzt über den Bebauungsplan geht 
oder entsprechend bei der Privilegierung entlang 
von Autobahnen oder Schienentrassen, wo ein Bau-
antrag ausreichend ist. Auch da sind die entgegen-
stehenden öffentlichen Belange zu berücksichtigen. 
Das müssen die Gemeinden tun. Voraussetzung ist 
natürlich – das ist wichtig –, dass sie Kenntnis von 
den Wildrouten haben. Es ist natürlich eine Aufga-
be der Landesregierung, die Informationen zur Ver-
fügung zu stellen.

Hieran schließt sich jedoch eine wichtige Frage, 
und das ist der Kern der Sache. Inwiefern ist der ge-
meindliche Abwägungsprozess durch die bundesge-
setzlich normierte Regelung in § 2 EEG, wo es um 
das überragende öffentliche Interesse zugunsten der 
PV-Anlagen und zulasten eines Querungskorridors 
für Wildtiere geht, gewissermaßen vorbestimmend, 
sodass es quasi einer bundesgesetzlichen Regelung 
bedarf, um dieses Abwägungsprärogativ auszuhe-
beln? Das ist die entscheidende Frage. Die kann ich 
abschließend nicht beantworten.

Ich denke aber, dass die Möglichkeiten jetzt schon 
bestehen, denn bei Korridoren oder anderen Que-
rungsmöglichkeiten für Wildtiere handelt es sich 
nicht um das Ob einer Freifläche, sondern um 
deren konkrete Ausgestaltung. Auch der Abstand 
der Modulreihen oder anderer die Wirtschaftlich-
keit schmälernden Bedingungen können von der 
Gemeinde vorgegeben werden.

Der Antrag selbst sieht beispielsweise die Re-
gelungskompetenz bei der Berücksichtigung von 
Wildwanderungsrouten beim Land und gerade nicht 

beim Bund. Offen lässt der Antrag hier allerdings, 
ob es landesseitig über den PV-Erlass oder bei-
spielsweise eine Änderung des Landesnaturschutz-
gesetzes geregelt werden soll. Auch hier sehe ich 
grundsätzlich Gesprächsbedarf. In jedem Fall kann 
der Austausch von Best-Practice-Beispielen unter 
Gemeinden diesen natürlich in Verhandlungen mit 
Vorhabenträgern den Rücken stärken. Ich dachte, 
dass dies tatsächlich bereits geschieht. Offensicht-
lich ist das nicht der Fall. Insofern finde ich die 
Anregung des Parlaments an die Landesregierung 
entsprechend richtig. Da muss offensichtlich mehr 
passieren. Das ist wichtig, um die Gemeinden ent-
sprechend zu informieren.

Die zweite Forderung im Antrag bezieht sich auf 
sogenannte biodiversitätsfördernde Photovoltaikan-
lagen. Auch da sind wir dem Grundsatz nach völlig 
dafür. Die Frage ist auch hier nach dem Wie. Sie 
sollen einen eigenen Fördertatbestand erhalten und 
ins EEG aufgenommen werden. Dies stand bereits 
bei der Aufnahme von Agri-PV und Moor-PV 2023 
zur Debatte, wurde damals abgelehnt. Stattdessen 
wurden naturschutzfachliche Mindestkriterien für 
die Vergütungsfähigkeit von Solarparks aufgenom-
men. Das ist in § 48 Absatz 6 EEG zu sehen. Ge-
mäß dieser Vorschrift müssen drei von fünf Kriteri-
en erfüllt sein. Hier ist die Rede von biodiversitäts-
fördernden Pflegekonzepten, einer maximalen Be-
bauung der Grundfläche mit Modulen von 60 Pro-
zent oder einem bodenschonenden Betrieb, also 
alles Sachen, die der biodiversitätsfördernden PV-
Anlage zugutekommen. Auch der PV-Erlass enthält 
zahlreiche Regelungen und gibt den Gemeinden be-
reits jetzt die Möglichkeit, biodiversitätsfördernde 
Maßnahmen einzubringen.

Falls hier und heute doch eine bundesgesetzliche 
Regelung gefordert wird, gebe ich statt einem 
neuen Fördertatbestand einen bürokratiearmen Vor-
schlag mit: § 48 Absatz 6 EEG wird insofern geän-
dert, dass der Vorhabenträger anstatt drei von fünf 
Kriterien zukünftig vier von fünf oder vielleicht 
alle fünf Kriterien erfüllen müsste. Dann hätte man 
Biodiversität und Wildquerung – auch das ist dort 
verortet – in jedem Fall als Fördervoraussetzung im 
EEG beinhaltet.

(Beifall SPD)

Dies würden wir gerne alles im Ausschuss vertie-
fen. Ich finde, da besteht Regelungsbedarf und Ge-
sprächsbedarf. Dafür bleibt noch Zeit. Sie sagten 
es, der Wildwegeplan ist noch in Bearbeitung.
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Vizepräsident Peter Lehnert: 
Herr Kollege Timmer, apropos Zeit: Ihre Redezeit 
ist abgelaufen.

Marc Timmer [SPD]: 
Mein letzter Satz: Auch die neue Bundesregierung 
wird sicherlich in den ersten Wochen was anderes 
zu tun haben, als sich mit dem Antrag zu befassen. 
– Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die FDP-Fraktion erteile ich der Kollegin Anne 
Riecke das Wort.

Anne Riecke [FDP]: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Alle wissen wir, der Aus-
bau erneuerbarer Energien ist entscheidend für un-
sere Energiezukunft. Gerade Schleswig-Holstein als 
Wind- und manchmal auch Sonnenland muss hier 
sicherlich seinen Beitrag leisten. Doch das muss 
mit Vernunft und mit Augenmaß passieren. Genau 
da hat der Antrag der Koalition, finden wir, deut-
liche Schwächen, denn er macht keinen klaren 
Unterschied zwischen Freiflächen-Photovoltaik und 
Agri-Photovoltaik.

(Beifall FDP)
Das ist für uns ein entscheidender Fehler. Für uns 
Freie Demokraten steht fest: Agri-PV hat ein enor-
mes Potenzial. Hier wird die Energiegewinnung mit 
landwirtschaftlicher Nutzung kombiniert. Das be-
deutet, wir nutzen Flächen doppelt, beispielsweise 
für die Lebensmittelproduktion und für die Energie-
wende. Gerade in einem Agrarland wie Schleswig-
Holstein ist das der richtige Weg. Flächen müssen 
intelligent genutzt werden, statt sie für eine einzige 
Funktion zu blockieren.
Freiflächen-PV hingegen sehen wir kritisch. War-
um? Erstens: Der Netzausbau in Schleswig-Hol-
stein ist für große Freiflächenanlagen schlichtweg 
nicht ausgelegt. Was bringt es, immer mehr Strom 
zu produzieren und zu erzeugen, wenn er gar nicht 
ins Netz eingespeist werden kann? Solange dieser 
Flaschenhals nicht gelöst ist, schaffen wir viel mehr 
Probleme als Lösungen.

(Beifall FDP)
Zweitens: Der Flächenverbrauch durch riesige PV-
Parks ist enorm. Jede Anlage, die landwirtschaftli-
che Nutzfläche dauerhaft reduziert, geht zulasten 

unserer Ernährungssicherheit und des ländlichen 
Raums. Zudem stehen die Pachtverträge bei PV 
in Konkurrenz zu landwirtschaftlich genutzten Flä-
chen.
Gerade mit Blick auf die jüngsten Krisen sollten 
wir genau überlegen, wo wir Ackerland für erneu-
erbare Energien aufgeben. Agri-PV bietet hier ei-
nen echten Mehrwert, klassische Freiflächen nicht.
Drittens. Diese Großanlagen zerstören Lebensräu-
me, wir haben es gerade gehört, es wurde in allen 
Reden genannt: Die Jägerschaft warnt zu Recht. 
Die bisherigen Planungen sind zu großflächig und 
zerschneiden wichtige Wildrouten massiv.

(Beifall FDP)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Kollegin Riecke, erlauben Sie eine Zwischenbe-
merkung oder eine Zwischenfrage der Kollegin 
Schmachtenberg?

Anne Riecke [FDP]: 
Wie bitte?

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Die Kollegin Schmachtenberg möchte gerne eine 
Zwischenbemerkung machen oder eine Zwischen-
frage stellen. Lassen Sie diese zu?

Anne Riecke [FDP]: 
Ich würde gern erst zu Ende reden. – Wie gesagt, 
wir haben es in den anderen Reden gehört: Die 
Jägerschaft warnt zu Recht. Das hat weitreichen-
de ökologische Folgen. Statt riesiger PV-Parks, 
die ganze Landschaften umkrempeln, brauchen 
wir kleinteiligere Lösungen, davon aber sicherlich 
mehr. Vorzugsweise sollten bereits versiegelte Flä-
chen überplant werden.

(Beifall FDP)
Das wäre der Weg, um den Naturschutz mit der 
Energiewende zu verbinden.
Schlussendlich möchte ich Folgendes sagen: Bio-
diversitätsfördernde Photovoltaikanlagen brauchen 
kein eigenes Fördersegment. PV sollte immer mit 
Biodiversität in Einklang gebracht werden.

(Beifall FDP)
Dafür braucht es andere Rahmenbedingungen. Die 
müssen von Anfang an stehen – keine Förderung, 
sondern andere Bedingungen.
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Wir sind für einen vernünftigen Ausbau von Photo-
voltaik, aber mit Konzept und klaren Prioritäten, 
damit auch die realen Konsequenzen beachtet wer-
den. Wie man grüne Energie, die eh schon gefördert 
wird, grüner und verträglicher machen möchte, in-
dem man sie zusätzlich fördert, erschließt sich mir 
ehrlich gesagt nicht.

(Beifall FDP – Zuruf Cornelia Schmachten-
berg [CDU])

Wir brauchen also eine differenzierte Strategie, die 
Agri-PV in den Mittelpunkt stellt und den Netzaus-
bau berücksichtigt.
Den Antrag lehnen wir in dieser Form ab. Die En-
ergiewende braucht kluge Konzepte und nicht pau-
schale Flächenverwertung sowie willkürliche För-
derungen. – Vielen Dank.

(Beifall FDP)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für den SSW erteile ich dem Kollegen Dr. Michael 
Schunck das Wort.

Dr. Michael Schunck [SSW]: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ende des letzten Jahres hat die Lan-
desregierung den aktuellen Solar-Erlass erneuert 
und neue Leitplanken für die Planung und den Bau 
großflächiger Solar-Freiflächen eingezogen. Dies 
ist aus mehreren Hinsichten notwendig geworden. 
Der Ausbau der Photovoltaik hat sich zu einer 
wichtigen Säule der Energiewende entwickelt. Für 
uns als SSW steht der Ausbau der Gebäudeanlagen 
an erster Stelle. Jedoch wissen wir, dass auch ein 
großes Potenzial im Ausbau der Freiflächen-Photo-
voltaik liegt.
Mit den Vorgaben aus Berlin, dass erneuerbare En-
ergien ein überragendes öffentliches Interesse ha-
ben, sowie der Privilegierung von PV-Freiflächen-
anlagen entlang von Autobahnen und mehrgleisi-
gen Bahntrassen hat seinerzeit der Run auf land-
wirtschaftliche Flächen begonnen. Der Druck auf 
eben diese Flächen ist enorm groß. Daher gilt es, 
dies entsprechend zu regulieren – auch aus dem 
Grund, dass gerade unsere Gemeinden bei der Iden-
tifizierung und Ausgestaltung möglicher Standorte 
entsprechende gesetzliche Vorgaben brauchen.
Pressemitteilungen der Landesregierung ist zu ent-
nehmen, dass in 2021 auf rund 2.500 Hektar Pla-
nungsrecht beziehungsweise Bauanfragen für PV-
Anlagen vorlagen. In 2024 befanden sich rund 
7.500 Hektar in Planung. Diese Zahlen machen 

deutlich, wie in kürzester Zeit der Druck auf die 
Flächen gestiegen ist und wie wenig reguliert neue 
PV-Freiflächen entstehen. Diese Flächen sind je-
doch endlich, und die Ansprüche auf diese Flächen 
sind groß und vielfältig. Siedlungsbau und Verkehr, 
der Ausbau der erneuerbaren Energien wie Wind- 
und Solarenergie sowie der Anbau für Biogasanla-
gen benötigen viel Fläche. Dies geht dann zulas-
ten landwirtschaftlich genutzter Flächen für die Le-
bensmittelproduktion.
Das heißt, wir stehen vor der großen Herausforde-
rung, auf der einen Seite den Energiehunger mit 
erneuerbaren Energieträgern zu stillen, und auf der 
anderen Seite den Flächenverbrauch so effizient 
wie möglich zu gestalten. Damit sind wir beim 
vorliegenden Antrag der Koalition. Beim Ausbau 
der Freiflächen-Solarparks müssen wir in mehrere 
Richtungen denken. Das heißt, neben dem Aspekt 
der Energieproduktion müssen auch landwirtschaft-
liche Nutzung, also Agri-PV-Anlagen, oder Belange 
des Naturschutzes und der Biodiversität mitgedacht 
werden oder, wie es im Antrag formuliert ist, Hand 
in Hand gehen.
Dass dies gelingen kann, davon konnte ich mich 
selbst überzeugen. Dafür bedarf es aber klarer bau-
licher Vorgaben, damit Solarflächen eine solche 
Mehrfachnutzung leisten können. Ich kann jedem 
von Ihnen nur empfehlen, einmal nach Lottorf oder 
nach Klein Rheide zu fahren, um sich entsprechen-
de Anlagen anzusehen.

(Zuruf SPD: Das ist auch ein schöner Kreis!)
– Absolut. Da kommst du wahrscheinlich her.
Dafür bedarf es aber klarer baulicher Vorgaben, 
damit Solarflächen eine solche Mehrfachnutzung 
leisten können. Die Agri-PV verbindet Strompro-
duktion und landwirtschaftliche Nutzung auf einer 
Fläche. Jedoch ist der landwirtschaftliche Nutzen 
stark davon abhängig, wie die Anlagen gebaut sind. 
Höhe und Abstände sind dabei ausschlaggebend für 
die effiziente Nutzung. Es müssen genug Licht und 
Wasser auf den Boden gelangen können, damit die 
Vegetation gedeihen kann. Aber auch Maschinen 
müssen dort fahren und Tiere darunter weiden kön-
nen. Bei einer Beweidung reden wir aber nicht über 
Großvieheinheiten. Wir sollten uns nichts vorma-
chen: Wir reden dann über extensiv genutzte Agri-
PV. Eine intensive Bewirtschaftung mit großen Ma-
schinen wird es dort nicht geben können.
Anders sieht es aus, wenn wir über die Doppel-
nutzung von Freiflächen-Solaranlagen und Natur-
schutzmaßnahmen sprechen. Auch hier gilt, die Ab-
stände und Höhen müssen gewährleisten, dass ge-
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nügend Licht und Wasser auf den Boden kommen. 
Dort kann dann eine extensive Nutzung stattfinden, 
wobei die Mahd aber unabdinglich ist. Je nach 
Standort können sich auf solchen Flächen verschie-
dene Biotoptypen entwickeln, die aus naturschutz-
fachlicher Sicht durchaus wertvoll sind. Dadurch, 
dass PV-Freiflächen einzuzäunen sind, kann sich 
auf den Flächen die Natur frei entfalten, und es 
können sich kleine Biotope ungestört entwickeln. 
Hier sehe ich durchaus einen Vorteil in der Doppel-
nutzung. Dieser Effekt sollte aber in irgendeiner 
Form honoriert werden, damit es sich für den Land-
wirt lohnt – beispielsweise, wenn solche Anlagen-
formen als Greening- oder Agrarumweltmaßnahme 
anerkannt werden. Das bedeutet dann vermutlich 
aber auch, dass wir solche Flächen weiterhin als 
landwirtschaftliche Flächen und nicht als Gewerbe-
flächen ausweisen müssen.

Generell ist meines Erachtens noch zu klären, wie 
Solarflächen nach dem Ende ihrer Nutzung betrach-
tet werden können. Kann dort ein Repowering 
stattfinden? Oder gehen sie einfach in die land-
wirtschaftliche Nutzung zurück? Diese Fragen sind 
noch offen.

Ein Punkt, den die Koalition in ihrem Antrag her-
vorgehoben hat, ist der Bezug zu den Wanderungs-
routen von Großwild wie Rothirsch und Damwild. 
Bereits im Ausschuss hat es dazu ein Fachgespräch 
gegeben, wie hier schon mehrfach erwähnt wurde. 
Dieses Gespräch hat die Problematik in Bezug auf 
Inzuchtdepressionen gerade beim Rotwild deutlich 
gemacht, die auf den zum Teil mangelhaften Gen-
austausch zurückzuführen sind. Deshalb beantragt 
der SSW die Überweisung an den Ausschuss. – 
Vielen Dank.

(Beifall SSW)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Zu einem Dreiminutenbeitrag erteile ich der Kolle-
gin Dr. Ulrike Täck das Wort.

Dr. Ulrike Täck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Brokenlande, Clashorn, Strukdorf, Kiebitzholm, 
Segrahn – das ist nicht die Tourplanung von Tay-
lor Swift, sondern das sind die Standorte der Grün-
brücken über unseren Autobahnen. Wir haben in 
Schleswig-Holstein 550 Kilometer Autobahn, wir 
haben fünf Grünbrücken. Das bedeutet alle 100 Ki-
lometer eine. Ich denke, das sollte man zur Kennt-
nis nehmen. Es gibt natürlich noch Untertunnelun-
gen und verschiedene andere Maßnahmen.

Wir haben vom Rotwild gesprochen. Welche Maß-
nahmen das Rotwild annimmt, ist immer so eine 
Sache. Die Jägerschaft weiß hier Bescheid. In je-
dem Fall können wir uns einig sein, dass die Auto-
bahnen für das Wild im Grunde genommen nach 
wie vor Hindernisse für Querungen sind und dass 
diese Anzahl an Grünbrücken nicht reichen kann. 
Das hat zu den bisherigen Missbildungen beim Rot-
wild geführt.

Ich möchte mich ausdrücklich bei der Stiftung Na-
turschutz für die Schaffung des Biotopnetzes zwi-
schen der A 7 und der A 21 bedanken. Wir haben 
da Handlungsbedarf, und die wenigen Querungen, 
die wir haben, dürfen nicht zugestellt werden. Des-
wegen ist es so wichtig, dass wir hier handeln.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Ich möchte noch ein paar Sachen klarstellen, die 
von den Vorrednern gekommen sind. Einerseits 
möchte ich auf Herrn Timmer eingehen, auf die 
Fragen, die die Gemeinden und die Möglichkeiten 
der Gemeinden angehen. Entsprechend des Solar-
Erlasses kann die Gemeinde zwar jetzt in ihrer Pla-
nungsentscheidung die Eingriffsregelung zur Ver-
meidung und Minimierung der Auswirkungen auf 
die Natur berücksichtigen, aber das war es dann 
auch schon. Was ist, wenn Investoren mit den Geld-
scheinen winken? Dann passieren Dinge, die man 
sich dort nicht vorstellt. Die Gemeinden können, sie 
müssen nicht. Deswegen halte ich eine Regelung 
hier doch für sehr geboten.

(Zurufe SPD)

Ich möchte gern noch eine Sache klarstellen. Frau 
Riecke hat gesagt, sie wundere sich, dass in Bezug 
auf das Wild kein Unterschied zwischen Freiflä-
chen-PV-Anlagen und Agri-PV-Anlagen gemacht 
worden ist. Beide Anlagen sind umzäunt; was die 
Auswirkungen für das Wild angeht, so ist es erst 
einmal egal, ob es eine Agri-PV- oder eine Freiflä-
chen-PV-Anlage ist. Denn entscheidend dafür, dass 
das Wild dort nicht queren kann, ist der Zaun. Das 
muss man sagen.

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Frau Kollegin Täck, zum Ersten: Ihre Redezeit ist 
gerade abgelaufen. Sie hätten – zum Zweiten – aber 
noch die Chance, eine Zwischenfrage der Kollegin 
Raudies zuzulassen; das würde Ihre Redezeit dann 
verlängern.
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Dr. Ulrike Täck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Es geht mir gar nicht um die Redezeit. Ich möchte 
die Zwischenfrage gerne zulassen.

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Wunderbar; das passt ja gut zusammen. – Bitte 
schön.

Beate Raudies [SPD]: Das ist sehr freund-
lich, Frau Kollegin. – Ich möchte Sie Folgen-
des fragen: Das, was Sie alles an Missstän-
den beschreiben, wird, glaube ich, auch von 
niemandem hier im Haus infrage gestellt. Die 
Frage ist aber: Sehen Sie nicht auch landes-
seitige Möglichkeiten, da etwas zu regeln? 
Gibt es nicht auch im Landesrecht Gestal-
tungsmöglichkeiten, wenn wir jetzt vielleicht 
zu lange auf den Bund warten müssten? Ich 
erinnere mich an den Kollegen Göttsch, der 
hier durchaus entsprechende Reden gehalten 
hat.

Dr. Ulrike Täck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
– Darauf kann ich sehr gut antworten. Ich bin häu-
fig gefragt worden, ob es für PV-Anlagen, vor al-
lem für die Freiflächenanlagen, nicht eine Planung 
wie etwa bei der Windenergie geben könnte, bei-
spielsweise eine Vorrangplanung. Eine solche Vor-
rangplanung kann aber entsprechend des Mangels 
des Planungsvorbehalts im Baugesetzbuch gar nicht 
geschaffen werden. Das entspricht dann eben dem 
Raumordnungsgesetz; nach § 7 ist das gar nicht 
möglich.
Eines möchte ich hier auch noch sagen: Eine Wind-
kraftplanung so, wie wir sie jetzt bei uns im Land 
haben, ist ein ganz wunderbares Werkzeug. Ich war 
gerade erst in Niedersachsen; man beneidet uns dar-
um. Das will ich ganz ehrlich sagen. Aber das ist 
sehr, sehr viel Arbeit. Bevor man solche Regional-
pläne auch für PV-Anlagen fertig hätte, würden vie-
le Jahre ins Land gehen. Die Zeit haben wir nicht; 
der Klimawandel lauert hinter der nächsten Ecke.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Vielen Dank. – Für einen weiteren Dreiminutenbei-
trag erteile ich der Kollegin Cornelia Schmachten-
berg das Wort.

Cornelia Schmachtenberg [CDU]: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Es wurde nun ein 
paarmal seitens der SPD-Fraktion angesprochen, 

und wir hatten gestern Abend auch schon diese Dis-
kussion: Es ist nun mal nicht möglich – –

(Zurufe FDP: Oh!)

– Ja, beim Offenen Kanal hatten wir das schon dis-
kutiert. Ich habe den Kollegen Timmer mehrmals 
darauf hingewiesen, dass er das bis heute noch ein-
mal prüfen oder sich dies von anderer Stelle über-
mitteln lassen kann.

(Zuruf Beate Raudies [SPD])

Wir würden dies ja gerne landesseitig ändern. Wenn 
das möglich wäre, hätten wir jetzt keinen Antrag in-
itiiert und gesagt, wir müssen das auf Bundesebene 
machen. Denn natürlich wäre es einfacher, das auf 
Landesebene zu regeln. Das ist aber nicht möglich, 
weil die Privilegierung auf Bundesebene entschie-
den worden ist. Diese gilt nun mal; wir können 
sie nicht untergesetzlich irgendwie aushebeln. Des-
wegen brauchen wir diese Regelung, und zwar auf 
Bundesebene. Zudem hat dies den Vorteil, dass es 
dann auch in anderen Bundesländern greift, statt 
dass nun 16 Landesgesetze angepasst werden müs-
sen.

Ich kann Ihnen versichern, es ist nicht möglich – 
wir haben das prüfen lassen –, sonst hätten auch 
wir es nämlich anders gemacht. Das habe ich Ihnen 
gestern mitgeteilt, und ich sage es nun noch einmal 
dem Parlament insgesamt.

Ich wäre daher froh, wenn wir an einem Strang zie-
hen und den Antrag gemeinsam beschließen wür-
den. – Vielen Dank.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die Landesregierung erteile ich das Wort dem 
Minister für Energiewende, Klimaschutz, Umwelt 
und Natur, Tobias Goldschmidt.

Tobias Goldschmidt, Minister für Energiewende, 
Klimaschutz, Umwelt und Natur: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete! Ich danke für die erneu-
te Gelegenheit, Sie noch ein bisschen von der Mit-
tagspause abzuhalten.

Schleswig-Holstein wird 2040 ein klimaneutrales 
Bundesland sein. Wir werden ein sichereres Land 
sein – der Ministerpräsident hat darauf heute Mor-
gen in seiner Regierungserklärung hingewiesen –,
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(Christopher Vogt [FDP]: Bitte nicht noch 
mal wiederholen!)

indem wir etwas für die natürlichen Lebensgrund-
lagen tun, indem wir unsere Energiesouveränität 
herstellen. In Schleswig-Holstein haben wir viel er-
reicht. Die Zahlen zum Netzausbau sind genannt 
worden, die Zahlen bei der Windenergie sind mehr-
fach genannt worden. Die Bioenergie hat eine neue 
Zukunft gefunden, weil wir uns seit Langem hier-
für eingesetzt haben, und bei der Photovoltaik ha-
ben wir inzwischen einen Ausbaustand von 3,3 Gi-
gawatt erreicht. In diesen Tagen muss man auch 
darauf hinweisen, dass das die installierte Leistung 
ist, die unsere damaligen drei Atomkraftwerke in 
Schleswig-Holstein seinerzeit mal hatten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
Jette Waldinger-Thiering [SSW])

Wir kämpfen gegen die Klimakrise an. Aber die 
Klimakrise ist nicht die einzige Krise; wir haben 
auch eine Artenkrise, das größte Artensterben seit 
dem Aussterben der Dinosaurier. Pro Tag sterben 
derzeit weltweit etwa 150 Arten dauerhaft aus – 
und das ist ein Problem, das mindestens die Dimen-
sion der Klimakrise hat.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen muss man sehen und anerkennen, dass 
der Ausbau der erneuerbaren Energien – den wir 
so sehr brauchen und der viel Gutes für die Welt 
bewirkt – eben auf Flächen stattfindet und sich Flä-
chen nicht vermehren lassen. Es sind Naturflächen, 
und es sind landwirtschaftlich genutzte Flächen. 
There is no free Lunch; das bedeutet etwas für die 
Agrarstruktur, es bedeutet etwas für die Natur.

Deswegen muss es darum gehen, gut mit der Fläche 
umzugehen. Die erste Prämisse muss sein, Photo-
voltaikanlagen auf versiegelte Flächen zu lenken. 
Wir sind da in Schleswig-Holstein schon recht gut, 
etwa 60 Prozent unserer Photovoltaikanlagen sind 
auf Gebäuden installiert.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Mit dem Energie- und Klimaschutzgesetz und der 
Verpflichtung, künftig jedes neu errichtete Gebäu-
de mit Photovoltaikanlagen auszustatten, setzen wir 
den nächsten Anreiz, um Photovoltaik vor allem 
auf die versiegelten Flächen zu bringen.

Mit dem Photovoltaik-Erlass des Innenministeri-
ums und meines Hauses geben wir darüber hinaus 
den Planungsträgern, den Gemeinden, aber auch 
den Investoren umfassende Hinweise, wie Photo-

voltaikanlagen in der freien Fläche flächensparend 
und biodiversitätsfreundlich errichtet werden kön-
nen. Gerade ist hier davon gesprochen worden, dass 
es bundesweit viele gute Beispiele gibt; diese wol-
len wir sammeln, und diese werden sicherlich eben-
falls einmal in den Photovoltaik-Erlass einfließen.

Der Photovoltaik-Erlass enthält übrigens bereits 
erste Hinweise zur Minderung der Barrierewirkung, 
über die hier heute mehrfach gesprochen worden 
ist. Gleichzeit erstellt Kollege Schwarz in seinem 
Haus einen landesweiten Wildwegeplan, um die 
Wanderkorridore der Tiere entsprechend zu sichern. 
Ich bin sicher, dass auch das Eingang in die Lan-
desplanung finden wird.

Auf Bundesebene – auch das ist heute gesagt wor-
den – gibt es im Erneuerbare-Energien-Gesetz be-
reits Kriterien, die erfüllt werden müssen, um eine 
Förderung für Photovoltaikanlagen zu erhalten; drei 
von fünf Vorgaben müssen dabei eingehalten wer-
den. Das ist in der Zeit der Ampel auf den Weg 
gebracht worden, und ich finde, zu Recht.

Aber natürlich ist mehr möglich. Deswegen danke 
ich den Antragstellern für den Antrag. Ich empfinde 
es als Treppenwitz, ja, als regelrechten Schildbür-
gerstreich, dass in den Zuwegungen zu den Que-
rungshilfen für Tiere heute Photovoltaikanlagen zu-
lässig sind. Deswegen ist es richtig und wichtig, 
dass wir als Land uns dafür einsetzen werden, dass 
die Privilegierung in diesen Bereichen ausgesetzt 
wird.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Richtig ist es auch, dass ein eigenes Fördersegment 
für biodiversitätsfreundliche Photovoltaikanlagen 
geschaffen werden soll und wir eine Verstetigung 
der Förderung innovativer Konzepte im Photovolta-
ikbereich bekommen. Für all das werden wir uns 
als Landesregierung stark machen.

Ich danke für den Rückenwind und vor allem für 
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe deshalb die Beratung.

Es ist beantragt worden, den Antrag Drucksache 
10/2962 dem Umwelt- und Agrarausschuss zu 
überweisen. Wer so beschließen will, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von 
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SPD und SSW. Wer stimmt dagegen? – Das sind 
die Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN.

(Zuruf: Und eine Stimme von der FDP!)
– Es wäre ganz gut, wenn sich die FDP entscheiden 
könnte, wofür sie stimmen möchte.

(Unruhe)
Ich wiederhole die Abstimmung: Wer für die Aus-
schussüberweisung stimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind SPD und SSW. Wer 
stimmt dagegen? – Das sind die Fraktionen von 
CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP. 
Damit kann es keine Enthaltung geben. Die Aus-
schussüberweisung ist abgelehnt.
Ich komme dann zur Abstimmung in der Sache. 
Ich lasse über den Antrag der Fraktionen von 
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Drucksa-
che 20/2962, in der Sache abstimmen. Wer dem 
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. 
– Das sind die Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW. Wer stimmt dagegen? – 
Das ist die FDP-Fraktion. Wer enthält sich? – Das 
ist die SPD-Fraktion. Damit ist der Antrag mehr-
heitlich angenommen.
Ich rufe Tagesordnungspunkt 7 auf:

Besetzung der Stelle einer Präsidentin oder eines 
Präsidenten des Finanzgerichts bei dem Schles-
wig-Holsteinischen Finanzgericht

Wahlvorschlag des Innen- und Rechtsausschusses
Drucksache 20/3026

Ich darf in diesem Zusammenhang recht herzlich 
Herrn Fischbach begrüßen. – Herzlich willkom-
men!

(Beifall)
Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall.
Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Ich lasse 
deshalb über den Wahlvorschlag abstimmen und 
schlage Ihnen hierfür offene Abstimmung vor. – 
Widerspruch höre ich nicht. Dann werden wir so 
verfahren.
Ich weise noch darauf hin, dass für die Wahl nach 
§ 10 Absatz 3 Landesrichtergesetz die Mehrheit 
von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen erfor-
derlich ist.
Wer dem Wahlvorschlag, Drucksache 20/3026, sei-
ne Zustimmung geben will, den bitte ich um sein 

Handzeichen. – Das sind alle. Sicherheitshalber fra-
ge ich aber noch einmal: Stimmt jemand dagegen 
oder enthält sich jemand? – Das ist nicht der Fall. 
Dann ist Herr Fischbach einstimmig gewählt. Herz-
lichen Glückwunsch.

(Beifall)

Meine Damen und Herren, ich unterbreche die Sit-
zung bis 15 Uhr.

(Unterbrechung: 13:20 bis 15:02 Uhr)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir begrüßen den 
ehemaligen Abgeordneten und Vorgänger von To-
bias Koch, Herrn Uwe Eichelberg. – Herzlich will-
kommen bei uns im Hohen Hause!

(Beifall)

Wir begrüßen auch die Senioren Union Großhans-
dorf. – Herzlich willkommen bei uns im Landes-
haus!

Ich rufe Tagesordnungspunkt 14 auf:

Nachbartarif im deutsch-dänischen Grenzland 
ausweiten, für einen gestärkten ÖPNV

Antrag der Fraktion des SSW
Drucksache 20/3031

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Abge-
ordnete Sybilla Nitsch.

Sybilla Nitsch [SSW]: 
Kære fru landdagspræsident! Kære alle! Liebe alle! 
Die deutsch-dänische Grenzregion ist etwas Beson-
deres. Im Gegensatz zu anderen Grenzregionen ist 
es nicht so, dass es dort einen Fluss oder Berge gibt, 
die den Übertritt der Grenze behindern. Nein, bei 
uns ist es so, dass es eigentlich ganz leicht ist.

Die Betonung liegt auf eigentlich, denn so ein-
fach ist es nicht, wenn man sich im öffentlichen 
Nahverkehr bewegt. In einigen Fällen gleicht die 
Überquerung der Grenze eher einem Hindernislauf, 
und der Tarifdschungel verhindert einen schnellen 
Überblick über die geltenden Tarife. Aber gut, dass 
im Koalitionsvertrag dazu etwas vereinbart wurde.

Es sei bemerkt: Neben den allgemeinen Platzhal-
tern, den ÖPNV zu stärken, gibt es auch konkretere 
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Formulierungen. Ich zitiere mit Erlaubnis der Präsi-
dentin:

„Gemeinsam mit Dänemark wollen wir au-
ßerdem die Möglichkeit eines Fahrkartenan-
gebotes für Grenzpendelnde prüfen und stre-
ben dabei die kurzfristige Wiedereinführung 
des Grenzkieker-Tickets an. Langfristig ist es 
unser Ziel, dass alle Bürgerinnen und Bürger 
in der Grenzregion zu einheitlichen Kondi-
tionen mit dem ÖPNV mobil sein können.“
(Beifall SSW)

Das Ergebnis meiner Kleinen Anfrage zum Thema 
Nachbartarif oder Grenzkieker-Tarif spricht eine 
ganz andere Sprache. Es sind keine Verhandlungen 
geplant, und es ist keine Ausweitung geplant – da-
her an dieser Stelle die Erinnerung an das gemein-
same Ziel.
Nachbartarife sind in der grenzüberschreitenden 
Mobilität vor allem für Pendelnde ein wichtiger 
Bestandteil; ich denke dabei an die Schüler, die 
auf der anderen Seite der Grenze ihre Schule, ihren 
Ausbildungsplatz oder ihren Praktikumsplatz besu-
chen. Dabei müssen wir das Rad nicht neu erfinden.
Wir haben den Nachbartarif in Nordfriesland in 
der Verbindung nach Tønder in der Kommune Tøn-
der in Dänemark. Dort funktioniert das richtig gut. 
Es gibt eine rege Mobilität zwischen Tønder und 
Niebüll. Das Semesterticket und das Deutschland-
Schülerticket gelten bis Tønder, und das bietet un-
heimliche Vorteile, indem man dort die dänische 
Hochschule oder auch andere Angebote nutzen 
kann.
Das System hat aber Lücken, weil es in der Grenz-
region nicht überall so ist, dass es diesen Nachbar-
tarif gibt. Wenn man in Oeversee oder in Husby 
wohnt und von dort nach Aabenraa oder Sønder-
borg pendeln möchte, dann hat man das Nachsehen. 
Hier gilt der Tarif einfach nicht.
Es gibt noch eine dänische Regelung – wenn man 
das aus nordischer Perspektive nimmt –, wonach 
junge Personen eine Ungdomskort bekommen kön-
nen. Dann ist es so, dass sie in der Flensburg-Zo-
ne gilt. Das hört sich erst mal gut an. Der Haken 
daran ist aber, dass man dieses Angebot nicht hat, 
wenn man nur wenige Kilometer außerhalb der 
Flensburg-Zone wohnt. Mir ist von Familien be-
kannt, dass sie Kosten von 240 Euro hätten, wenn 
sie sagen, dass ihr Kind nach Aabenraa zur Schule 
pendelt.
Für dieses Gebiet gibt es keine Tarifabsprachen. 
Wenn man Einzelfahrkarten kauft, dann reicht das 

Wirrwarr vom fehlenden Bargeld über den Zugang 
zu Mobile Pay, der fehlt, bis hin zu Ergänzungsti-
ckets, die man kompliziert zukaufen muss. Die De-
batte der Buslinie 110 von Flensburg nach Sønder-
borg, wo es nicht einmal so ist, dass das Semester-
ticket gilt, obwohl dort die Partnerhochschule des 
Landes liegt – das würde hier aber den Rahmen 
sprengen –, ist auch ein Beispiel.

Wir meinen, dass die gesamte Grenzregion diese 
Möglichkeiten und diese Chancen haben muss. Da-
her ist es für uns sinnvoll, darauf zu schauen, dass 
logische End- oder Verknüpfungspunkte wie Tøn-
der, Tinglev, Sønderborg und Aabenraa mit unseren 
Punkten verknüpft werden.

Die Tarifsysteme im Grenzland müssen ganz ein-
fach vereinheitlicht werden. Aus den bestehenden 
Ansätzen muss ein flächendeckendes System ge-
schaffen werden, sodass die Menschen spüren, dass 
ein Teil der Barrieren für eine freizügige Mobilität 
abgebaut wird. Dann wäre noch der Clou, wenn 
alle Absichtserklärungen, die man mit der Region 
Syddanmark und mit der Region Sjælland geschlos-
sen hat, endlich einmal in die Umsetzung kämen.

(Beifall SSW)

Unsere Grenzregion wird oft und auch hier im Ho-
hen Hause für die Vorbildfunktion bezüglich der 
Mobilität, aber vor allem der Durchschlagskraft 
im öffentlichen Nahverkehr gelobt – vom Fernver-
kehr wollen wir heute nicht sprechen –, aber da 
gibt es deutlich Luft nach oben. Andere Regionen 
in Deutschland, zum Beispiel die Euregio Maas-
Rhein, sind viel besser aufgestellt.

Eine Sache kommt noch zusätzlich. Die Zeit drängt 
auch in der sogenannten neuen deutsch-dänischen 
Grenzregion. Nur in wenigen Jahren wird es dort 
im Süden durch die Fehmarnbeltquerung eine ver-
änderte Mobilität geben. Auch da ist es dann von-
nöten, dass wir einheitliche Tarifabsprachen haben, 
damit der ÖPNV von Anfang an ein attraktives An-
gebot darstellt. Dafür gilt es jetzt, die Weichen zu 
stellen.

Folgen Sie also unserer Spur. Das Grenzland wartet 
auf Lösungen. Also können Sie heute ganz getreu 
zustimmen. – Vielen Dank.

(Beifall SSW)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Für die CDU-Fraktion erteile ich 
nun dem Abgeordneten Lukas Kilian das Wort.
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Lukas Kilian [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Als ich den Antrag gesehen habe, dachte 
ich, das ist ein charmantes Thema. Wir wollen den 
ÖPNV natürlich verbessern, und das am liebsten 
grenzübergreifend. Dann muss man sich natürlich 
anschauen, wie so ein ÖPNV funktioniert.
Wenn wir uns einmal überlegen und uns kurz zu-
rückbesinnen, wie schwierig es in Deutschland war, 
innerhalb eines Staates das Deutschlandticket ein-
zuführen, wie kompliziert – –

(Zuruf Kianusch Stender [SPD])
– Wie bitte? Wenn man dazwischenruft, muss man 
das in einer Lautstärke tun, dass das auch ältere 
Redner hier vorne verstehen können. Ansonsten 
wirkt es zaghaft.

(Zuruf)
Als das Deutschlandticket eingeführt werden soll-
te, war es extrem schwierig, Verkehrsverbünde zu 
bündeln. Jetzt gibt es eine Diskussion, eine Über-
legung, den grenzüberschreitenden Verkehr zu ver-
einfachen. Wir hatten das in den letzten Jahren 
schon in Bezug auf einzelne Busverbindungen. 
Grundsätzlich kann ich verstehen, dass man, wenn 
man in einer Grenzregion lebt und arbeitet, einfa-
cher grenzüberschreitend pendeln will. Allerdings 
muss ich feststellen, dass es ja ein Angebot gibt, 
das sogenannte Nachbarticket. Das muss ich Ihnen 
sagen, Frau Kollegin.

(Sybilla Nitsch [SSW]: Nach Tønder! Nur 
nach Tønder! Woanders nicht!)

– Ich kann Ihnen erklären, warum es das gibt: 
Das Nachbarticket gilt im Nahverkehr. Wir haben 
einen Unterschied zwischen öffentlichem Personen-
nahverkehr und Fernverkehrsverbindungen. Fern-
verkehrsverbindungen, auch wenn sie im Zweifel 
nur kurze Strecken überwinden, sind im Nahver-
kehr nicht abbildbar. Deswegen gibt es mit dem 
Nachbarticket eine Möglichkeit, die Region dort zu 
verbinden. Ich habe eben gerade noch mal nachge-
fragt, es wird 770-mal im Jahr verkauft. Es hat 
offensichtlich nicht den gewaltigsten Umfang im 
Landestableau einzelner Tickets.

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage 
von der Frau Abgeordneten Sybilla Nitsch zu?

Lukas Kilian [CDU]: 
Ja.

Sybilla Nitsch [SSW]: Ist Ihnen bekannt, 
dass der sogenannte Nachbartarif nur auf der 
Strecke Niebüll–Tønder gilt und nicht auf an-
deren Strecken? Das heißt, er gilt auch nicht 
für die Linie 110 nach Sønderborg, für keine 
andere Buslinie, die es auf den Grenzrouten 
gibt. Ist Ihnen das bekannt?

– Ja. Ich kann dazu noch weiter ausführen. Wir 
müssen uns im öffentlichen Personennahverkehr 
mit dem Thema beschäftigen, wer Aufgabenträger 
ist. Das ist schon innerhalb Deutschlands sehr kom-
pliziert, wer Aufgabenträger ist. Es ist bei Weitem 
nicht so, dass der Schleswig-Holsteinische Landtag 
Aufgabenträger vom öffentlichen Personennahver-
kehr wäre und wir hier sagen können: „Das macht 
ihr bitte so, das macht ihr bitte so“, sondern dass 
das zum Teil kommunal ist. Bei einem grenzüber-
schreitenden Verkehr haben wir nicht nur deutsche 
Aufgabenträger, sondern auch dänische. Beispiels-
weise wird die Linie Flensburg–Padborg von der 
Dänischen Staatsbahn betrieben,

(Sybilla Nitsch [SSW]: Sydtrafik!)

und die hat nach meinem Kenntnisstand aus wirt-
schaftlichen Gründen gar kein Interesse an einer 
entsprechenden Kombination. – Ich weiß nicht, ob 
das die Antwort auf Ihre Frage ist.

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Haben Sie noch eine Nachfrage, Frau Abgeordnete?

(Sybilla Nitsch [SSW]: Ja!)

Lassen Sie noch eine Nachfrage zu?

Lukas Kilian [CDU]: 
Liebend gerne.

Sybilla Nitsch [SSW]: Sie sagen also, dass 
der Nachbartarif nach Tønder ausreichend 
ist. Das ist ein tolles Angebot und das kann 
man so lassen. Verstehe ich denn richtig, dass 
Sie die Formulierung in Ihrem Koalitionsver-
trag, die ich ja eben gerade zitiert habe, ei-
gentlich gar nicht erfüllen wollen?

– Nein, Frau Nitsch. Ich kann diese parlamentari-
sche Ungeduld verstehen, dass man am Anfang der 
Rede eine Frage stellt. Ich habe insgesamt fünf Mi-
nuten Redezeit, noch nicht einmal zwei Minuten 
sind um, und Sie wollen schon das Ende meiner 
Rede wissen.

Ich verrate es Ihnen aber: Wir wollen diesen Zug, 
den Sie hier aufs Gleis gesetzt haben, gemütlich 
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in den Wirtschaftsausschuss umleiten, um dort mit 
Ihnen darüber zu diskutieren,

(Sybilla Nitsch [SSW]: Immerhin!)
weil das an sich ein spannendes Thema ist.

(Beifall Dr. Bernd Buchholz [FDP] – 
Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Sehr weise!)

Ich sage Ihnen aber auch: Das Thema ist sehr kom-
pliziert, und es wird nicht einfach so funktionieren, 
dass wir sagen, da stimmen wir jetzt zu, da stellen 
wir Geld zur Verfügung. Auch wenn es auf Bun-
desebene möglicherweise gerade so aussieht, als 
ob Geld auf den Bäumen wächst, tut es das nicht. 
Wir sind in einem Konsolidierungshaushalt, müssen 
sparen und ganz genau schauen, wofür wir Geld 
ausgeben.

(Annabell Krämer [FDP]: Geld fällt für euch 
doch vom Himmel!)

– Geld fällt für uns nicht vom Himmel.

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Also, ich habe noch mal eine Zwischenfrage.

(Heiterkeit)
Herr Abgeordneter, das ist noch die Beantwortung?

Lukas Kilian [CDU]: 
Ich bin da ganz tolerant.

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Sie sind da ganz tolerant, okay, alles klar. Dann ist 
die Beantwortung fertig. Dann lassen wir auch die 
Uhr weiterlaufen. Weiter geht‘s.

Lukas Kilian [CDU]: 
Ich hatte die Frage eigentlich kurz dahin gehend 
beantwortet, dass es im Ausschuss entsprechend be-
arbeitet wird.
Wenn wir uns das Thema anschauen, stellen wir 
fest, wir müssen eben auch in Zeiten des Einspa-
rens, in denen wir im letzten Jahr sogar Verbindun-
gen innerhalb des Landes gestrichen haben, überle-
gen, ob wir uns Zusätze an anderen Stellen leisten 
können. Zur Ehrlichkeit gehört dazu, dass auch 
das Deutschlandticket in Teilen grenzübergreifend 
funktioniert und nutzbar ist.
Bei aller Kritik: Lassen Sie es uns im Wirtschafts-
ausschuss anschauen. Allzu hoffnungsfroh da rein-
zugehen, dass wir dort weitere Möglichkeiten 
schaffen – da möchte ich Ihnen die Vorfreude ver-

mutlich etwas trüben. Ich bin nicht besonders zu-
versichtlich, dass es große Ausweitungen geben 
kann. Aber ich bin bereit, darüber im Wirtschafts-
ausschuss mit Ihnen zu diskutieren, und freue mich 
auf die entsprechenden Diskussionen. – Vielen 
Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
erteile ich nun das Wort der Abgeordneten Nelly 
Waldeck.

Nelly Waldeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleg_innen! 
Ich glaube, uns allen ist das Thema grenzüber-
schreitender Verkehr und grenzüberschreitende Ver-
kehrsbeziehungen sehr wichtig. Dazu gehört auch 
ein Tarif. Deswegen haben wir das Thema damals 
in den Koalitionsvertrag aufgenommen. Wir arbei-
ten auch an vielen anderen Punkten, beispielsweise 
bei Flensburg-Weiche, an der Verbesserung der Ver-
kehrsanbindung.
Der SSW beantragt heute, das Nachbarschaftsticket 
– ein Tarif, der momentan vor allem auf der Linie 
nach Tønder besteht –, auszuweiten und auf alle 
Abomodelle des Landes anerkennen zu lassen. Das 
klingt erst mal sinnvoll und nachvollziehbar, aber 
wie das mit Tariflogiken eben so ist, ist das Ganze 
sehr viel komplizierter und die Umsetzung sehr viel 
schwieriger, als es in dem Antrag klingt.
Zunächst haben wir die NEG-Strecke bis Tønder 
mit dem Nachbarschaftsticket. Das Nachbarschaft-
sticket gilt ausschließlich für den Bahnverkehr. Das 
heißt, wir reden nicht über die Busverkehre. Das 
wäre eine sehr viel kompliziertere Gestaltung des 
Tickets, weil man erst mal mit den ganzen Aufga-
benträgern in Verbindung treten und sich mit der 
dänischen Seite abstimmen müsste. Den Teil lese 
ich in dem Antrag nicht – das ist das erste Problem. 
Wir müssen erst mal darüber diskutieren: Wollen 
wir das Nachbarschaftsticket auf die Busverkehre 
ausweiten?
Dann besteht das Nachbarschaftsticket vor allem 
für den Bereich des Schienenpersonennahverkehrs. 
Da haben wir genau eine Verbindung, und das ist 
die nach Tønder. Perspektivisch, wenn wir die Leis-
tung neu ausschreiben und die Ersatzleistung für 
die Verbindung nach Dänemark, den RE 7, über-
nehmen, kommen wir zu der Situation, dass Schles-
wig-Holstein Nahverkehrsleistungen ausschreibt, 
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die über die Grenze gehen, auch in Richtung Pad-
borg. Dann sollten wir uns die Situation noch mal 
neu angucken. Dann gäbe es tatsächlich Potenzial, 
das Nachbarschaftsticket auszuweiten. Momentan 
fährt aber auf der Linie nach Padborg nur Fernver-
kehr, sodass wir gar nicht in die Möglichkeit kom-
men, das mit einem Nachbarschaftsticket, das aus 
Schleswig-Holstein gestaltet wird, auszuweiten.

Das sind sehr konkrete Probleme, die sich für das 
Nachbarschaftsticket ergeben. Ich will an der Stel-
le auch einmal sagen, wir haben die Ausweitung 
beziehungsweise die Wiedereinführung des Grenz-
kieker-Tarifs in den Koalitionsvertrag geschrieben. 
Das Nachbarschaftsticket ist aber quasi der schles-
wig-holsteinische Weg des Grenzkieker-Tickets, 
weil es exakt dieselben Bedingungen und exakt 
dieselben Verkehre hat, die man nutzen kann. In-
sofern ist der Teil des Koalitionsvertrags an sich 
umgesetzt.

(Sybilla Nitsch [SSW]: Der ist nicht umge-
setzt!)

– Weil das Nachbarschaftsticket besteht. Über die 
Qualität kann man ja diskutieren.

(Sybilla Nitsch [SSW]: Nur nach Tønder! – 
Christian Dirschauer [SSW]: Nur eine Stre-
cke!)

– Sie können mir sehr gerne eine Zwischenfrage 
stellen, dann können wir darüber vortrefflich wun-
derbar diskutieren.

Der zweite Teil vom Antrag besteht aus den Abo-
modellen. Es gibt die Idee vom SSW, die Abomo-
delle, die wir haben – Schulticket, Bildungsticket, 
Azubiticket, Semesterticket – auszuweiten und dar-
auf den Nachbarschaftstarif anerkennen zu lassen. 
Das gilt ja quasi schon, weil wir bereits jetzt in die-
sen Deutschlandticket-Modellen die Verbindung bis 
nach Tondern drin haben. Alle Verbindungen, die 
man mit dem Nachbarschaftsticket gerade nutzen 
kann, sind schon in den Abomodellen drin, die wir 
jetzt gerade mit dem Deutschlandticket haben.

Wenn wir da weitere Busverkehre aufnehmen wol-
len – ich verstehe es mal so, dass die Idee in die 
Richtung ging –, dann müssten wir eine deutsch-
landweite Debatte führen, weil wir dann die Gren-
zen des Deutschlandtickets ausweiten und grenz-
überschreitende Verkehre in ein deutschlandweites 
Abomodell aufnehmen wollten. Momentan steht ja 
eher zur Diskussion: Wie sieht die Finanzierung 
überhaupt aus? Wie viel Steuergeld gibt es dafür? 
Bleiben wir bei dem Preis, oder gibt es Erhöhun-

gen? – Ich hoffe sehr, dass wir bei dem Preis blei-
ben, um das mal ganz deutlich zu sagen.

(Beifall Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Wir sind aber gerade einfach nicht in der Situation, 
darüber zu diskutieren, welche weiteren Angebote 
wir alle noch mit aufnehmen können, zumal das ja 
auch die Kosten deutschlandweit verteuern würde, 
weil noch viele andere Grenzregionen dann sagen 
würden: Wir wollen auch gerne unseren grenzüber-
schreitenden Busverkehr aufnehmen.

(Beifall Silke Backsen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] und Uta Wentzel [CDU])

Das sind alles Punkte, die mich an diesem Antrag 
zu vielen Fragezeichen geführt haben und bei denen 
für mich einfach sehr unklar ist: Was ist genau 
gemeint? Wie ist die Umsetzung gedacht? Sind 
Busverkehre integriert? – Deswegen wäre ich sehr 
gespannt darauf, diese Vorschläge näher im Wirt-
schaftsausschuss zu diskutieren und zu verstehen, 
was genau gemeint ist, und freue mich auf die Be-
ratung.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Für die SPD-Fraktion erteile ich 
nun dem Abgeordneten Niclas Dürbrook das Wort.

Niclas Dürbrook [SPD]: 
Kære fru landdagspræsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! – Auch, wenn Sybilla Nitsch 
mir jetzt nicht zuhört, möchte ich mich erst einmal 
herzlich beim SSW für diesen Antrag bedanken, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. Denn man lernt 
schließlich nie aus. Zumindest ging es mir bisher 
so, dass ich das Nachbarticket noch nicht kannte. 
Das ist mir bislang in den vergangenen Jahren nicht 
begegnet.

(Beifall SPD – Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Mir auch nicht!)

– Es beruhigt mich sehr, dass der Kollege Buchholz 
es auch noch nicht kannte. – Jetzt habe ich mich die 
letzten Tage intensiv damit beschäftigt. Ich kenne 
das Nachbarticket jetzt, aber ich muss Ihnen ganz 
ehrlich sagen: Meine Begeisterung für das Ticket 
in der jetzigen Form hält sich in doch sehr eng 
definierten Grenzen. Es gibt nur eine Strecke, aber 
für diese eine Strecke immerhin 23 verschiedene 
Preisstufen, die man in einer Tabelle ablesen kann.
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Ich habe gestern versucht, in der NAH-SH-App das 
Ticket zu buchen, und ich bin daran gescheitert. Es 
war mir nicht möglich, das Nachbarticket in der 
NAH-SH-App zu buchen. Ich dachte erst, es liegt 
an mir. Ich bin schon ein bisschen älter. Ich bin 
nicht ganz so alt wie der Kollege Kilian, aber schon 
ein bisschen älter.

(Heiterkeit – Lukas Kilian [CDU]: Aber du 
siehst älter aus!)

– Das habe ich jetzt überhört.

Aber es lag tatsächlich nicht an mir. Wir haben 
noch einmal gründlich recherchiert. Es ist einfach 
nicht möglich, dieses Ticket in der App zu buchen, 
sondern es ist im Jahr 2025 vorgesehen, dieses 
Ticket ausschließlich an Automaten, von Personal 
bedienten Verkaufsstätten oder im Reisezentrum zu 
erwerben. Liebe Kolleginnen und Kollegen, genau 
so sollte der ÖPNV im Jahr 2025 wirklich in keiner 
Welt organisiert sein.

(Beifall SPD und FDP)

Das ist ein Beispiel par excellence, wie es nicht 
laufen sollte. Insofern gibt es zweifellos eine gan-
ze Menge Verbesserungsbedarf, was den grenzüber-
schreitenden ÖPNV angeht. Es ist mir allerdings 
noch nicht ganz klar, in welche Richtung man das 
am besten verbessern kann. Am Ende darf für uns 
auf keinen Fall ein Ansatz stehen, bei dem der Ta-
rifdschungel nur noch ein bisschen dichter wird, 
weil es unzählige neue Variationen gibt, die einen 
dann in der App oder am Fahrkartenautomaten ver-
zweifeln lassen, weil man gar nicht mehr so genau 
weiß, welchen Tarif man anwählen soll.

Ich plaudere einmal ein bisschen aus dem Nähkäst-
chen. Wir hatten im vergangenen Jahr eine Exkur-
sion mit dem Verkehrspolitischen Beirat. Die an-
wesenden Kolleginnen und Kollegen werden sich 
noch erinnern.

(Heiterkeit und Unruhe – Lukas Kilian 
[CDU]: Da ist einer schwarzgefahren! 
Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Die einen sagen 
so, die anderen so!)

Bei dieser Exkursion wurde der Kollege Buchholz 
unwissentlich zum Schwarzfahrer, weil er statt 
des SH-Netztickets, das er eigentlich hätte auswäh-
len müssen, das Schleswig-Holstein-Ticket ausge-
wählt hatte. Dieser Umstand fiel erst bei der zwei-
ten Busverbindung überhaupt irgendjemandem auf. 
Obwohl wir in diesem Bus die geballte verkehrspo-
litische Kompetenz dieses Hauses und der NAH.SH 
sitzen hatten, haben wir ungefähr 20 Minuten ge-

braucht, den Unterschied zwischen beiden Tickets 
herauszuarbeiten.

(Heiterkeit – Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Hört, hört! – Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN]: Über wen sagt das mehr 
aus?)

Es stellte sich nachher heraus, dass bei dem einen 
Ticket die Busse drin sind, bei dem anderen Ti-
cket aber eben nicht. Deswegen wurde der Kollege 
Buchholz zum Schwarzfahrer. Genau diese Realität 
im Tarifdschungel wollen wir doch bitte im Jahr 
2025 nicht mehr haben. Deswegen muss so ein Ta-
rifsystem einfach sein.

Wenn der Kollege Kilian das nicht schon getan hät-
te, hätte ich an der Stelle die Überweisung an den 
Ausschuss beantragt, weil sich auch für mich eine 
ganze Menge Fragen stellen. Ich habe jetzt schon 
gehört, wie viele Nutzer das Nachbarticket hat, aber 
mich würde auch interessieren, welche Potenziale 
es für weitere Strecken gibt.

Über die anstehenden Veränderungen auf der Pad-
borg-Verbindung haben wir schon gesprochen. Was 
bedeutet das gegebenenfalls für das Nachbarticket? 
Ist es vielleicht sogar möglich, weitere grenznahe 
Verbindungen in das Deutschlandticket reinzuho-
len? Da gibt es durchaus noch einige Orte, bei 
denen man darüber diskutieren könnte, ob es nicht 
sinnvoll wäre, wenn die am Ende im Deutschland-
ticket landen würden. Das wäre aus meiner Sicht 
eine optimale Lösung.

Der SSW hat einen weiteren sehr relevanten Punkt 
angesprochen: Was bedeutet das eigentlich alles in 
gerade einmal vier Jahren, wenn wir die Grenzland-
verbindung zwischen Ostholstein und Lolland ha-
ben? Wir müssen uns tatsächlich dringend Gedan-
ken darüber machen, wie der ÖPNV an der Stelle 
organisiert wird.

Für uns kann ich sagen, dass wir herzlich gern 
mehr grenzüberschreitenden ÖPNV wollen, aber 
bitte einfach, unkompliziert und praxisnah. Ich 
freue mich, wenn wir diesem Ziel im Ausschuss 
gemeinsam ein Stückchen näherkommen. – Herzli-
chen Dank.

(Beifall SPD und SSW)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Für die FDP-Fraktion erteile ich 
nun dem Abgeordneten Dr. Bernd Buchholz das 
Wort.
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Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Wenn hier jetzt meine Schwarzfah-
rerkarriere schon zum Gegenstand der Beratungen 
gemacht wird, dann bitte ich, mein Ärgernis dar-
über, wie der Kollege Dürbrook es ausgeführt hat, 
dahin gehend besonders zur Kenntnis zu nehmen, 
als dass ich für das Ticket mehr Geld bezahlt habe, 
als ich eigentlich hätte bezahlen müssen.

(Heiterkeit und Unruhe)
Sie kaufen für 30 Euro ein Ticket und stellen hin-
terher fest, dass sie nicht mit dem Bus fahren dür-
fen, während die anderen, die 19,80 Euro bezahlen, 
es dürfen. In der Tat haben wir nachher alle in 
diesem Bus gesessen und gedacht: Leute, wir soll-
ten es hinbekommen, die Tarifstrukturen in Schles-
wig-Holstein viel einfacher zu machen, sodass es 
einen Anreiz gibt, den ÖPNV zu nutzen. Wenn ich 
an einem Automaten ein Schleswig-Holstein-Ticket 
kaufe, dann denke ich, dass ich damit in Schleswig-
Holstein unterwegs sein darf. Also, in diesem Tarif-
dschungel gibt es viel zu tun.
Ich bin den Kolleginnen und Kollegen vom SSW 
insoweit dankbar, als dass es unser aller gemeinsa-
mes Anliegen ist, gerade im grenzpendelnden Ver-
kehr, im grenzüberschreitenden Verkehr, Angebote 
zu machen, die möglichst attraktiv sind, sodass 
möglichst viele auf den ÖPNV umsteigen, wenn 
sie pendelnderweise über Grenzen unterwegs sind. 
Dieses Anliegen ist durchaus zu unterstützen.
Herr Kollege Dürbrook, dass es ein Nachbarticket 
gibt, habe ich in der Tat bis dahin nicht gewusst. 
Allerdings habe ich bei NAH.SH einmal ausge-
druckt, wie die Tarifbedingungen für diesen doch 
schwerwiegenden Tarif von NAH.SH sind. Frau 
Kollegin Nitsch, nachdem ich 22 Seiten ausge-
druckt hatte und wie der Kollege Dürbrook zu der 
Erkenntnis gekommen bin, dass es innerhalb dieses 
Nachbartickets zu 23 unterschiedlichen Preisstufen 
kommt, hatte ich den Eindruck, dass wir bei diesem 
Ticket anderen Reformbedarf haben, als es auf an-
dere Verbindungen auszudehnen.
Deshalb bin ich ganz glücklich darüber, dass wir 
das in den Ausschuss überweisen. In Wahrheit hat 
der Kollege Dürbrook eben zu Recht gesagt, dass 
es kein Ausweis davon ist, wie man einfache Tarif-
strukturen schafft. Etwas, das kompliziert ist, auf 
andere Bereiche zu übertragen, nur damit die ande-
ren auch in den Genuss des komplizierten Tarifs 
kommen, halte ich nicht für sinnvoll.
Aber das Anliegen des SSW ist insoweit komplett 
berechtigt. Warum zwischen Süderlügum und Ton-

dern etwas gilt, was zwischen Flensburg und Pad-
borg nicht gilt, ist schwer nachzuvollziehen. Jetzt 
kann man, wie die Kollegin Waldeck sagt, zu Recht 
sagen, da gibt es halt keinen Nahverkehr.

(Rasmus Vöge [CDU]: Da kann man mit 
dem Bus fahren!)

Das ist ein Grund. Vielleicht haben wir dann An-
lass, darüber nachzudenken, wie wir den Nahver-
kehr tatsächlich etablieren. Eines finde ich dabei 
wichtig: Ich bitte den Minister schon jetzt, bevor 
wir in die Ausschussberatungen gehen, darum, dass 
wir uns immer daran orientieren, ob es für diese 
kleinen Themen einen Bedarf gibt, ob genügend 
Menschen den grenzpendelnden ÖPNV tatsächlich 
in Anspruch nehmen wollen. Früher jedenfalls ha-
ben wir bei Tarifveränderungen immer gesagt: Lass 
uns einmal irgendwo ein Modell fahren und jeman-
den begutachten lassen, wie viele Menschen dafür 
überhaupt in Betracht kommen.
Das will ich zum Schluss sagen: Für eine Minder-
heit, die dadurch noch kleiner wird, dass nur we-
nige im grenzpendelnden Einsatz zwischen Däne-
mark und Deutschland unterwegs sind, jeweils ein 
eigenes Ticket mit eigenen Tarifstrukturen zu schaf-
fen, macht keinen Sinn. Es mach keinen Sinn, ein 
ganzes System zu sprengen, wenn es einfach zu 
wenige sind – auch dann, wenn uns diese Minder-
heit sehr wertvoll ist. Dann sollte man Ausnahmen 
von bestehenden Möglichkeiten machen, aber nicht 
unbedingt ein neues Ticket einführen.
Ich freue mich auf die Beratungen und auf die 
Tatsache, dass der dänisch-deutsche Minister zu 
diesem dänisch-deutschen Nachbarticket bestimmt 
seine kreativen Vorstellungen in die Ausschussbera-
tungen einbringen wird. – Ich danke herzlich.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Für einen Dreiminutenbeitrag hat 
sich die Abgeordnete Nelly Waldeck gemeldet.

Nelly Waldeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Herr Kollege Dr. Buchholz, wenn Sie als Verkehrs-
minister noch ein bisschen öfter Bus gefahren 
wären, dann hätten wir vielleicht die Tarifreform 
schon früher angestoßen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Diese wird nämlich dafür sorgen, dass wir zu einer 
maximalen Vereinfachung der Tarife kommen wer-
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den. Wir sind gerade in der Erarbeitung. Ich habe 
mich noch einmal gemeldet, weil ich total nachvoll-
ziehen kann, dass es am Nachbarschaftstarif Kritik 
gibt, weil er wahnsinnig komplex ist. Wir werden 
uns deswegen das Nachbarschaftsticket im Rahmen 
der Tarifentwicklungsreform auf jeden Fall anzugu-
cken und dort die Tarife maximal vereinfachen, 
damit wir diesen Tarifwirrwarr endlich abschaffen 
können. Das gilt auch für die deutsch-dänischen 
Beziehungen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Für einen Dreiminutenbeitrag hat 
sich die Abgeordnete Sybilla Nitsch gemeldet.

Sybilla Nitsch [SSW]: 
Kære fru landdagspræsident! Liebe Kolleginnen! 
Vielen Dank erst einmal für die sehr konstrukti-
ven Beiträge und die charmante Art dahinter. Vie-
len Dank. Sicherlich kann man an einigen Stellen 
vielleicht das Gefühl haben, das ist nicht so wich-
tig, weil das so ein kleines Nischenthema ist. Das 
ist es nicht, wenn man sich zum Beispiel einmal 
anschaut, wie viele Menschen tagtäglich über die 
Grenze pendeln. Das sind nicht nur Menschen, die 
sich der dänischen Minderheit angehörig fühlen. 
Das sind ganz viele Leute aus der Mehrheitsbevöl-
kerung. Die pendeln aber alle mit dem Auto, weil 
die Angebote einfach so schlecht sind.

Das sind zwischen 12.000 und 13.000 Menschen 
täglich. Dann kommen noch 600 bis 700 Firmen-
fahrten dazu. Wir sprechen also schon von einer 
sehr großen Personengruppe. In dieser Personen-
gruppe ist zum Beispiel nicht inkludiert, dass es 
eine Großzahl an Studenten gibt.

Liebe Frau Kollegin Waldeck, zu den Definitions-
fragen: Der ÖPNV inkludiert natürlich Busverbin-
dungen, und es gibt grenzüberschreitende Busver-
bindungen. Um die muss es auch gehen. Wir ha-
ben uns ausdrücklich dafür ausgesprochen, dass die 
Systeme vereinfacht werden sollen. Dass der Nach-
bartarif, der auf der Strecke nach Tondern gilt, ein 
bisschen komplex ist, könnte ja auch ein Ausgangs-
punkt dafür sein, die Ausweitung einfacher zu ge-
stalten.

Wie ich dargestellt habe, gibt es auch Ansätze aus 
Dänemark. Es gibt Geldflüsse zwischen Sydtrafik 
und NAH.SH. Da gibt es bestimmte Ansätze, die 
man untersuchen muss.

Die Linie 110, über die wir uns oft unterhalten 
haben, fährt als Überlandlinie von Flensburg nach 
Sønderborg. Das Skurrile ist, dass von der Univer-
sität ein Shuttlebus eingesetzt wird, der bezahlt 
wird – aus welchen Mitteln auch immer –, um 
Studenten hin und her zu fahren. Wenn da Gelder 
im System sind, könnte man die vielleicht anders 
nutzen.

Wie gesagt, es gibt diese Beispiele, die wir uns 
einmal konkret angucken sollten. In der Euregio 
Maas-Rhein gibt es zwölf SPNV- und ÖPNV-Ver-
bindungen, die grenzüberschreitend aufgesetzt wor-
den sind und in denen es diese Tarifsysteme gibt. 
Da gilt zum Beispiel das Deutschlandticket.

Daher ist das nicht aus der Luft gegriffen. Ich freue 
mich darüber, dass wir das im Ausschuss beraten 
können. – Vielen Dank.

(Beifall SSW und Serpil Midyatli [SPD])

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Für einen Dreiminutenbeitrag hat sich der Abgeord-
nete Rasmus Vöge gemeldet.

(Unruhe)

Rasmus Vöge [CDU]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Nun ist der deutsch-dänische ÖPNV nicht mein 
Spezialthema, aber ich möchte zwei Punkte dazu 
sagen.

Erstens bedanke ich mich bei NAH.SH, dass heute 
schon vieles funktioniert, wo hier noch über Proble-
me gesprochen wird.

Zweitens müssen wir das Ganze einmal einordnen. 
Man kann Tickets per App kaufen. Die Fahrt von 
Niebüll nach Tondern dauert 30 Minuten und kostet 
5,90 Euro, 28 Minuten von Flensburg nach Krusau 
drei Euro.

Wir können uns im Wirtschafts- und Verkehrsaus-
schuss des Landtags gern weiter darüber unterhal-
ten und natürlich Verbesserungen für die Bürgerin-
nen und Bürger anregen. Aber ich finde, dass wir 
das einsortieren und das Problem nicht größer be-
schreiben sollten, als es ist. – Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Für die Landesregierung hat nun der Minister Claus 
Ruhe Madsen das Wort.
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Claus Ruhe Madsen, Minister für Wirtschaft, Ver-
kehr, Arbeit, Technologie und Tourismus: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete! Wir haben ein ganz kla-
res Ziel: Wir wollen mehr Menschen für den ÖPNV 
begeistern. Wir wollen die Nutzung von Bus und 
Bahn so attraktiv wie möglich machen und so Men-
schen zum Umstieg bewegen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir wollen die Mobilitätswende. Wir haben hier 
aber schon oft über die Schwierigkeiten gespro-
chen, das umzusetzen. Damit Menschen den ÖPNV 
nutzen, muss er günstig und in der Form verfügbar 
sein, wie es dem Einzelnen passt. Schichtarbeiterin-
nen und Schichtarbeiter brauchen nachts gute Ver-
bindungen, Schülerinnen und Schüler morgens und 
mittags. Gleichzeitig leben wir nicht in einem Land, 
in dem Euros auf Bäumen wachsen und Geld kei-
ne Rolle spielt. Der ÖPNV muss finanzierbar sein, 
sowohl für uns als Land als auch für Kommunen 
und Verkehrsbetriebe. Das gleicht der Quadratur 
des Kreises.

Ich kann den Wunsch nach besseren Tarifen im 
Grenzland sehr gut nachvollziehen und habe große 
Sympathien dafür. Leider muss ich aber auch etwas 
Wasser in den Wein schütten. Mal eben eine Däne-
markoption ergänzen oder das Nachbarticket auf 
andere Strecken ausweiten, das wird nicht funktio-
nieren.

Erstens werden die Strecken Niebüll–Tønder, 
Flensburg–Sønderborg und Flensburg–Tinglev von 
unterschiedlichen Trägern betrieben. Der Zugver-
kehr zwischen Niebüll und Tønder ist vom Land 
beauftragt; hier gilt über Tønder hinaus bis Nør-
re Nebel das Nachbarticket. Flensburg–Sønderborg 
ist eine Buslinie, die vom dänischen Unternehmen 
Sydtrafik betrieben wird. Hier gilt der dänische Ta-
rif. Flensburg–Tinglev wird aktuell von der Deut-
schen Bahn als Fernverkehr betrieben.

Zweitens müssen wir uns sowohl mit der dänischen 
Seite als auch mit den Verkehrsunternehmen über 
die Tarifausgestaltung und die Kostenteilung einig 
werden. Das wird schon allein dadurch erschwert, 
dass wir auf beiden Seiten der Grenze unterschied-
liche Währungen und unterschiedliche Steuersätze 
haben. Auch die technische Umsetzung geht nicht 
von heute auf morgen.

Die Realität ist leider nicht so, dass man mal 
eben ein neues Ticket im System hinterlegt, die 
Kontrollgeräte updatet, und los geht‘s. Da müssen 

Schnittstellen programmiert und Testläufe gemacht 
werden. Zu guter Letzt ist das alles eine Frage des 
Geldes, und wir haben hier schon oft ausführlich 
darüber gesprochen, dass das Geld gerade im Nah-
verkehr knapp ist.

Ich habe große Hoffnung, dass eine neue Bundesre-
gierung eine andere Haltung zum Thema Regionali-
sierungsmittel hat und wir dort in den nächsten Jah-
ren nennenswerte Erhöhungen sehen werden. Die 
sind dringend notwendig.

Ich komme aber nicht nur mit Argumenten, war-
um es nicht geht, ich komme auch mit guten 
Nachrichten: Bei der Ausschreibung der zukünfti-
gen Verbindungen im Netz Mitte ist die Möglich-
keit eingeplant, den Schleswig-Holstein-Tarif und 
das Deutschlandticket auch auf der Strecke Flens-
burg–Tinglev anzuwenden. Ob und wie das kommt, 
hängt auch von der dänischen Seite ab. Sie finan-
ziert die Verkehre auf ihrer Seite der Grenze, und 
die DSB wird voraussichtlich die offizielle Betrei-
berin sein, die dann den Tarif festlegt.

Ähnlich sieht es bei der festen Fehmarnbeltquerung 
aus. Wir wollen Regionalverkehr anbieten, aber 
auch hier muss die dänische Seite mit an Bord sein, 
auch finanziell. Die Verhandlungen dafür stehen 
noch am Anfang, aber wir denken das mit.

Parallel läuft gerade die Überarbeitung des Schles-
wig-Holstein-Tarifs. Er soll mit nur noch drei Preis-
stufen deutlich vereinfacht werden. In dem Rahmen 
prüfen wir auch spezielle Dänemarkangebote.

Wir sind an dem Thema dran und versuchen, mög-
lichst attraktive Angebote auch für die Menschen in 
der Grenzregion zu schaffen.

Ich hoffe, dass es dann auch Bernd Buchholz mög-
lich ist, die richtigen Tickets zu buchen. – Vielen 
lieben Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Ich schließe die Beratung.

Es ist beantragt worden, den Antrag Drucksache 
20/3031 dem Wirtschafts- und Digitalisierungsaus-
schuss zu überweisen. Wer so beschließen will, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Die Gegenprobe! 
– Stimmenthaltungen? – Das ist einstimmig so be-
schlossen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 2, 10 und 45 auf:
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Gemeinsame Beratung

a) Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes 
zum besseren Schutz von Opfern häuslicher 
Gewalt und bei Nachstellungen durch den 
Einsatz der elektronischen Aufenthaltsüber-
wachung und weitere Änderungen des Lan-
desverwaltungsgesetzes

Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/2746

Bericht und Beschlussempfehlung des Innen- 
und Rechtsausschusses
Drucksache 20/3027

Änderungsantrag der Fraktion der FDP
Drucksache 20/3093

b) Besserer Schutz für Frauen durch das Ge-
walthilfegesetz

Antrag der Fraktionen von CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/2965

c) Bericht über die Umsetzung der Ausweitung 
des Hochrisikomanagements in Schleswig-
Holstein

Bericht der Landesregierung
Drucksache 20/3010

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall.

Zu a) erteile ich dem Berichterstatter des Innen- 
und Rechtsausschusses, dem Abgeordneten Jan 
Kürschner, das Wort.

Jan Kürschner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Ich verweise auf 
die Vorlage.

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Ich danke dem Herrn Berichterstatter. – Gibt es 
Wortmeldungen zum Bericht? – Das ist nicht der 
Fall.

Mit dem Antrag zu b) wird ein Bericht in dieser 
Tagung erbeten. Ich lasse zunächst darüber abstim-
men, ob der Bericht in dieser Tagung gegeben wer-
den soll. Wer zustimmen möchte, den bitte ich jetzt 
um das Handzeichen. – Die Gegenprobe! – Stimm-
enthaltungen? – Das ist einstimmig so beschlossen.

Ich erteile dann das Wort für die Landesregierung 
dem Minister für Energiewende, Klimaschutz, Um-
welt und Natur, Tobias Goldschmidt, in Vertretung 
für die Ministerin Aminata Touré.

Tobias Goldschmidt, Minister für Energiewende, 
Klimaschutz, Umwelt und Natur: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren Abgeordnete! In Deutschland 
wird etwa jede dritte Frau mindestens einmal in 
ihrem Leben Opfer von physischer und/oder sexua-
lisierter Gewalt. Das ist ein unhaltbarer, ein unaus-
haltbarer Zustand in Deutschland im 21. Jahrhun-
dert.

(Beifall ganzes Haus)
2023 gab es beinahe jeden Tag einen Femizid in 
Deutschland. Jede Zweite davon stirbt durch Part-
nerschaftsgewalt. Auch das ist ein schrecklicher 
Befund.
Ein Blick in die polizeiliche Kriminalstatistik zeigt: 
Gewalt ist Teil unserer Lebensrealität in Schleswig-
Holstein. Im letzten Jahr hat die Landespolizei 
insgesamt 6.664 Fälle von häuslicher Gewalt regis-
triert, davon 432 Hochrisikofälle. Mit etwas über 
70 Prozent sind die weit überwiegende Zahl der 
Opfer Frauen und Mädchen. Jeder Fall davon ist 
einer zu viel.

(Beifall ganzes Haus)
Die Zahlen sind erschreckend, und deshalb ist es 
gut und richtig, dass wir heute drei Punkte auf der 
Tagesordnung haben, die allesamt darauf abzielen, 
den Schutz von Frauen und Mädchen zu verbes-
sern.
Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Weg 
für einen besseren Schutz von Frauen ist häufig 
lang, zu lang. Bereits vor über 40 Jahren wurde 
im Deutschen Bundestag diskutiert, ob Frauen, die 
von Gewalt betroffen sind, einen Rechtsanspruch 
auf Schutz und Beratung bekommen sollten. Heute 
können wir sagen: Der Rechtsanspruch wird kom-
men und das bundesweit – so haben es Bundes-
tag und Bundesrat am 31. Januar dieses Jahres be-
schlossen.
Der Anspruch auf Schutz und Beratung wird ab 
dem 1. Januar 2032 gelten. Alle Betroffenen müs-
sen dann unabhängig von Wohnort, aufenthalts-
rechtlichem Status oder gesundheitlicher Verfas-
sung auf diesen Schutzanspruch zurückgreifen kön-
nen, und das rund um die Uhr und kostenfrei. Bis 
2032 müssen alle Bundesländer Strukturen aufbau-
en, damit dieser Anspruch eingelöst werden kann.
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In Schleswig-Holstein fangen wir nicht bei null an, 
sondern können auf einem guten, etablierten Sys-
tem aufbauen. Der stetige Ausbau von Unterstüt-
zungsleistungen, die Weiterentwicklung des Hoch-
risikomanagements, die elektronische Aufenthalts-
überwachung – das und mehr – sind die Grund-
lagen, auf denen das Gewalthilfegesetz aufbauen 
wird. Das Sozialministerium wird dabei weiterhin 
in enger Zusammenarbeit mit dem Innenministeri-
um stehen. Das ist ein gutes Beispiel dafür, wie wir 
– Schwarz und Grün – zusammenarbeiten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Eine weitere Maßnahme für den Schutz von Frauen 
ist die Ausweitung des Hochrisikomanagements in 
Fällen häuslicher Gewalt. Die ersten Ergebnisse des 
Berichts zur Umsetzung sind eindeutig. Informati-
onslücken konnten geschlossen werden, mehr und 
passendere Schutzmaßnahmen wurden gefunden, 
und die Situation der betroffenen Frauen und ih-
rer Kinder wurde dadurch ernsthaft entschärft. Alle 
beteiligten Institutionen bestätigen eine verbesserte 
Zusammenarbeit und verbesserte Abläufe.

Ich bin unserer Innenministerin Sabine Sütterlin-
Waack sehr dankbar, dass sie den landesweiten po-
lizeilichen Erlass für das Hochrisikomanagement 
zum 31. Januar letzten Jahres in Kraft gesetzt hat.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU, 
Dr. Michael Schunck [SSW] und Jette Wal-
dinger-Thiering [SSW])

Mit der Erhöhung der finanziellen Mittel – das war 
eine Initiative hier aus dem Haus – schaffen wir zu-
sammen verlässliche Strukturen für Frauenfachein-
richtungen, Polizei und Täterarbeit. Ich finde gut, 
dass es uns in Schleswig-Holstein so hervorragend 
gelingt, über verschiedene Institutionen, staatliche 
Ebenen hinweg, erfolgreich zusammenzuarbeiten. 
Das ist jede Mühe wert. Vielen Dank dafür an alle 
Beteiligten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU 
und vereinzelt SPD)

Einen wichtigen Schritt für den Schutz von Frauen 
gehen wir heute mit der Entscheidung über das Ge-
setz zur elektronischen Aufenthaltsüberwachung. 
Diese neue Rechtsgrundlage ermöglicht künftig 
den Schutz vor häuslicher Gewalt in Hochrisikofäl-
len und gleichgelagerten Stalkingfällen, indem der 
Aufenthaltsort der gefährdeten Person auf der einen 
Seite automatisch mit der überwachten Person auf 
der anderen Seite abgeglichen wird. Dadurch wird 

Gewaltschutz möglich, ohne die Opfer in ihrer Be-
wegungsfreiheit einzuschränken.
Wir sprechen heute über wichtige Schritte für den 
Schutz von Frauen. Jetzt gilt es, diesen konsequent 
weiter zu verbessern. Dazu wird auch die Studie 
„Schutzlücken schließen“ beitragen, an der die Kol-
leginnen von der Decken und Sütterlin-Waack ar-
beiten. Sie wird wertvolle Hinweise liefern.
Neben der Bekämpfung der Ursachen von ge-
schlechtsspezifischer Gewalt müssen wir zudem ei-
ne ausreichende finanzielle Sicherung der Hilfeleis-
tung sicherstellen. Denn jede Investition in Gewalt-
schutz ist eine gute Investition, eine Investition in 
unser aller Sicherheit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, San-
dra Redmann [SPD] und Jette Waldinger-
Thiering [SSW])

Es ist gut, dass der Bund im Gewalthilfegesetz ei-
ne feste Finanzierungszusage getroffen hat. Aber 
die Investitionen sind nur für zehn Jahre gesichert. 
Deshalb hat Schleswig-Holstein gemeinsam mit an-
deren Ländern einen erfolgreichen Antrag im Bun-
desrat eingebracht, der den Bund dazu auffordert, 
sich auch über 2036 hinaus an den Kosten zu betei-
ligen. Da ich weiß, dass hier einige bei den Koaliti-
onsverhandlungen mitverhandeln, sei darauf hinge-
wiesen, dass das wirklich eine wichtige Investition 
in unser aller Sicherheit wäre.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
Katja Rathje-Hoffmann [CDU])

Gewalt gegen Frauen ist keine Privatsache, sondern 
ein gesamtgesellschaftliches Problem, das gesamt-
gesellschaftlich gelöst werden muss. Es ist eine gu-
te Nachricht für uns alle, dass der Gewaltschutz 
große Schritte weitergekommen ist. Wir dürfen 
nicht nachlassen. Lassen Sie uns weiter daran arbei-
ten. – Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU, 
Dr. Michael Schunck [SSW] und Jette Wal-
dinger-Thiering [SSW])

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Ich eröffne die Aussprache. Die CDU-Fraktion hat 
mir mitgeteilt, dass sie die Redezeit aufteilen wird. 
Es eröffnet für die CDU-Fraktion die Abgeordnete 
Katja Rathje-Hoffmann.

Katja Rathje-Hoffmann [CDU]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Herzlichen Dank an den Minister für diesen 
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mündlichen Bericht und den schriftlichen Bericht 
zur Umsetzung und Ausweitung des Hochrisikoma-
nagements in unserem Land.

In diesem Haus verbindet uns alle, dass wir unser 
Möglichstes tun, um Frauen und Mädchen vor se-
xueller Gewalt, vor häuslicher Gewalt und Miss-
brauch zu schützen, zumeist in großer Einigkeit 
über alle Parteigrenzen hinweg. Dazu passen die 
einstimmigen Entscheidungen des Bundestages und 
des Bundesrates, das Gewalthilfegesetz zu verab-
schieden.

Mit dem Gewalthilfegesetz schaffen wir deutsch-
landweit, was wir bereits seit Langem in Schles-
wig-Holstein haben: ein kostenloses und flächende-
ckendes Unterstützungs- und Hilfssystem für von 
Gewalt betroffene Frauen und deren Kinder. Dieses 
Gesetz ist für die Frauen enorm wichtig, weil sie 
dadurch endlich bundesweit einen Schutzanspruch 
auf Hilfe und bei Gewalt erhalten, und das gilt auch 
für deren Kinder.

Weitere Ziele und Maßnahmen des Gewalthilfege-
setzes sind: Intervention bei Gewalt, die Folgen der 
Gewalt zu mildern, Prävention zur Verhinderung 
von Gewalthandlungen, ausreichende, bedarfsge-
rechte und kostenlose Schutzmaßnahmen, Präven-
tionsmaßnahmen anzubieten, einschließlich der Tä-
terarbeit, und die strukturierte Vernetzung vor Ort 
zu fördern. Dieser Rechtsanspruch auf Schutz und 
fachliche Beratung erfolgt zum 1. Januar 2032. Bis 
dahin haben die Bundesländer, die noch nicht so 
viel gemacht haben wie wir, Zeit, um ein adäquates 
und umfassendes Schutzangebot aufzubauen.

Die Verteilung der Bundesmittel erfolgt nach dem 
Königsteiner Schlüssel für ein verlässliches Hilfs-
system bei geschlechterspezifischer und häuslicher 
Gewalt für mehr Frauenhausplätze. Insgesamt be-
teiligt der Bund sich mit 2,6 Milliarden Euro bis 
2036. Das bedeutet für Schleswig-Holstein etwa 
3,8 Millionen Euro im Jahr 2027 zusätzlich für un-
sere Hilfs- und Schutzangebote in diesem Zeitraum. 
Das Gesetz verfolgt das Ziel, flächendeckend die 
Istanbul-Konvention umzusetzen.

Es ist einfach nicht hinnehmbar, dass im Jahr 2023 
täglich mehr als 364 Frauen Partnerschaftsgewalt 
erleiden müssen. Sie sind Opfer von strafbaren Ge-
walthandlungen.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
FDP und SSW)

Zumeist sind es die eigenen Männer oder die ehe-
maligen Lebenspartner. Im Jahr 2023 ist fast an 
jedem zweiten Tag eine Frau durch Partnerschafts-

gewalt ums Leben gekommen. Hier muss etwas 
geschehen, und hier geschieht auch wirklich etwas.
Wir reagieren mit wirkungsvollen Schutzmaßnah-
men wie zum Beispiel dem elektronischen Aufent-
haltsüberwachungssystem, der elektronischen Fuß-
fessel; meine Kollegin wird dazu noch ein bisschen 
was erklären.
Hinzu kommt das bereits erprobte und finanziell 
abgesicherte Hochrisikomanagement der Polizei, 
der Frauenfacheinrichtungen und der Frauenhäuser 
im Land. Wir haben dafür gesorgt, dass ab diesem 
Jahr im Hochrisikomanagement zusätzlich 14 Po-
lizeistellen zur Verfügung stehen. Hinzu kommen 
720.000 Euro mehr für die Umsetzung des Manage-
ments.
Es sind außerdem 2,5 Millionen Euro für Frauen-
fachberatungsstellen und Frauenhäuser im Haushalt 
eingestellt. Damit stärken wir die Frauenfachein-
richtungen und erhöhen die Anzahl der Frauenhaus-
plätze um 55. Das ist wirklich eine tolle Sache! Es 
gibt außerdem mehr Geld für die enorm wichtigen 
Beratungen für Kinder, die Gewalt miterleben.
Meine Damen und Herren, ich höre jetzt auf, damit 
meine Kollegin auch noch ein bisschen Redezeit 
übrig hat: Das ist eine richtig gute und runde Sache, 
und ich bin stolz darauf, dass dieses Parlament das 
so gut gemacht hat. – Danke schön.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und vereinzelt SSW)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich nun der Abgeordneten Catharina Nies das 
Wort.

Catharina Johanna Nies [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleg_in-
nen! Wir denken, wir leben in einer gleichberech-
tigten Gesellschaft. Aber ist das auch so? Wie er-
leben Frauen unsere Gesellschaft, die Opfer von 
häuslicher und sexualisierter Gewalt werden – die 
in erster Linie deshalb von ihrem Partner geschla-
gen, bedroht oder vergewaltigt werden, weil sie ei-
ne Frau sind, und denen das nicht passieren würde, 
wenn sie als Mann in unserem Land geboren wä-
ren? Wie gleichberechtigt fühlt es sich an, als Opfer 
gehen zu müssen, um sich in Sicherheit zu bringen 
– die Koffer zu packen, den Job zu wechseln, ein 
neues Zuhause für sich und die eigenen Kinder 
suchen zu müssen, sich in einem Frauenhaus zu 
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verstecken, weil sich der Täter nicht ausreichend 
verantworten muss und trotz polizeilicher Interven-
tion weiter bedrohen kann?

Was Deutschland derzeit gegen die steigende häus-
liche Gewalt tut, ist nicht ausreichend. Aber mit 
dem neuen Bundesgewalthilfegesetz haben wir die 
historische Chance, das zu verändern und ein be-
darfsgerechtes Schutz- und Hilfesystem aufzubau-
en.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt CDU und SSW)

Ich will ganz deutlich sagen: Hilfe durch Beratung 
und Frauenhausplätze allein wird für einen effek-
tiven Gewaltschutz nicht ausreichend sein. Es ist 
nicht hinreichend, dass die Opfer weichen müssen. 
Effektiver Gewaltschutz kann nur bedeuten, beim 
Täter anzusetzen. Dafür ist eine Überwachung und 
Bewegungseinschränkung durch eine elektronische 
Fußfessel an derjenigen Person, die bedroht, die 
gefährdet und die einer anderen nachstellt, genau 
der richtige Weg.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt SSW)

Hier in Schleswig-Holstein wollen wir effektiven 
Gewaltschutz. Dafür bauen Sozialministerium und 
Innenministerium gemeinsam die notwendige in-
terdisziplinäre Zusammenarbeit zwischen Polizei, 
Frauenfacheinrichtungen und Kinderschutz immer 
weiter aus, zum Beispiel mit unserem Hochrisiko-
management. Ich bedanke mich für den Bericht des 
Ministers zu dem Thema.

Wir haben das Hochrisikomanagement vor einem 
Jahr auf ganz Schleswig-Holstein ausgeweitet. Wir 
haben eine landesweit einheitliche Umsetzung mit 
dem neuen Polizeierlass, dem Leitfaden, den Tools 
zur Gefährdungseinschätzung und den interdiszipli-
nären Fallkonferenzen verankert und diese Aufgabe 
im Januar 2025 mit 1,4 Millionen Euro finanziell 
unterlegt.

Durch die Institutionalisierung des Hochrisikoma-
nagements soll erreicht werden, dass alle beteiligten 
Stellen im Land mit einem einheitlichen Verständ-
nis von häuslicher Gewalt arbeiten, Gefährdungen 
einschätzen und wissen, dass häusliche Gewalt al-
le Formen körperlicher, sexualisierter oder psychi-
scher Gewalt beinhalten und sowohl Partnerschafts-
gewalt als auch Gewalt innerhalb der Familie oder 
durch die Familie des Partners umfassen. Sie ist al-
so davon unabhängig, ob Opfer und Täter in einem 
gemeinsamen Haushalt leben. Dieses gemeinsame 
Gewaltverständnis ist ein relevanter Fortschritt, 

weil es sensibilisiert und einer Verharmlosung von 
häuslicher Gewalt als sogenannte Beziehungstaten 
entgegenwirkt.
Den effektiven Gewaltschutz und die interdiszipli-
näre Zusammenarbeit stärken wir außerdem in un-
serem Landespolizeirecht, indem wir nun die Ge-
fahrenabwehrbefugnisse der Polizei bei häuslicher 
Gewalt und die Befugnisse der Datenweitergabe 
erweitern. Die im § 201 a LVerwG verankerten 
polizeilichen Möglichkeiten bei häuslicher Gewalt 
wollen wir mit dem Gesetz zur elektronischen Fuß-
fessel ausbauen und auf Nachstellung und Gefahr 
bei sexueller Selbstbestimmung ausweiten. Mit der 
Einführung der elektronischen Fußfessel wollen wir 
die Durchsetzungskraft von Schutzanordnungen er-
höhen. Die Polizei soll künftig eingreifen können, 
sobald bestimmte Tatsachen auf eine im Einzelfall 
drohende Gefahr für Leib, Leben, Freiheit und se-
xuelle Selbstbestimmung hinweisen. Es geht also 
darum, Gewalt in Hochrisikofällen zu verhindern 
und sie nicht erst im Nachhinein zu ahnden.
Der Schutz für eine gewaltbetroffene Mutter und 
ihr Kind soll auch dadurch erhöht werden, dass die 
Kinder künftig in die Interventionsmaßnahmen ein-
bezogen werden können und sich Betretungskon-
takt und Näherungsverbot auch auf Kinder oder 
weitere nahestehende Personen des Opfers erstre-
cken dürfen. Außerdem sollen polizeiliche Schutz-
maßnahmen gerichtlich von derzeit bis zu vier Wo-
chen auf bis zu vier Monate ausgeweitet werden 
können – mit Verlängerungsoption.
Die Datenübermittlungsbefugnisse der Polizei an 
die Partnerstellen im Hilfe- und Schutzsystem er-
weitern wir mit dem EAÜ-Gesetz. Unsere Akut-
beratung durch die Frauenfacheinrichtungen nach 
polizeilicher Wegweisung wird künftig nicht nur 
durch ein proaktives Angebot der Täterarbeit an die 
gewalttätige Person ergänzt, sondern auch durch ei-
ne eigenständige proaktive Beratung für die mitbe-
troffenen Kinder und Jugendlichen. Das betrifft laut 
Bericht zum Hochrisikomanagement zwei Drittel 
der Fälle häuslicher Gewalt.
Diese Zahl zeigt nicht nur, wie wichtig es ist, dass 
wir über den Gesetzentwurf die Mitbetroffenheit 
der Kinder rechtlich anerkennen, sondern dass der 
Ausbau eines bedarfsgerechten Hilfesystems bei 
häuslicher Gewalt über das Gewalthilfegesetz Kin-
der und ihre Bedürfnisse künftig einschließen muss. 
Das wird eine Zukunftsaufgabe sein, die sich direkt 
aus dem Gewalthilfegesetz und dem dort formu-
lierten Präventionsauftrag ableitet. Gewaltkreisläu-
fe von einer zur nächsten Generation müssen durch-
brochen werden. Prävention bedeutet das Risiko 
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zu minimieren, dass Kinder die Gewalt miterleben, 
später selbst zu Opfern oder Täter_innen werden.
Eine zweite Zukunftsaufgabe nach Gewalthilfege-
setz wird es sein, das Schutzsystem barrierearmer 
zu gestalten und Frauen mit Behinderung stärker in 
den Blick zu nehmen.
Alle drei Initiativen, über die wir heute sprechen 
– Gesetzesentwurf zur EAÜ, Etablierung des Hoch-
risikomanagements und das neue Bundesgewalthil-
fegesetz – bedeuten wegweisende und intensive 
Weiterentwicklungsprozesse für unser Hilfe- und 
Schutzsystem. Die 2,6 Milliarden Euro, die vom 
Bund für den Ausbau ab 2027 kommen werden, 
werden hierfür dringend gebraucht.
Mit unserem 3,5-Millionen-Euro-Paket vom Januar 
haben wir bereits einen notwendigen Ausbaupfad 
beschlossen, der sich nun logisch vor das Gewalt-
hilfegesetz setzt. Mit den folgenden Bundesmitteln 
können wir dann daran anknüpfen.
Sehr verehrte Damen und Herren, häusliche Gewalt 
und sexualisierte Gewalt ist männliche Gewalt, ist 
patriarchale Gewalt. Auch damit müssen wir uns 
auseinandersetzen. Eine Gesellschaft, die sich die 
Gleichberechtigung von Mann und Frau ins Grund-
gesetz geschrieben hat, kann patriarchale Gewalt 
nicht akzeptieren und muss sie verhüten!

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU, 
SSW, vereinzelt SPD und FDP)

Als ich den vorliegenden Gesetzesentwurf unter-
zeichnet habe, war das für mich ein besonderer Mo-
ment. Heute bitte ich Sie um Zustimmung zu unse-
rem Gesetzesentwurf zur Einführung der elektroni-
schen Fußfessel im Kontext häuslicher Gewalt, weil 
ich glaube, dass wir damit wirklich vorankommen 
werden. Oder um es mit den Worten von Gisèle 
Pelicot zu sagen:

„Die Scham muss die Seiten wechseln.“
Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die SPD-Fraktion erteile ich nun der Abgeord-
neten Sophia Schiebe das Wort.

Sophia Schiebe [SPD]: 
Sehr geehrte Landtagspräsidentin! Liebe Kolleg_in-
nen! Wir sprechen heute über Maßnahmen, die 
Menschen schützen und vor allem helfen sollen, 
die das erleben mussten, was niemand erleben darf: 
Gewalt; Gewalt in Partnerschaften, Gewalt in Fa-
milien, Gewalt an Frauen, Gewalt an Kindern; Ge-

walt, die mitten unter uns geschieht – oft im Ver-
borgenen. Und doch sehen wir täglich die Spuren, 
die sie hinterlässt.
Schutzweste an, weiter geht es in den Streifenwa-
gen. Zwei kompetente Polizist_innen und ich als 
Praktikantin treten in der Nachtschicht im zweiten 
Polizeirevier in Lübeck an. Es ist der 2. Februar 
2024. Seit zwei Tagen gilt das Hochrisikomanage-
ment. Dies hat das Ziel, schwerwiegende Eskalatio-
nen, insbesondere lebensbedrohliche Gewalt oder 
Tötungsdelikte, zu verhindern. Es konzentriert sich 
auf Fälle mit hohem Gefährdungspotenzial und 
setzt auf eine enge Zusammenarbeit verschiedener 
Akteure wie Polizei, Justiz, Opferschutzorganisatio-
nen und soziale Dienste. Bereits zu diesem Zeit-
punkt gab es zwei Fälle, die dort als Hochrisikofall 
eingestuft worden sind. Allein das zeigt, dass es 
richtig war, das Hochrisikomanagement einzufüh-
ren.

(Beifall SPD, SSW, vereinzelt CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich durfte dabei sein, wie sensibel und vertrauens-
voll die Polizist_innen mit dem Opfer in einem der 
Fälle sprachen. Sie wiesen auf Hilfsangebote der 
Frauenfachberatungsstellen und der Frauenhäuser 
hin. An dieser Stelle bedanke ich mich bei unseren 
Polizist_innen, die tagtäglich genau diese umsichti-
ge und vertrauensvolle Arbeit leisten.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
vereinzelt CDU und SSW)

Gemeinsam mit den Polizist_innen bin ich den Fra-
gebogen zum Hochrisikomanagement durchgegan-
gen. Sie gaben mir mit, dass es noch einmal eine 
Anpassung des Fragebogens geben muss – praxis-
näher und an die aktuellen wissenschaftlichen Er-
kenntnisse angepasst. Das unterstreicht der Bericht 
zum Hochrisikomanagement.
Mit dem Gewalthilfegesetz ist ein wichtiger und 
längst überfälliger Schritt auch für uns hier in 
Schleswig-Holstein getan worden. Das Gesetz re-
gelt bundesweit einheitlich, dass gewaltbetroffene 
Menschen einen Rechtsanspruch auf Schutz und 
Hilfe haben. Es sorgt dafür, dass die Finanzierung 
von Frauenhäusern, Schutzwohnungen und Fachbe-
ratungsstellen verbindlich gesichert wird – in der 
Stadt, auf dem Land, in allen Regionen. Es ver-
pflichtet uns als Bundesländer, klare Konzepte zu 
entwickeln, um diese Hilfestrukturen für alle zu-
gänglich zu machen, denn auch bei uns sind die 
Plätze in den Frauenhäusern knapp, die Wege zur 
nächsten Beratungsstelle oft viel zu weit. Die Fi-
nanzierung ist in vielen Einrichtungen nach wie 
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vor unsicher. Das Gesetz gibt endlich die Richtung 
vor. Gewaltbetroffene haben ein Recht auf Schutz. 
Punkt.

(Beifall SPD, Christopher Vogt [FDP] und 
Jette Waldinger-Thiering [SSW])

Leider werden nicht alle Betroffenen mitgedacht, 
zumindest nicht von allen, die am Gesetz mitgear-
beitet haben. Mit dem Kompromiss, der am Ende 
in einen Gesetzestext gegossen wurde, bekommen 
nicht alle, die Schutz brauchen, diesen Schutz auch 
zugesprochen, denn trotz unserer vielfachen Auf-
forderung, dieses Gesetz für alle gelten zu lassen, 
wurden Transfrauen aus diesem Gesetz faktisch 
ausgeschlossen. Wir wissen, dass Transfrauen zu 
den am stärksten von Gewalt betroffenen Gruppen 
gehören. Sie erleben Übergriff in der Öffentlichkeit, 
im eigenen Wohnumfeld. Sie erfahren sexualisierte 
Gewalt, körperliche Angriffe, psychische Demüti-
gung – einfach nur, weil sie existieren. Und doch 
hat die CDU mit aller Macht verhindert, dass auch 
Transfrauen explizit unter den Schutz dieses Ge-
setzes fallen.

(Kianusch Stender [SPD]: Schweinerei!)

Diese Entscheidung ist nicht nur eine politische 
Weichenstellung, sie ist ein Statement – ein State-
ment, das sagt: Euer Leid zählt weniger. Euer 
Schmerz ist uns nicht wichtig genug, Ihr gehört 
nicht dazu. Diese Ausgrenzung widerspricht dem 
eigentlichen Geist des Gewalthilfegesetzes, denn 
wenn wir von Schutz reden, wenn wir von Hilfe 
sprechen, dann dürfen wir nicht nur von der Mehr-
heitsgesellschaft reden. Dann müssen wir auch die-
jenigen schützen, die am verletzlichsten sind. Dann 
müssen wir auch diejenigen sehen, die bisher zu oft 
unsichtbar geblieben sind.

(Beifall SPD und SSW)

Wir hören jeden Tag von Fällen, in denen Frauen 
und Kinder Opfer von Gewalt werden – Gewalt, die 
nicht nur körperliche Wunden hinterlässt, sondern 
auch seelische Narben, die ein Leben lang bleiben. 
Geschlechtsspezifische Gewalt ist eine Realität, der 
wir uns stellen müssen. Wir können nicht länger zu-
lassen, dass Täter ohne Konsequenzen weiterleben, 
während ihre Opfer in Angst verharren oder in ein 
Frauenhaus gehen müssen.

Mit der Einführung der elektronischen Fußfessel 
wird ein Instrument geschaffen, das uns dabei hilft, 
Täter konsequent zu überwachen und potenzielle 
Gefahren frühzeitig zu erkennen. Sie ist kein Mittel 
der Schikane, sondern ein Signal an alle Betroffe-
nen: Wir lassen euch nicht allein.

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering 
[SSW])

Frauen, die Gewalt erleben mussten, verdienen 
Schutz. Sie müssen wissen, dass die Täter nicht 
mehr unbemerkt in ihrer Nähe auftauchen können. 
Die Fußfessel ist ein entscheidender Schritt, um 
Kontrolle über das eigene Leben zurückzugewin-
nen. Um dies zu gewährleisten, hätte es nicht ge-
schadet, für die Einführung noch etwas Zeit ein-
zuräumen und eine deutlichere Rechtssicherheit 
zu schaffen. Zumindest in der Anhörung wurden 
Zweifel angemerkt, die bis heute noch nicht ganz 
ausgeräumt zu sein scheinen.
Wir hoffen, dass der Entwurf von Schwarz-Grün 
dem standhält. Andernfalls sollte man schnellst-
möglich Anpassungen vornehmen. Die Einführung 
der Fußfessel nützt den Opfern nicht, wenn sie in 
einem Gesetz verankert ist und vor Ort dann doch 
nicht als Maßnahme eingesetzt werden kann.

(Beifall SPD, FDP und vereinzelt SSW)
In zwei Dritteln der Fälle häuslicher Gewalt waren 
Kinder involviert. Diese hohe Zahl zeigt uns, war-
um die Einführung einer spezialisierten Beratung 
nach § 201 a für Kinder, die häusliche Gewalt er-
lebt haben, ein essenzieller Schritt ist. Diese Kinder 
erleben Angst. Sie sind traumatisiert, oft unfähig, 
über ihre eigenen Erlebnisse zu sprechen. Sie brau-
chen Anlaufstellen, an denen sie ernstgenommen 
werden, an denen sie lernen, dass Gewalt nicht nor-
mal ist, dass sie Rechte haben und dass es Hilfe 
gibt. Diese Hilfe muss nicht nur zeitnah, sondern 
auch wohnortnah erfolgen. Daher erwarte ich von 
der Landesregierung nachfolgend, dass es auch ein 
flächendeckendes Beratungsangebot gibt.
Wir wollen heute zeigen, dass es nicht um Kontrol-
le oder staatliche Willkür geht. Es geht um Schutz, 
Würde und Gerechtigkeit. Es geht darum, eine Ge-
sellschaft zu schaffen, in der Frauen und Kinder 
sicherer leben können, in der Täter Konsequenzen 
erfahren und in der jede und jeder Einzelne Verant-
wortung übernimmt. – Vielen Dank.

(Beifall SPD, SSW und vereinzelt FDP)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Das Wort für die FDP-Fraktion hat nun der Abge-
ordnete Dr. Bernd Buchholz.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Alle drei Punkte, die unter diesem Tagesord-
nungspunkt zusammengefasst sind, beinhalten ei-
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nes, nämlich die Erkenntnis, dass der Gewaltschutz 
insbesondere von Frauen vor häuslicher Gewalt in 
Deutschland nach wie vor unzureichend ist. Herr 
Minister, deshalb bin ich dankbar für den Bericht 
zum Gewalthilfegesetz. Ich sage einmal: Das ist si-
cherlich ein richtiges Gesetz, weil es den Anspruch 
konstatiert, dass man Beratung, aber auch Unter-
stützung und Hilfeleistungen in Anspruch nehmen 
kann. Ich hoffe, dass die entsprechende Finanzie-
rung ausreichend dafür ist und nicht nur ein An-
spruch tituliert wird, sondern auch die tatsächliche 
Leistung angenommen werden kann.

Ich bin ganz bei der Kollegin Schiebe, dass es auch 
an diesem Gesetz noch Nachbesserungsbedarf gibt, 
insbesondere dann, wenn Transfrauen nicht erfasst 
sind, wenn diese nicht unter den Anspruch fallen 
und wenn wir einen bestimmten Teil derjenigen, die 
tatsächlich besonders von gewalttätigen Übergriffen 
betroffen sind, in diesem Gesetzentwurf nicht erfas-
sen.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Ich bin auch dankbar für den Bericht zum Hochri-
sikomanagement. Ich glaube in der Tat, dass hier 
in Schleswig-Holstein etwas auf wissenschaftlicher 
Basis geschaffen worden ist, was auf dem richtigen 
Weg ist, weil ein entsprechendes Assessment auf 
wissenschaftlicher Basis dazu führt, dass bestimm-
te Profile von Menschen so einsortiert werden kön-
nen, dass man sagen kann: Hier entsteht eine erhöh-
te Gefährdungssituation für diejenigen, die ehemals 
in einer häuslichen Gemeinschaft mit denen gelebt 
haben. Das ist einfach eine andere Basis dafür als 
die normale Gefahreneinschätzung, die man auf an-
dere Art und Weise trifft.

Wir dürfen allerdings den Blick nicht davor verstel-
len, dass mit diesem Hochrisikomanagement noch 
jedenfalls die entsprechenden Ergebnisse offen-
sichtlich nicht erzielt worden sind. Ich verweise 
einmal auf das Fazit im Bericht und auf die Tat-
sache, dass darin die Feststellung besteht, dass bis-
her in der Praxis der entsprechenden Familienge-
richte nach den ersten vorläufigen Betrachtungen 
keine Aussagen zu eventuellen Veränderungen seit 
Inkrafttreten des Erlasses zum Hochrisikomanage-
ment getroffen werden können. Insbesondere ist 
kein signifikanter Anstieg der Verfahren nach §§ 1 
und 2 des Gewaltschutzgesetzes zu verzeichnen. 
Vielleicht ist das ein bisschen früh, vielleicht müs-
sen wir das ein bisschen später erwarten. Es zeigt 
aber auch, wir werden abwarten müssen, ob es 
seine Funktion erfüllt und tatsächlich verstärkt zur 
Anwendung kommt.

Dann bin ich bei einem dritten Punkt, der hier bis-
her nicht thematisiert worden ist, den ich aber für 
ganz zwingend halte. Wir brauchen eine Verände-
rung des Gewaltschutzgesetzes auf Bundesebene. 
Wir brauchen eine Veränderung der Regelungen, 
wie sie die Familienrichterinnen und Familienrich-
ter treffen, wenn es um die privatrechtlich ange-
ordneten Maßnahmen geht, die jemand auf Antrag 
regelt, denn im Gewaltschutzgesetz des Bundes 
gibt es bisher weder die elektronische Aufenthalts-
überwachung noch hat man an den Schwellen des 
Eingriffs irgendetwas verändert, was hier jetzt im 
Polizeirecht geschehen soll. Nun komme ich zum 
nächsten Teil.
Das ist in allen Teilen, in denen das vorgeschlagen 
ist, aus meiner Sicht mit der richtigen Intention und 
mit der richtigen Stoßrichtung versehen. Ich sage 
ganz ausdrücklich: Ja, für all die Dinge wie Woh-
nungsverweisung, Rückkehrverbote, Betretungsver-
bote, Kontaktverbote und Näherungsverbote brau-
chen wir wahrscheinlich im Polizeirecht eine gerin-
gere Eingriffsschwelle, als wir sie bisher haben. 
Ich bin bereit, das mitzugehen, und will hier ganz 
ausdrücklich sagen, dass ich für die Veränderungen 
von § 201 a meine volle Unterstützung signalisiere; 
das habe ich auch im Ausschuss schon getan.
Das gilt auch dann, wenn – das will ich klar sagen 
– ich bedaure, dass wir uns für die Frage der verfas-
sungsrechtlichen Einsortierungen aus meiner Sicht 
nicht genügend Zeit genommen haben. Wir haben 
eine einzige Expertin dazu im Innen- und Rechts-
ausschuss gehört, und diese hat uns an einer Stelle 
ins Stammbuch geschrieben – ich zitiere –:

„Es bestehen … erhebliche Bedenken an 
der Bestimmtheit des gewählten Gefahren-
begriffs in Kombination mit den gewählten 
Schutzgütern. Es müsste wohl wenigstens im 
Hinblick auf die Schwere der zu befürchten-
den Straftaten eine klarere Eingrenzung vor-
genommen werden.“

Das ist die Stellungnahme von Frau Professorin 
Grünewald zu § 201 a.
Noch einmal: Ich bin bereit, auch diese abgesenkte 
Gefahrenschwelle mitzugehen, weil ich glaube, wir 
brauchen einfach irgendetwas, bei dem wir mehr 
machen müssen. Und dann läuft man bei solchen 
Themen wie einer Wohnungsverweisung oder ei-
nem Rückkehrverbot Gefahr, dass ein Gericht das 
vielleicht auch mal etwas anders sehen könnte. Das 
ist das Risiko, das man hinnehmen muss.
Ich will auch ganz ausdrücklich sagen, dass ich 
die elektronische Aufenthaltsüberwachung für Ge-
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fährder für richtig halte und gerade das spanische 
Fußfesselmodell für richtig halte, das den Bereich 
des Gefährders einschränkt und nicht den Bereich 
der Gefährdeten.

(Beifall ganzes Haus)

Bisherige Maßnahmen sind ja alle so ausgerichtet, 
dass in der Regel die Frau an bestimmten Orten 
verbleiben muss, damit sie sich vor den entspre-
chenden Übergriffen schützt. Das würde gerade 
mit dem spanischen Fußfesselmodell anders wer-
den, indem der Gefährder derjenige ist, der einge-
schränkt wird. Das alles ist goldrichtig.

Der Punkt, an dem ich nicht mehr mitgehe, ist, 
dass die Eingriffsschwelle für die Anordnung ei-
ner elektronischen Aufenthaltsüberwachung jetzt an 
dem Gefahrenbegriff einer sich konkretisierenden 
Gefahr festgemacht wird und damit genau dieselbe 
Eingriffsschwelle hat wie die Anordnung eines Nä-
herungsverbots, einer Wohnungsverweisung oder 
eines Betretungsverbots. Ich zitiere dazu ebenfalls 
aus der Stellungnahme von Frau Professorin Grüne-
wald:

„Im Hinblick auf die Anordnungsmöglich-
keiten nach § 201 c LVwG‑E ist keine Re-
gelung dergestalt vorgesehen, dass vorrangig 
zunächst bspw. das Näherungsverbot nach 
§ 201 a LVwG‑E auszusprechen ist. Dies wä-
re aber im Hinblick auf die Verhältnismäßig-
keit der Anordnung einer EAÜ notwendig.“

Genau darum geht es, meine Damen und Herren. 
Es geht um die Frage der Verhältnismäßigkeit 
von Grundrechtseingriffen. Es geht um die Frage 
von Abstufungen, ob ein Näherungsverbot und ei-
ne Wohnungsverweisung dieselbe Eingriffsschwelle 
haben können wie die Anordnung einer elektroni-
schen Aufenthaltsüberwachung.

Dieser Meinung bin ich nicht. Deshalb haben wir 
einen Änderungsantrag gestellt, in dem wir klarma-
chen, dass nur dann, wenn es zur Kontrolle eines 
ausgesprochenen Näherungsverbots oder einer Ver-
weisung unerlässlich ist, die Anordnung einer elek-
tronischen Aufenthaltsüberwachung rechtens ist. 
Wir machen das auch deshalb – mit diesem Ände-
rungsantrag; um das ganz deutlich zu sagen –, um 
nicht Gefahr zu laufen, dass Gerichte sagen: Das 
ist sehr nett, was ihr da im Gesetz schreibt, aber es 
ist in sich, als Gesetz, unverhältnismäßig. – Davor 
habe ich Sorge, meine Damen und Herren.

Deshalb unser Änderungsantrag, der an einer ande-
ren Stelle etwas beinhaltet, das ich ebenfalls thema-
tisieren möchte: Wir wollen, dass diejenigen, die als 

Gefährder, gerade im Hochrisikomanagement, an-
getroffen werden, die Pflicht bekommen, sich selbst 
einer Beratung auszusetzen, und dass diejenigen, 
die als Gefährder festgestellt werden, von der Poli-
zei zu einer Gewaltpräventionsberatung geschickt 
und dazu konkret gezwungen werden können.
Meine Damen und Herren, das ist bisher nicht 
vorgesehen, genauso wenig wie vorgesehen ist, 
dass die Polizei die entsprechenden Anordnungs-
maßnahmen an die Familiengerichte übersendet.

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Herr Abgeordneter, kommen Sie bitte zum Ende.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Das sind alles Themen, von denen ich glaube, dass 
sie eigentlich ins Gesetz gehört hätten.
Die Grundintention des Gesetzentwurfs ist komplett 
richtig. Die Ausgestaltung bei § 201 c halten wir 
für zu weitgehend; deshalb werden wir dem Gesetz-
entwurf in Gänze nachher nicht zustimmen – es sei 
denn, Sie wollen unserem Änderungsantrag noch 
folgen. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Für die Fraktion des SSW erteile ich nun der Abge-
ordneten Jette Waldinger-Thiering das Wort.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]: 
Sehr geehrte Landtagspräsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Heute rede ich gerne zu diesem 
Thema. Heute weiß ich, wir kommen endlich vor-
an. Heute beschließen wir wirklich Gewaltschutz: 
besserer Schutz für Opfer häuslicher Gewalt, besse-
rer Schutz vor geschlechtsspezifischer Gewalt, bes-
serer Schutz vor Hochrisikofällen, besserer Schutz 
vor Femiziden.
Und dies war an der Zeit. Zu viele Frauen sind auch 
im letzten Jahr noch von ihren Partnern oder Ex-
partnern umgebracht worden, und zu vielen Men-
schen – das muss man auch einmal sagen – wird 
dieser Schutz leider nicht mehr zugutekommen.
Wir leben in merkwürdigen Zeiten. Wir erleben ei-
nerseits gesellschaftlich ein Vorankommen in ganz 
zentralen Fragen der Gleichstellung. Der Zugang zu 
Bildung, zu akademischen Abschlüssen, zu Berufen 
und zu Chefetagen – all das sind feministische Er-
rungenschaften, bei denen sich in den letzten Jahren 
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viel getan hat. Zeitgleich erleben wir ganz massi-
ven Widerstand gegen den Aufstieg von Frauen, 
eine reaktionäre Gegenbewegung, die diese hart er-
kämpften Rechte und Zugänge angreift.
Wir kennen die Jugendlichen, die Andrew-Tate-Vi-
deos auf YouTube gucken. Wir hören von sexua-
lisierten Tötungsfantasien junger Männer auf Tik-
Tok, wir wissen von frauenfeindlichen Influencern, 
die Frauen als Gegenstände beschreiben, die ihnen 
zustehen und die gefügig zu sein haben. Und wir 
erleben Gewalt, ganz konkrete Gewalt. Frauen erle-
ben Gewalt an den Orten, an denen sie sich am 
sichersten fühlen sollten – in ihrem eigenen Zu-
hause –, durch Menschen, denen sie vertrauen wol-
len – durch ihre Partner und Expartner.
Dem Lagebild „Geschlechtsspezifisch gegen Frau-
en gerichtete Straftaten 2023“ aus dem Bundesin-
nenministerium zufolge, das im November 2024 
veröffentlicht worden ist, haben wir für Deutsch-
land folgende Zahlen feststellen müssen: 2023 
wurden insgesamt 360 Mädchen und Frauen in 
Deutschland Opfer vollendeter Tötungsdelikte. Fast 
jeden Tag wurde in Deutschland eine Frau von 
ihrem Partner oder Expartner ermordet. Auch in 
den anderen Bereichen sind die Zahlen angestiegen: 
Mehr als 52.000 Frauen und Mädchen waren 2023 
Opfer von Sexualstraftaten, mehr als die Hälfte der 
Opfer waren unter 18 Jahre.
Da, wo man früher vielleicht von einem Backlash 
gesprochen hat, also der Gegenreaktion auf eine 
Bewegung, spricht man heute eher von Paradoxa. 
Der Fortschritt in der Gleichstellung und männliche 
Gewalt wachsen gemeinsam; wir sehen also ein fe-
ministisches Paradox.
Es lohnt sich, hier einmal nach Dänemark und 
in den Norden zu gucken. In Dänemark ist jedes 
fünfte Tötungsdelikt eine sogenannte Beziehungstat 
und das Ende einer Kette partnerschaftlicher, ge-
schlechtsspezifischer Gewalt, also ein Femizid. EU-
Mitgliedstaaten, die im Ranking oben sind, wenn 
es um Gleichstellungsfragen geht, zeigen eine Ten-
denz auf, auch in Fällen geschlechtsspezifischer 
Gewalt im oberen Bereich des Rankings zu liegen. 
Eine Untersuchung der EU zu geschlechtsspezifi-
scher Gewalt spricht da vom Nordischen Paradox – 
will sagen: Frauen brauchen weiterhin Schutz, sie 
brauchen ihn hier, und sie brauchen ihn jetzt.

(Beifall SSW, CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und vereinzelt SPD)

Darum ist es einfach gut, zu sehen, welche Schritte 
in Schleswig-Holstein in der letzten Zeit unternom-
men worden sind, viele von ihnen mit parlamenta-

rischen Mehrheiten, die weit über die Regierungs-
koalition hinausgegangen sind. Der Landesanteil 
zur Förderung von Frauenhäusern und Frauenbera-
tungsstellen wurde mit dem aktuellen Haushaltsjahr 
massiv erhöht, das Hochrisikomanagement wurde 
eingeführt, die Fallkonferenzen haben getagt, diver-
se Finanzierungslücken wurden geschlossen und 
angekündigte Kürzungen bei der psychosozialen 
Prozessbegleitung wieder zurückgenommen.
Der jetzt schon viel diskutierte Gesetzentwurf zum 
besseren Schutz von Opfern häuslicher Gewalt ent-
hält eine Vielzahl von Verbesserungen der beste-
henden Systeme, von denen viele schon genannt 
wurden.
Wir als SSW unterstützen den Entwurf in seiner 
Gesamtheit, aber ganz besonders an den Stellen, an 
denen ganz konkrete Maßnahmen getroffen werden, 
die Leben schützen. Ich spreche von der elektroni-
schen Aufenthaltsüberwachung. Nach richterlicher 
Anordnung wird es fortan möglich sein, Menschen, 
die das Leben, den Leib, die Freiheit oder die sexu-
elle Selbstbestimmung einer Person gefährden, ei-
ne Fußfessel zur elektronischen Aufenthaltsüberwa-
chung anzulegen. Die Person wird fortan polizeilich 
überwacht und kann so daran gehindert werden, 
sich der gefährdeten Person zu nähern.
Eine Sache gefällt mir daran ganz besonders: Wir 
kommen endlich an den Punkt, an dem vor allem 
die Person, von der die Gefahr ausgeht, ihr Leben 
verändern muss und eingeschränkt wird.

(Beifall)
Seit Jahrzehnten ist es so, dass die Person, meist 
die Frau, die von Gewalt bedroht oder betroffen ist, 
dazu gezwungen ist, ihr Leben radikal zu ändern. 
Sie ziehen um, wählen neue Jobs und hören auf 
zu arbeiten, versuchen, in einem Frauenhaus unter-
zukommen, tun alles, damit die Täter nicht wissen, 
wo sie sich aufhalten. In der Anhörung wurde das 
ganz deutlich noch einmal von den Frauenhäusern 
und Beratungsstellen herausgestellt. Jetzt ist es end-
lich so, dass es wirksame Werkzeuge gibt, um die 
Person zu verweisen, von der die Gefahr ausgeht, 
und nicht andersherum. Das ist der richtige Weg, 
meine Damen und Herren. – Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit.

(Beifall)

Vizepräsidentin Annabell Krämer: 
Das Wort für den zweiten Teil der Redezeit der 
CDU-Fraktion hat nun die Abgeordnete Birte Gliß-
mann.
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Birte Glißmann [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Es ist das eine, die Statistiken rela-
tiv abstrakt zu hören. Ich selber bin seit Kurzem 
Mitglied in einem Netzwerk von 79 Frauen aus 
den Kreisen Steinburg und Pinneberg – aus unter-
schiedlichen Bereichen: Ärztinnen, Unternehmerin-
nen, Erzieherinnen, Lehrerinnen, alle Façons dabei. 
Und ich hatte eigentlich immer den Eindruck, so 
wirkte die Fassade, dass es uns mit Ausnahme un-
serer kleinen Baustellen, die jede von uns hat, gut 
geht.
Am Wochenende schrieb dann eine Frau in unserer 
Chatgruppe, dass sie auf der Suche nach einem 
Rechtsanwalt sei, schließlich kämpfe sie gerade ge-
gen ihren gewalttätigen Mann. Der Support folgte 
in der Gruppe unmittelbar, aber es folgte noch eine 
Nachricht einer weiteren Frau, die schrieb, sie habe 
das Gefühl, durch diese Nachricht werde gerade 
ihr eigenes Leben beschrieben. Bei 79 Frauen sind 
das zwei, die sich offenbart haben: Es passt in die 
Statistik, aber es ist etwas anderes, das in diesem 
persönlichen Kontext zu erleben.
Es zeigt eben noch einmal: Häusliche Gewalt findet 
in allen gesellschaftlichen Bereichen statt, vollkom-
men unabhängig davon, wie friedlich die Fassade 
nach außen hin aussehen mag. Es gibt viele unter-
schiedliche Schutz- und Hilfemöglichkeiten rechtli-
cher Art für gewaltbetroffene Frauen. Das Problem 
ist, dass es bisher viel zu viele Schutzlücken gab. 
Wir schließen mit unserem Gesetzentwurf heute ei-
nen Großteil dieser Schutzlücken. Wir weiten den 
Anwendungsbereich bei den Wohnungsverweisun-
gen sowie den Kontakt- und Näherungsverboten 
aus. Dazu hat die Kollegin Nies eben schon ganz 
viel gesagt.
Ich möchte noch einen Punkt nennen: Wir nehmen 
Kinder nicht nur in den Schutzbereich auf, sondern 
wir ermöglichen die Informationsweitergabe von 
Schutzmaßnahmen an Kita und Schule, damit es 
den Männern eben nicht möglich ist, über die Kon-
taktaufnahme über Kita oder Schule diese Schutz-
anordnung zu umgehen.
Ganz wichtig ist: Wir haben den Übergang von un-
terschiedlichen Schutzsystemen – gefahrenabwehr-
rechtlich und das Gewaltschutzgesetz. Dieser Über-
gang ist gerade bei der elektronischen Fußfessel 
ganz wichtig.
Da möchte ich auf den Änderungsantrag der FDP 
eingehen. Wenn wir den annähmen, würden wir 
eine neue Schutzlücke schaffen, statt bisherige zu 
schließen. Deswegen ist ganz klar: Wir bleiben bei 

der Systematik, wie wir sie hier vorschlagen. Ich 
glaube, es ist richtig, diese Schutzlücke zu schlie-
ßen. Das ist auch im Rahmen der Verhältnismäßig-
keit zu berücksichtigen.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW)

Bei der elektronischen Aufenthaltsüberwachung ist 
genauso wichtig, dass eben keine Rückschlüsse auf 
den Wohn- oder Aufenthaltsort der gewaltbetroffe-
nen Frau gezogen werden können. Auch hier sind 
wir in unserem Gesetzentwurf klar und sagen: Das 
schließen wir ganz klar aus.
Ich bin überzeugt, wir haben nach den Beratungen 
einen wirklich sehr guten Gesetzentwurf. Er ist 
rechtssicher mit richtigen Gefahrenbegriffen. Ich 
bedanke mich bei allen, die daran mitgewirkt ha-
ben, für diese konstruktiven Beratungen. Wir ma-
chen heute einen großen Schritt für einen besseren 
Schutz von Frauen und Kindern vor Gewalt in 
Schleswig-Holstein. – Vielen herzlichen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
SSW und vereinzelt SPD)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Bevor ich nun für einen Dreiminu-
tenbeitrag dem Abgeordneten Jan Kürschner das 
Wort erteile, bitte ich Sie, einmal mit mir gemein-
sam, den CDU-Ortsverband Fockbek und Alt Du-
venstedt zu begrüßen, der auf Einladung der Abge-
ordneten Rixa Kleinschmit hier ist.

(Beifall)
Und wir haben Schülerinnen und Schüler von der 
Stiftung Louisenlund zu Gast. – Herzlich willkom-
men bei uns!

(Beifall)
Das Wort hat nun der Abgeordnete Jan Kürschner 
für einen Dreiminutenbeitrag.

Jan Kürschner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Abgeordnete! 
Ich freue mich: Heute ist nämlich ein guter Tag 
für Schleswig-Holstein, denn wir glauben und hof-
fen, dass zukünftig in Schleswig-Holstein weniger 
Straftaten und vor allen Dingen weniger Gewaltta-
ten und Femizide passieren. Da bin ich wirklich 
zuversichtlich, und ich will an der Stelle einmal 
auch dem Ministerium – das war eine große Hilfe – 
und allen danken, die sich daran beteiligt haben und 
im Rechtsausschuss konstruktiv daran mitgearbeitet 
haben. Auch Kritik hilft ja manchmal.
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Weil ich mich so freue, gibt es das jetzt noch 
einmal. Wir erweitern die Frist für die Wohnungs-
verweisung, Näherungsverbot und Kontaktverbot 
durch die Polizei nicht nur von vier Wochen, wie 
das jetzt ist, auf drei Monate, sondern sorgen dafür, 
dass sich diese drei Monate wiederholen können, 
solange die Gefahr fortbesteht. Wir gehen auch weg 
von der sonst üblichen Eingriffsschwelle für die Po-
lizei, nämlich der konkreten Gefahr, und gehen weit 
ins Gefahrenvorfeld. Das ist – so glaube ich –rich-
tig so. Die Polizei muss jetzt nicht mehr warten, bis 
etwas Schlimmes passiert, sondern kann eingreifen, 
wenn sich die Gefahr zumindest so konkretisiert 
hat, dass in absehbarer Zeit eine Eskalation passie-
ren könnte.

Daneben schaffen wir die Möglichkeit zur elek-
tronischen Fußfessel, und zwar unter denselben 
Voraussetzungen. Bei Letzteren, also bei den Kon-
taktverboten und so weiter, besteht allerdings der 
Unterschied, dass sie als polizeiliche Maßnahmen 
durch einen Gewaltschutzbeschluss beseitigt wer-
den. Das ist der Grund, aus dem wir die Fußfessel 
nicht an Gewaltschutzbeschlussmaßnahmen gekop-
pelt haben, sondern das von den polizeilichen Maß-
nahmen entkoppelt haben. Das steht sozusagen iso-
liert daneben.

All diese Maßnahmen können kombiniert werden, 
und die müssen natürlich immer verhältnismäßig 
sein. Das wird dann durch das Amtsgericht geprüft.

Ich glaube, dass wir in Zukunft sicherstellen kön-
nen, dass sich die Gefährder dem Opfer nicht nä-
hern und ihnen eben keine Gewalt antun können. 
Wir schließen erhebliche Schutzlücken – das haben 
wir auch schon gehört – und warten vor allen Din-
gen nicht länger auf den Bund.

Da wir ja auch jetzt die Möglichkeiten technischer 
Art für das spanische Modell haben, durch das die 
Gefährdeten durch ein eigenes Gerät – keine Fuß-
fessel – die freiwillige Möglichkeit bekommen, sich 
warnen zu lassen, bin ich guten Mutes, dass sich 
das System so erfolgreich wie in Spanien präsen-
tieren wird. Da soll es nämlich durch die Fußfes-
selträger keine – keine! – Femizide mehr gegeben 
haben und die Anzahl der Femizide insgesamt um 
rund ein Drittel zurückgegangen sein. Nicht zuletzt 
werden die Gefährder zwingend ein Angebot für 
Gewaltstraftätertherapie erhalten.

Noch ein Wort zum Änderungsantrag der FDP: Al-
lein die polizeiliche Vorladung zu so einer Therapie 
hilft nicht, weil das keinen Zwang erzeugt. Wenn 
die Leute nicht kommen, werden sie nicht von der 
Polizei geholt. Solange das keine Konsequenz hat, 

trifft man so eine Regelung auch nicht. Deswegen 
haben wir das nicht aufgenommen.

(Beifall CDU, Silke Backsen [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN] und Uta Röpcke [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Zuruf Dr. Bernd 
Buchholz [FDP])

Zum Schluss nur: Ich freue mich immer noch. Bitte 
unterstützen Sie unseren Antrag.

(Beifall CDU, Uta Röpcke [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN] und Dr. Ulrike Täck 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Ich schließe somit die Beratung. Ich stelle zunächst 
fest, dass der Berichtsantrag Drucksache 20/2965 
durch die Berichterstattung der Landesregierung 
seine Erledigung gefunden hat.
Wir kommen nun zur Abstimmung zu 1 a), Ge-
setzentwurf der Fraktionen von CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, Drucksache 20/2746, sowie 
Änderungsantrag der Fraktion der FDP, Drucksache 
20/3093.
Ich lasse zunächst über den Änderungsantrag der 
Fraktion der FDP, Drucksache 20/3093, abstimmen. 
Wer zustimmen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Das ist die FDP-Fraktion. Gegenprobe! – 
Das sind die Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW bei Enthaltung der SPD-
Fraktion. Somit ist der Antrag abgelehnt.
Ich lasse über den Gesetzentwurf Drucksa-
che 20/2746 in der vom Ausschuss empfohlenen 
Fassung abstimmen. Wer zustimmen will, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen 
von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW und 
SPD. Gegenprobe! – Das ist die FDP. Somit kann 
es auch keine Stimmenthaltung geben.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Ist ja keiner 
mehr da!)

Der Gesetzentwurf in der Fassung der Drucksache 
20/3027 ist somit angenommen.

(Beifall CDU BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
SPD und SSW)

Wir kommen jetzt zur Abstimmungen zu c), Bericht 
der Landesregierung, Drucksache 20/3010. Es wur-
de beantragt, den Bericht zur Kenntnis zu nehmen. 
Wer so beschließen will, den bitte ich um das – –

(Zuruf: Birte Glißmann hat – –!)
– Bitte, Birte Glißmann.
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Birte Glißmann [CDU]: 
Frau Präsidentin, wir beantragen die Überweisung 
in den Sozialausschuss und zur Mitberatung in den 
Innen- und Rechtsausschuss.

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Okay. Dann ist der Sozialausschuss federführend. 
– Gut. Dann machen wir das noch einmal anders. 
Es ist beantragt die Überweisung des Berichts der 
Landesregierung, also Drucksache 20/3010, in den 
Sozialausschuss und mitberatend in den Innen- und 
Rechtsausschuss zur abschließenden Beratung. Wer 
so beschließen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das ist einstimmig.
Ich rufe Tagesordnungspunkt 13 auf:

Medienvielfalt sichern – Meinungsbildung ver-
teidigen – Demokratie schützen

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 20/3029

Medienaufsicht ist eine gemeinsame Aufgabe der 
Länder

Alternativantrag der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/3095

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall.
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat für die 
SPD-Fraktion die Abgeordnete Beate Raudies.

Beate Raudies [SPD]: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! In der 
vergangenen Woche war ich zu Gast beim Landes-
schülerinnenparlament der Gemeinschaftsschulen. 
In der Podiumsdiskussion zu Beginn wurde ich ge-
fragt, ob das Internet und digitale Medien positiv 
oder negativ zu bewerten seien. Das ist eine gute 
Frage, und zwar nicht nur, weil sie nicht mit Ja oder 
Nein zu beantworten ist.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, grundsätzlich bie-
tet das Internet die Chance eines grenzenlosen Zu-
gangs zu Bildung und Teilhabe. Im virtuellen Raum 
eröffnen sich niedrigschwellige Möglichkeiten zur 
freien Meinungsäußerung und damit zur Teilnahme 
an der öffentlichen Meinungsbildung. Das war und 
ist eine Chance für die Demokratie.
Insbesondere in den sogenannten sozialen Medien 
– also auf Facebook, damals noch Twitter, oder 

in Foren – nahmen die Menschen diese Chance 
wahr, sie begannen, sich auszutauschen, zeit- und 
ortsunabhängig zu diskutieren und ihre Meinungen 
zu äußern. Einige klassische, analoge Medien fin-
gen sogar an, diese Meinungen exemplarisch in 
ihre Berichterstattung als O‑Töne direkt von den 
Bürgerinnen und Bürgern einzubinden. Inzwischen 
dient die Diskussion in lokalen Social-Media-Grup-
pen sogar als Anlass für die eigene Recherche und 
Berichterstattung.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, die sozialen Me-
dien kennzeichnen heute aber auch intransparente 
Algorithmen, Filterblasen und Fake News. Zudem 
fehlen, anders als bei anderen Medien, häufig das 
Korrektiv und die Kontrolle, denn unter Hinweis 
auf das freie Internet ist eine Regulierung der sozia-
len Medien bisher nicht erfolgt.
Dabei gibt es die Regeln des Medien- und Presse-
rechts aus gutem Grund. Einerseits gewähren sie 
die freie Meinungsäußerung und die Meinungsbil-
dung. Andererseits schützen sie aber beide. Außer-
dem schützen sie die Persönlichkeitsrechte.

(Beifall SPD)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, die fehlende 
Regulierung der sozialen Medien steht im Wider-
spruch zu ihrer Bedeutung. Privat, beruflich, ge-
schäftlich, politisch – nichts geht mehr ohne Social 
Media. Oder würde eine Partei heute noch einen 
Wahlkampf ohne Social Media machen?
Fakt ist auch: Unser hohes Gut der Meinungsfrei-
heit und der Meinungsbildung sowie die Wächter-
funktion darüber liegen in der Verantwortung der 
Netzwerke und damit in den Händen von Unterneh-
men, die diese Netzwerke betreiben. Dabei ist es 
egal, ob es sich um einen Staatskonzern oder um 
ein inhabergeführtes Tech-Unternehmen handelt.
Was passiert, wenn diese Unternehmen unter die 
antidemokratische Kontrolle einer Regierung gelan-
gen oder unter einer solchen sogar stehen? Könnte 
diese Regierung dann unsere Medien, also unsere 
Meinungsbildung und damit unsere Demokratie be-
einflussen? Leider muss ich sagen: ja.
Eine Studie der Ludwig-Maximilians-Universität 
München zeigt, dass die Algorithmen der sozialen 
Medien Populismus und Stereotype begünstigen. 
Eine Studie der NGO Global Witness zeigte vor 
einem Monat gar, dass die Algorithmen großer So-
cial-Media-Plattformen rechte Inhalte klar bevorzu-
gen.
Aber damit nicht genug. Big-Tech-Unternehmen 
haben in verschiedenen Medienbereichen inzwi-
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schen nahezu eine Monopolstellung inne. Such-
maschinen: 88 Prozent Google. Soziale Medien: 
85 Prozent Facebook und Instagram. Gratis Video-
on-Demand-Plattformen: 78 Prozent YouTube. Das 
freie Internet wird gerade von Big-Tech-Unterneh-
men übernommen, liebe Kolleginnen und Kollegen.
Die Gefahr, die von einer zu großen Medienkon-
zentration ausgeht, wurde auf der europäischen 
Ebene erkannt. Der European Media Freedom Act 
– kurz: EMFA –fordert daher eine verbindliche 
Medienkonzentrationskontrolle im Hinblick auf die 
Sicherung der Medienvielfalt entweder durch den 
nationalen Gesetzgeber oder durch die mit der An-
wendung beauftragten Behörden, also die Landes-
medienanstalten. Weil das Medienrecht nun einmal 
Landesrecht ist, fordern wir die Landesregierung 
mit unserem Antrag dazu auf, genau hier tätig zu 
werden. So weit, so gut.
Jetzt flatterte dann doch in der Mittagspause nach 
immerhin fast 14 Tagen der Änderungsantrag der 
Koalitionsfraktionen auf den Tisch. Ich bin zwar 
kein Long Thinker, aber auch nicht ganz so fix 
dabei. Im Hinblick auf die Frist, die jetzt läuft, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, finde ich das der 
Sache nicht angemessen. Wir konnten uns damit 
nicht auseinandersetzen. Deswegen beantrage ich, 
Frau Präsidentin, beide Anträge in den Innen- und 
Rechtsausschuss zu überweisen und dort mit der 
Landesregierung über ihre Initiativen und die be-
reits getroffenen Maßnahmen beziehungsweise den 
Stand der Gespräche auf Bundesebene ins Gespräch 
zu kommen.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, unsere Demokra-
tie ist wehrhaft, und das Grundgesetz definiert, wo 
sie sich zur Wehr setzen darf. Das ist gegen An-
griffe oder Bedrohungen unserer freiheitlich-demo-
kratischen Grundordnung. Mit einer Reform des 
Medienkonzentrationsrechts und der Erweiterung 
auf Onlineangebote können wir unsere Demokratie 
schützen. – Vielen Dank.

(Beifall SPD und Christian Dirschauer 
[SSW])

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Für die CDU-Fraktion hat nun der 
Abgeordnete Dr. Hermann Junghans das Wort.

Dr. Hermann Junghans [CDU]: 
Sehr geehrtes Präsidium! Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Es ist auf das Jahr genau 500 
Jahre her, dass die öffentliche Meinung das erste 
Mal durch ein Massenmedium ganz wesentlich ge-

prägt worden ist. Es war ein Meilenstein der Medi-
engeschichte, dass sich fast alle Aufständischen des 
Jahres 1525 auf ein Flugblatt mit den Zwölf Arti-
keln von Memmingen beriefen. Mit einer damals 
unvorstellbar hohen Auflage von 25.000 Exempla-
ren haben diese Flugblätter den weiteren Verlauf 
der Geschichte ganz erheblich beeinflusst.

Nachdem das Potenzial von Massenmedien erkannt 
worden war, hat man versucht, diese Medien zu 
kontrollieren. Dabei hat man sehr früh gesehen, 
dass das größte Umsturzpotenzial nicht durch Bü-
cher, sondern durch Zeitungen und Flugschriften 
transportiert wird. Bücher galten schon damals 
nicht als massentauglich, und die meisten Zensur-
gesetze – nicht alle – beschränkten sich deshalb auf 
die kürzeren und schnelleren Informationen durch 
Zeitungen und Flugblätter.

Der eine oder andere wird sich jetzt vielleicht sa-
gen: Das ist ja schon ein bisschen her, was hat das 
mit den Medien in unserer Zeit zu tun? – In unserer 
Zeit werden die Meilensteine der Mediengeschichte 
nämlich immer schneller gesetzt, und nicht alles, 
was dort passiert, können wir als Fortschritt bewer-
ten. Als Jugendlicher habe ich morgens die Tages-
zeitung gelesen und abends die Tagesschau gese-
hen. Am Wochenende hat man in der Fußgängerzo-
ne auch noch mal ein Flugblatt entgegengenommen 
– das war es dann im Wesentlichen auch schon mit 
Konsum von Nachrichten mit politischem Inhalt.

(Zuruf Dr. Bernd Buchholz [FDP])

Was es noch nicht gab, war die Verführung zum 
Dauerkonsum. Vor allem gab es noch keine Al-
gorithmen. Insofern waren die Medienverhältnisse 
der 1980er-Jahre dichter an denen vorangegangener 
Jahrhunderte als an den Medienverhältnissen heute. 
Heute sind es erneut wieder ganz neue technische 
Möglichkeiten, mit denen die Spielregeln erheblich 
verändert werden.

In den frühen 1990er-Jahren hat man die sich ab-
zeichnenden Innovationen nicht nur positiv gese-
hen, teilweise hat man sie sogar ganz enthusiastisch 
begrüßt. Es wurde prophezeit, dass wir in einigen 
Jahrzehnten in einer Informationsgesellschaft leben 
würden, bei der man überall auf der Welt und ohne 
großen Aufwand auf alle öffentlichen Informatio-
nen zugreifen könnte. Auch wenn sich damals viele 
– ich auch – nicht vorstellen konnten, wie das tech-
nisch gehen soll, haben alle diese Vision damals 
als Fortschritt bewertet. Dass viel mehr Informati-
onsmöglichkeiten zur Verfügung stehen würden als 
zuvor, sollte ganz automatisch die Informationsplu-
ralität verbessern, dachte man.
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Heute wissen wir, dass ein Mehr an Informations-
möglichkeiten nicht zwingend mit einem Mehr an 
Überblick, an Meinungsvielfalt und echter Erkennt-
nis verbunden ist, denn noch wichtiger als die Fülle 
der theoretisch zur Verfügung stehenden Informa-
tionen ist die Art und Weise ihrer Filterung, in wel-
chen Kontext sie gestellt werden, vor allem: wie sie 
priorisiert oder ob sie sogar unterdrückt werden.
Medien sollen dem Austausch von Informationen 
und Ideen und der anschließenden Entscheidungs- 
und möglichst auch der Konsensfindung dienen. 
Wir erleben aber auch, dass neue technische Mög-
lichkeiten zur Manipulation genutzt werden. Der 
Missbrauch von Informationen aus wirtschaftlichen 
oder politischen Motiven kann so weitreichend 
sein, dass er die Stabilität unserer Gesellschaft ge-
fährdet. Diese Gefahren drohen übrigens nicht nur 
von großen US-amerikanischen und chinesischen 
Unternehmen, sondern noch mehr von Russland 
und deren Handlangern am rechtsextremistischen 
Rand in Deutschland.
Es wundert mich ein bisschen, dass der SPD-An-
trag diese Gefahren nicht nennt. Ein sehr sympathi-
scher ehemaliger Fraktionsvorsitzender hat an die-
ser Stelle des Öfteren gefordert, dass eine Lösung 
mindestens so groß wie das Problem sein müsse.

(Zuruf SPD: Ja!)
Meine Damen und Herren, es ist offensichtlich, 
dass wir eine Landesmedienanstalt nicht in die La-
ge versetzen können, dass sie uns allein vor Ma-
nipulationen durch global agierende Unternehmen 
und imperialistische Diktaturen schützt. Landesme-
dienanstalten können dazu nur einen Beitrag leis-
ten.

(Patrick Pender [CDU]: Das stimmt!)
Entscheidend ist die Stärkung der bundesweiten – 
ich ergänze: noch besser irgendwann der europa-
weiten – Möglichkeiten. Ich empfehle deshalb den 
Antrag der Koalitionsfraktionen zur Annahme.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat 
der Abgeordnete Jan Kürschner das Wort.

Jan Kürschner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abge-
ordnete! Zunächst danke ich der SPD für diesen 
Antrag, der dafür sorgt, dass wir ein eigentlich 

wichtiges Thema hier auf die Tagesordnung bekom-
men. Völlig unzweifelhaft erfüllt die Medienanstalt 
Hamburg/Schleswig-Holstein sehr wichtige Aufga-
ben. Es ist ja nicht so, dass das mit den sozialen 
Medien jetzt gar nicht geregelt wäre. Die Medien-
anstalt hat ja die Aufsicht.
Dahinter steht natürlich die große Frage: Wie gehen 
wir als Gesellschaft mit dem Thema Hass und Het-
ze im Internet und auf sozialen Medien um? Wie 
gehen wir dagegen vor, oder lassen wir das einfach 
so laufen? – Alle wissen: Wir sehen uns einer Situa-
tion gegenüber, bei der in den sozialen Medien Des-
information herrscht. Das kann wahlentscheidend 
sein oder bedeutsame Entscheidungen wie den Bre-
xit entscheidend beeinflussen.
Wenn man auf die Internetseite der Medienanstalt 
Hamburg/Schleswig-Holstein geht, so findet sich 
da ein Button: „Beschwerdeformular“. Hier kann 
man sich relativ einfach über rechtlich bedenkliche 
Inhalte im Internet oder im privaten Rundfunk be-
schweren. Es müsste eigentlich noch viel mehr pu-
blik werden, dass es hier eine relativ barrierearme 
Möglichkeit gibt, auf Falschmeldungen zu reagie-
ren, und dass es eine Institution gibt, die sich dem 
annimmt und wir nicht hilflos der Hetze im Netz 
ausgeliefert sind. Das funktioniert auch in der Pra-
xis, sogar bei Telegram. Da werden Inhalte durch 
die Medienanstalt Hamburg/Schleswig-Holstein ge-
löscht.
Die Regelungen im Medienstaatsvertrag haben aber 
auch zur Folge, dass die Medienanstalt wegen der 
Firmensitze in Hamburg für Beschwerden über 
die Plattformen zuständig ist, die in Hamburg sit-
zen. Das sind Google – das bedeutet YouTube –, 
Snapchat, Meta – das bedeutet Instagram, Threads, 
Facebook –, Twitch und auch die wohl weltweit 
größte Games-Plattform Steam. Die haben alle ih-
ren Sitz für Deutschland in Hamburg. Jeder für 
sich genommen und auch insgesamt betrachtet ha-
ben die eine ganz enorme und konzentrierte Medi-
enmacht.
Nun gibt es quasi eine Überlastungsanzeige der 
Medienanstalt. Durch die Zunahme der schwierigen 
Inhalte im Netz kann die MA HSH die Beschwer-
den nicht mehr zeitnah bearbeiten. Wir haben also 
ein sehr gutes Instrument zur Sicherung der Mei-
nungsvielfalt, das aber seine Arbeit nicht mehr so 
ausfüllen kann, wie es von den Gesetzgebern beab-
sichtigt war. Dieses Problem müssen wir dringend 
lösen. Es ist aus meiner Sicht absolut vordringlich, 
dass wir dazu eine Lösung auf der Ebene des Me-
dienstaatsvertrages finden. Auf jeden Fall können 
wir das nicht einfach so lassen, wie es jetzt ist. Wir 

Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) – 84. Sitzung (neu) – Mittwoch, 26. März 2025 6339

(Dr. Hermann Junghans)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3182&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3443&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3443&format=WEBVOLLLANG


sollten auch prüfen, ob die plattformbetreibenden 
Unternehmen an den Kosten für die Verfolgung und 
Löschung von Hass und Hetze im Netz auf den 
sozialen Medien beteiligt werden können. Das wür-
de ja einen großen Anreiz setzen. Das könnte man 
vielleicht auch in einem zukünftigen Staatsvertrag 
verankern.
Auf EU-Ebene sollten wir uns dafür einsetzen, radi-
kalisierungsfördernde Algorithmen im Digital Ser-
vice Act stärker zu regulieren. Auf Bundesebene 
wäre ein digitales Gewaltschutzgesetz der Sache 
förderlich, um die Rechtsstellung Betroffener zu 
verbessern und die Sperrung auch anonymer Has-
saccounts mit strafbaren Inhalten zu ermöglichen.
Nun noch einmal zur Medienkonzentration: Die 
Vielfalt der Medien ist enorm wichtig, um der 
Einfalt vorzubeugen. Wir brauchen eine wirksa-
me Konzentrationskontrolle über alle Medien. Das 
Konzentrationsrecht, wie es jetzt beschaffen ist, 
muss überarbeitet werden, weil es eigentlich vor 
allen Dingen am linearen Fernsehen ausgerichtet 
ist. Das entspricht nicht mehr unserer Realität.
Wir brauchen eine einheitliche und effektive Medi-
enaufsicht auch über die Plattformen der sozialen 
Medien. Und wir brauchen eine wirksame und bun-
deseinheitliche Sicherung der freien, individuellen 
und öffentlichen Meinungsbildung, frei von Hass 
und Hetze. – Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Für die FDP-Fraktion hat der Abgeordnete 
Dr. Bernd Buchholz das Wort.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich war zum Schluss etwas verunsichert über 
die Frage, ob wir jetzt über Medienkonzentrations-
recht oder über die allgemeine Aufsicht über Medi-
en, auch über Medienintermediäre reden, Kollege 
Kürschner. Die Zuständigkeit der Landesmedienan-
stalt auch dafür, Hass und Hetze im Internet und 
auf solchen Plattformen zu kontrollieren, besteht 
in der Tat, auch wenn man da etwas unterbesetzt 
ist. Übrigens ist das eine Frage, die man nicht 
mit Steuergeld aus Schleswig-Holstein regeln muss, 
sondern nur mit einem erhöhten Vorwegabzug aus 
dem Beitragsaufkommen des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks. Das könnte man tun und die Landes-
medienanstalt in eine bessere finanzielle Situation 
bringen, um dieser Aufsicht mehr gerecht werden 

zu können. Der Antrag der SPD zielt aber sehr klar 
auf das Medienkonzentrationsrecht ab.

Herr Kollege Kürschner, Sie haben es zum Schluss 
gesagt, es gibt in der Tat einen Gap in der Regulie-
rung der Bundesrepublik Deutschland und in den 
Medienstaatsverträgen, denn der Artikel 59 des Me-
dienstaatsvertrages, der das Thema Medienkonzen-
tration im Blick hat, ist im Wesentlichen darauf 
gerichtet, sehr fernsehzentriert lineares Fernsehen 
zu regeln. Die Konzentrationen, die wir nun einmal 
in Deutschland haben, sieht in diesem Bereich Re-
gelungen für die zwei großen Anbieter im Privat-
fernsehbereich neben einem öffentlich-rechtlichen 
vor.

Dabei gehen all diejenigen verloren, die im Inter-
net als Plattformbetreiber natürlich auch erheblich 
meinungsbildend unterwegs sind und die deshalb 
die Europäische Union im Rahmen des European 
Media Freedom Act berücksichtigen will.

Übrigens ist dieser European Media Freedom Act 
ab 8. August 2025 in der Bundesrepublik Deutsch-
land unmittelbar geltendes Recht. Das ist dem An-
tragsteller vielleicht noch einmal zu sagen. Da sage 
ich jetzt in Richtung SPD: Es ist ein bisschen inter-
essant, die Landesregierung zu kreativen Vorschlä-
gen aufzufordern, wenn parallel dazu die Europäi-
sche Kommission bereits gesagt hat: Achtung, das 
Thema Medienkonzentration insbesondere für Me-
dienintermediäre – also für solche Medien, die gar 
keine eigenen Inhalte produzieren, sondern auf ih-
ren Plattformen nur die Inhalte von anderen wie-
dergeben – müssen wir in der Tat etwas genauer 
angucken und untersuchen.

Herr Kollege, übrigens hat der Europäische Euro-
pean Media Freedom Act vorgesehen, dass die ent-
sprechenden Gremien, die dafür zuständig sind – 
insbesondere die KEK, die Kommission über die 
Konzentrationskontrolle, die dafür Zuständigkeit 
hat, sowie die ZAK, die als die zentrale Stelle für 
das Angucken dieser Dinge ebenfalls eine wichti-
ge Behörde ist –, die Aufgabe haben, die Umset-
zung in entsprechende medienstaatsvertragliche Re-
gelungen vorzunehmen und diese anzupassen.

Insoweit ist der Antrag der Koalition schon näher 
an der Realität. Der Antrag, die Landesregierung 
und die Medienanstalt hier quasi alleine damit zu 
betrauen, etwas gegen das Medienkonzentrations-
thema zu tun, geht aus meiner Sicht ins Leere. Al-
lerdings bin ich ganz dankbar für den Antrag der 
SPD, weil wir das in den Ausschuss überweisen. 
Denn ich kann Ihrem Antrag nicht entnehmen, was 
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eigentlich gegen diese Form der Medienkonzentra-
tion getan werden soll oder kann.

Wer wird von deutschem Boden aus einem ame-
rikanischen Oligarchen, der ein Plattformbetreiber 
ist, erklären, dass er, weil die Nutzerinnen und 
Nutzer in Deutschland ihn überobligatorisch in An-
spruch nehmen, bitte davon ablassen soll, einen 
Dienst wie X zu betreiben? Ich weiß nicht, wie man 
das regeln will.

Wir können uns etwas über die Nutzungsdaten und 
über die Offenlegung der Eigentumsverhältnisse 
einfallen lassen. Das sollten wir auch. Jeder soll-
te wissen, mit wem er es zu tun hat. Jeder sollte 
wissen, wer hinter einem entsprechenden Angebot 
steckt. Aber ich habe nicht den Eindruck, dass das 
unser Problem ist. Jeder weiß, dass Elon Musk 
hinter X steht. Jeder weiß, dass Zuckerberg die ent-
sprechenden Facebook- und anderen Angebote ge-
hören, und jeder weiß, dass Jeff Bezos inzwischen 
dazu übergegangen ist, auf seinen Plattformen zu 
sagen: Bestimmte Inhalte wollen wir hier nicht 
mehr sehen.

Das hat allerdings nicht zu einer signifikanten Nut-
zungsbeeinträchtigung in Deutschland geführt. Ehr-
lich gesagt sehe ich nicht, wer in Deutschland da-
für sorgen sollte. Zu diesen Plattformen kommt 
noch TikTok hinzu, eine Plattform, die in Wahrheit 
einen chinesischen Betreiber hat. Von diesen An-
geboten geht eine Konzentration aus, die unsere 
Meinungspluralität in der Tat gewaltig beeinflusst. 
Aber was dagegen von deutschem der von europäi-
schem Boden aus zu tun wäre, habe ich bisher nicht 
verstanden. Kollege Schrödter, insoweit bin ich ge-
spannt auf die Aktivitäten der Landesregierung im 
Zuge der Ausführung des European Media Free-
dom Act, und auf die Antwort auf die Frage, was 
die schleswig-holsteinische Landesregierung gegen 
diese Medienkonzentration auf intermediärer Ebene 
tun will.

Ich glaube, wir tun gut daran, wenn wir tatsäch-
lich Transparenz über diese Angebote und ihre 
Nutzungsdaten herstellen. Wenn wir sie dazu her-
anziehen können, die Finanzierung von Löschungs-
themen mitzufinanzieren, bin ich sofort dabei. Aber 
viel weiter wird es in Wahrheit nicht gehen. – Herz-
lichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Für die SSW-Fraktion hat die Abgeordnete Sybilla 
Nitsch das Wort.

Sybilla Nitsch [SSW]: 
Geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kol-
legen! Die Landesmedienanstalt hat letztens auf 
dem Parlamentarischen Abend nicht nur ihre Ar-
beit vorgestellt, sondern auch an uns als Gesetzge-
ber appelliert, die demokratiefeindlichen Entwick-
lungen in den sozialen Netzwerken ernst zu neh-
men und nachhaltige Maßnahmen dagegen zu ver-
abschieden. Die SPD-Fraktion hat einen ersten Auf-
schlag und die Koalition einen Gegenvorschlag ge-
macht, wie in den Beiträgen eben schon oft gesagt 
wurde.
Ich begrüße ausdrücklich, dass wir uns des Themas 
Medienvielfalt hier annehmen, gebe allerdings zu 
bedenken, dass die entscheidenden Weichenstellun-
gen dazu auf Bundes- und Europaebene gemacht 
werden müssen. Was wir vor Ort tun können, 
sind zum Beispiel Investitionen in die Medienbil-
dung. Das muss in der Schule passieren, aber auch 
bei vielen Erwachsenen wäre eine ständige Auffri-
schung der Medienkompetenzen sehr wichtig.
Die Nutzerinnen und Nutzer müssen dabei in ihrem 
Medienverhalten abgeholt werden. Es geht nicht 
um die Beschämung intensiver Handynutzung, son-
dern darum, dass den Nutzerinnen und Nutzern 
Handwerkszeug an die Hand gegeben wird, mittels 
dessen sie gesteuerte Kampagnen, Fake News und 
Clickbaiting erkennen können. Der Offene Kanal 
und die Landeszentrale für politische Bildung bie-
ten dazu sehr gute Formate an. Aktuell läuft bei-
spielsweise eine Vortragsreihe in Lübeck, in der die 
Landeszentrale zeigt, wie KI und Algorithmen den 
Hass gegen Frauen im Netz befördern.
Wir müssen als Landtag immer wieder sicherstel-
len, dass diese Formate landesweit angeboten wer-
den können, weiterentwickelt und auskömmlich fi-
nanziert werden. Die Landesmedienanstalt regelt 
unter anderem die Medienplattformen, wie bei-
spielsweise die Kabelnetze und die Ansteuerung 
von Inhalten auf den Navigationsmenüs der Smart 
TVs. Bei Letzteren ist darauf zu achten, dass die 
Sprachsteuerung auch die kleinen Sprachen wie 
Dänisch oder Friesisch anbietet. Aber das ist wohl 
ein eigenes Thema.
Meines Erachtens kommt aber die Priorität Num-
mer eins der Netzwerkregulierung zu. Das Medien-
freiheitsgesetz auf europäischer Ebene stärkt dabei 
vor allem die redaktionelle Unabhängigkeit und die 
Existenz der öffentlich-rechtlichen Sender.

(Unruhe – Glocke Präsidentin)
Was wir aber schnellstens benötigen, ist die besse-
re Durchsetzung freiheitlich-demokratischer Grund-
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prinzipien in den sozialen Medien. Menschenver-
achtende und falsche Beiträge sowie Kommentare 
verbreiten sich rasant, weil die Netzwerkbetreiber 
eben genau das wollen. Provokation und Hass hei-
zen die Empörungsspirale an, die dafür sorgen soll, 
dass die Nutzerinnen und Nutzer möglichst lange 
verweilen. Das bringt nämlich gute Argumente bei 
den Werbekunden. Dass die Demokratie der Pro-
fitmaximierung der Herren Musk und Zuckerberg 
unterliegt, dürfen wir aber nicht länger hinnehmen. 
Auch dass TikTok bewusst Worte und Hashtags ins 
Visier nimmt, um unliebsame Informationen zu lö-
schen, ist kein Zustand, an den wir uns gewöhnen 
sollten.

Brüssel hat geregelt, dass man sich gegen die Lö-
schung wehren kann. Allerdings liegen hier noch 
keine Erfahrungen vor. Bislang sind es vor al-
lem Initiativen und Einzelpersonen, die die verfas-
sungsfeindlichen und menschenverachtenden Inhal-
te melden, da die Strafverfolgungsbehörden regel-
recht nicht mehr gegen die Flut ankommen. In 
Europa sollten wir uns vor dem Hintergrund der au-
toritären Entwicklung in den USA, wo Fernsehsen-
der geschlossen werden sollen und Auslandssender 
bereits geschlossen wurden, auf unsere Stärken be-
sinnen und gemeinsam gute Regelungen entwerfen 
und durchsetzen. Nur so sichern wir langfristig das 
demokratische Fundament.

Das Europäische Parlament hat sich vorgenommen, 
die Netzwerke sicher und vertrauenswürdig zu ge-
stalten, geriet sich aber schon über angemessene 
Transparenzregelungen in die Haare. Vor uns liegt 
also noch ein weiter Weg. Allerdings teile ich die 
Auffassung beider Anträge, wenn man das dann 
noch einmal aufgreifen möchte, dass uns für wir-
kungsvolle Maßnahmen nicht mehr viel Zeit bleibt. 
Das sollten wir also im Ausschuss vertiefen und 
damit ein starkes Signal nach Brüssel oder auch 
Berlin senden. Das begrüßen wir als SSW sehr. – 
Vielen Dank.

(Beifall Christian Dirschauer [SSW] – Hei-
terkeit – Beifall ganzes Haus)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Sehr schön, liebe Kolleginnen und Kollegen. Es ist 
immer gut, wenn die Rednerinnen und Redner vom 
Haus eine gebührende Aufmerksamkeit erhalten. 
Ich erinnere gerne daran, dass das auch während 
der Debatten oder während des Redebeitrags so 
geschehen sollte. Notwendige Gespräche bitte ich 
doch dann in den Vorraum oder in die Cafeteria zu 
verlegen. – Danke sehr.

Für die Landesregierung hat nun der Minister und 
Chef der Staatskanzlei, Dirk Schrödter, das Wort.

Dirk Schrödter, Minister und Chef der Staatskanz-
lei: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren Abgeordnete! Unsere freie 
Meinungsbildung ist in Gefahr, dadurch werden 
die Grundlagen unserer freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung bedroht. Wir sehen seit dem 20. Ja-
nuar 2025, wie dramatisch die Entwicklung in der 
Welt insgesamt ist.

Es ist paradox: Auf der einen Seite haben wir so 
viel Medienvielfalt wie noch nie, und man könn-
te meinen, die Meinungsbildung werde dadurch 
gestärkt, auf der anderen Seite verbreiten sich 
Fake News und Deep Fakes so schnell wie noch 
nie. Gleichzeitig steht der traditionelle, insbeson-
dere regionale, Qualitätsjournalismus vor existenzi-
ellen Herausforderungen, denn große Plattformen 
dominieren den Werbemarkt in Deutschland; über 
50 Prozent des deutschen Werbeetats vereint sich 
auf den großen Plattformen und Intermediären. Das 
hat Konsequenzen für die Refinanzierungsmöglich-
keiten unseres insbesondere regionalen Qualitäts-
journalismus.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Ent-
wicklungen, die ich gerade beschrieben habe, füh-
ren dazu, dass die Meinungsvielfalt, unsere freie 
Meinungsbildung gefährdet ist. Die potenzielle 
Meinungsmacht von Plattformen und Intermediären 
nimmt dramatisch zu, während die klassischen, rein 
linearen Angebote an Relevanz abnehmen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Pro-
blematiken, mit denen wir es hier zu tun haben, 
sind durchaus komplex und vielschichtig.

Zwei Themen sind Gegenstand der Anträge. Einer-
seits geht es um Plattformen und Intermediäre und 
deren Rolle, andererseits geht es um den Schutz der 
freien Meinungsbildung.

Laut Medienstaatsvertrag – der ist schon angespro-
chen worden – sind Plattformen verpflichtet, öffent-
lich-rechtliche und Public-Value-Angebote vorran-
gig zu berücksichtigen, also weit vorne zu platzie-
ren. Dazu gibt es ein klares Regelwerk. Sie müs-
sen zudem illegale Inhalte – pornografische, rassis-
tische oder gewaltverherrlichende – verbannen, sie 
müssen darauf reagieren.

Intermediäre – das haben wir im Medienstaatsver-
trag festgelegt – unterliegen Transparenzpflichten 
und der Diskriminierungsfreiheit, sodass die Funk-
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tionsweise ihrer Algorithmen offengelegt werden 
muss und Suchergebnisse neutral behandelt werden 
müssen. In diesen Bereichen haben wir Regelwer-
ke, wir müssen sie konsequent durchsetzen. Dafür 
braucht es gegebenenfalls eine Nachjustierung un-
serer Vorgaben auch auf europäischer Ebene.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, anders 
verhält es sich mit der Vielfaltssicherung und Kon-
zentrationskontrolle. Das geltende Konzentrations-
recht ist fernsehzentriert und wird damit in keiner 
Weise mehr der heutigen Medienlandschaft gerecht; 
es ist schlichtweg aus der Zeit gefallen. Marktüber-
greifende Verflechtungen werden nur geprüft, wenn 
bestimmte Schwellen im TV-Bereich überschritten 
werden; dies ist seit Jahren nicht mehr der Fall. 
Das Konzentrationsrecht ist damit wirkungslos, die 
Kontrolle läuft ins Leere.

Unter Federführung Schleswig-Holsteins wurde ein 
Modell mit einer sektorenspezifischen Kontrolle 
entwickelt – ich bin froh, dass ich in den Aus-
schussberatungen tiefer darüber berichten kann –,

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Unbedingt!)

um die freie Meinungsbildung besser zu schützen. 
– Ich freue mich insbesondere, dass sich der Kolle-
ge Buchholz darauf freut, dass ich im Ausschuss 
berichten darf.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Unbedingt!)

Die sektorenspezifische Kontrolle folgt dem Kar-
tellrecht; wir versuchen, Mediensektoren zu defi-
nieren, um zu schauen, ob auf den Märkten ein 
Unternehmen oder das Zusammenwirken von ver-
schiedenen Unternehmen den Wettbewerb um die 
freie Meinungsbildung unzulässig beeinträchtigen. 
Es erfolgt also eine Erfassung aller meinungsrele-
vanten Akteure entlang der gesamten Wertschöp-
fungskette. Danach würden Sektoren mit Einfluss 
auf die Meinungsbildung identifiziert und bei einer 
Gefährdung verschiedene Maßnahmen ergriffen. Im 
Kern steht das Schutzziel der freien Meinungsbil-
dung.

Das entspricht dem EMFA. Ich erspare Ihnen jetzt 
meine Erfahrungen, als wir den EMFA gemeinsam 
mit Claudia Roth endverhandelt haben. Dazu möch-
te ich nicht weiter ausführen.

(Zurufe)

Das waren außerordentlich gute Erfahrungen. Es 
hat Spaß gemacht, im Europäischen Rat zu dis-
kutieren, wie wir europäische Medienpolitik von 
Schleswig-Holstein heraus gemeinsam mit dem 
Bund weiterentwickeln.

(Beifall Patrick Pender [CDU] und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Bemühungen der Länder und Schleswig-Hol-
steins werden in der EU gesehen, wenn man sich 
einmal den Rechtsstaatlichkeitsbericht der EU im 
Länderkapitel Deutschland anguckt. Darin ist der 
Hinweis zu finden, dass wir mit der Definition 
unserer veränderten Medienkonzentrationskontrolle 
auf einem guten Weg sind. Auch die stellvertreten-
de Generaldirektorin der EU-Kommission, Renate 
Nikolay, hat bestätigt, dass wir die entsprechenden 
Diskussionen gut führen.

Wir brauchen allerdings – das will ich deutlich 
sagen – endlich bundesweit Einigkeit unter den 
Ländern, dass wir ein neues Konzentrationsmodell 
umsetzen. Das haben wir noch nicht. Deshalb ist 
es gut, wenn vom Landtag ein Signal ausgeht, dass 
die Entwicklungen, die wir von Schleswig-Holstein 
heraus anschieben, umgesetzt werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, so weit zu 
den rechtlichen Vorgaben. Schauen wir nun auf die 
Aufsichtsgremien. Ich bin ein großer Fan des Föde-
ralismus – das weiß jeder –, ich bin auch ein großer 
Fan des Subsidiaritätsprinzips. Das heißt aber auch, 
dass bundesweite Phänomene bundesweit betrach-
tet werden sollten.

(Beifall Dr. Bernd Buchholz [FDP])

Für die Aufsicht ist die Kommission für Aufsicht 
und Kontrolle – wir hörten schon von der ZAK 
– zuständig, die aus den Direktoren der 14 Lan-
desmedienanstalten besteht. Die örtlich zuständige 
Landesmedienanstalt nimmt Beschwerden bei Ver-
stößen von Plattformen und Intermediären entgegen 
und leitet sie unverzüglich an die ZAK weiter, die 
dann über die Maßnahmen entscheidet. Raum für 
eigene rechtliche Subsumtionen besteht hier nicht, 
die Prüfungen erfolgen durch die ZAK. Das ge-
währleistet – das ist wichtig – eine einheitliche 
Rechtsanwendung in Deutschland und verhindert, 
dass Unternehmen, die ihre Zustellungsbevollmäch-
tigten leicht verlegen können, zwischen den Län-
dern wandern. Dieser Anreiz soll vermieden wer-
den.

Die Konzentrationskontrolle obliegt der KEK. Ne-
ben sechs Direktoren sitzen dort sechs Experten. 
Sie prüft bundesweite Tatbestände und entscheidet 
abschließend. Der KEK müssen wir ein neues In-
strumentarium zur Konzentrationskontrolle an die 
Hand geben. Die Vorschläge dazu liegen auf dem 
Tisch.
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, an ei-
ner bundesweit einheitlicheren Kontrolle führt kein 
Weg vorbei. Die großen Player in unserem Land 
brauchen eine starke, möglichst bundesweit geord-
nete, einheitliche Aufsicht. Insofern müssen wir in 
den nächsten Jahren stärker darüber diskutieren, 
ob es einer Medienanstalt aller Länder bedarf, ob 
das mit Blick auf die Entwicklungen in der Medien-
landschaft vielleicht doch die bessere Alternative 
ist. – Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und Dr. Bernd Buchholz [FDP])

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Der Minister hat die vereinbarte Redezeit um drei 
Minuten erweitert. Diese Zeit stünde jetzt auch 
den Fraktionen zur Verfügung, wenn gewünscht. 
– Ich sehe nicht, dass davon Gebrauch gemacht 
wird. Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Beratung.
Es ist beantragt worden, den Antrag Drucksache 
20/3029 sowie den Alternativantrag Drucksache 
20/3095 dem Innen- und Rechtsausschuss zu über-
weisen. Wer so beschließen will, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von 
CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, FDP 
und SSW. Das ist damit einstimmig so beschlossen.
Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt aufru-
fe, begrüßen Sie bitte mit mir auf der Besucher_in-
nentribüne Neumitglieder der Partei BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. – Herzlich willkommen im Schles-
wig-Holsteinischen Landtag!

(Beifall)
Ich rufe Tagesordnungspunkt 20 auf:

Höhenwindenergie stärken – innovative Unter-
nehmen dauerhaft ansiedeln

Antrag der Fraktionen von CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/3039

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall.
Dann eröffne ich die Aussprache. Das Wort hat 
zunächst für die CDU-Fraktion der Abgeordnete 
Andreas Hein.

Andreas Hein [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin! Sehr geehr-
te Damen und Herren! Sonne und Wind schreiben 

keine Rechnung. Weil wir in Schleswig-Holstein 
schlau und innovativ sind, nutzen wir sie.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir haben die Windkraftanlagen erfunden, nutzen 
viele weitere erneuerbare Energien, sind diesen 
Dingen gegenüber sehr aufgeschlossen und haben 
dabei vor allem die Wertschöpfung im Blick. Viel-
leicht hat sich gerade deshalb das SkySails-Team 
für den Erprobungsstandort bei uns in Schleswig-
Holstein in Klixbüll entschieden. Sie wollen dort 
Windenergie austesten und machen das auch schon.
Wie funktioniert so ein System? – Angetrieben vom 
Wind steigt ein Powerkite-Drachen in die Höhe. 
Mit zunehmender Höhe wickelt sich ein Seil von 
einer Winde ab. Die Zugkraft treibt einen Generator 
an, und dabei wird Strom erzeugt.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Mensch!)
Sobald das Seil die maximale Auslegungshöhe oder 
Arbeitshöhe erreicht hat – das sind Arbeitshöhen 
von 200 bis 400 Meter –, steuert ein Autopilot die-
sen Kite.
Durch die Höhenwinde – die verschiedenen Winde 
in den unterschiedlichen Höhen – können Betriebs-
stunden generiert werden, die nahezu grundlastfä-
hig sind. Sie sprechen von bis zu 5.000 Volllastbe-
triebsstunden. So ein System – damit man sich das 
vorstellen kann – kann in der heutigen Auslegung 
ungefähr 200 Haushalte mit Strom versorgen. Die 
nächstgrößere Variante, die sogenannte Megawatt-
klasse, ist derzeit geplant.
Gerade in anderen Ländern, in denen die Strom-
erzeugung nicht so sicher ist wie bei uns, ist Sky-
Sails, sind solche Flugdrachen nachgefragt. Es gibt 
sogar einen Erprobungsstandort auf Mauritius.

(Unruhe CDU und FDP)
Das System hat schon ein Frachtschiff angetrieben 
und ist sozusagen schon in den Schlagzeilen, mit 
Zeitungsberichten, mehrfach dabei gewesen. Ein 
Frachtschiff ist mit diesem Drachen angetrieben be-
ziehungsweise unterstützt worden. Dabei konnte 15 
bis 30 Prozent Kraftstoff eingespart werden. Aller-
dings hat sich das System dort noch nicht wirklich 
durchgesetzt.
Seit 2019 hat das 120-köpfige SkySails-Team jetzt 
den Hauptsitz in Hamburg und eine Genehmigung 
für den Testbetrieb an dem Forschungs- und Ent-
wicklungsstandort in Klixbüll. Diese ist im Okto-
ber ausgelaufen. Sie hatten den Status eines soge-
nannten Flugbeschränkungsgebietes, und SkySails 
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musste nachweisen, dass dieser Drachen – dieses 
Powerkite-System – in den Luftraum integriert wer-
den konnte.

Um dies zu ermöglichen, benötigten sie länger Zeit 
als bis Oktober letzten Jahres. Sie haben sich an uns 
gewandt, und wir haben Gespräche geführt. Dann 
sind wir auf das Wirtschaftsministerium zugegan-
gen. Die haben wiederum beim Bundesministerium 
für Digitales und Verkehr Gespräche geführt und 
konnten – erst einmal bis jetzt – eine Verlängerung 
erreichen. So wie es aussieht, gibt es Signale, dass 
es auch länger geschehen kann.

Die Auswirkungen auf die Umwelt, den Arten-
schutz und vor allen Dingen natürlich auf die Flug-
sicherheit müssen dort, auch wegen des Rettungs-
hubschraubers, berücksichtigt und getestet werden.

Um dieses innovative Unternehmen im Norden und 
vor allen Dingen auch bei uns in Schleswig-Hol-
stein halten zu können, bitten wir die Landesre-
gierung, sich für den Erprobungsstandort für For-
schung und Entwicklung in Schleswig-Holstein ein-
zusetzen. Daher bitte ich um Zustimmung für unse-
ren Antrag. – Vielen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat 
die Abgeordnete Dr. Ulrike Täck das Wort.

Dr. Ulrike Täck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! In Deutschland gibt es nur eine 
Flugwindkraftanlage, also eine Anlage auf Basis 
eines Flugdrachens. Es ist die Testanlage in Klix-
büll, die dort seit 2019 erprobt wird. Da sie an 
diesem Standort kaum Einfluss auf die Vogelwelt 
hat, konnte sie mittels eines Flugbeschränkungsge-
biets betrieben werden, auch als Vorführanlage für 
potenzielle Käufer dieser Anlage.

Die Betonung liegt auf „konnte“, auf der Vergan-
genheitsform, denn das Bundesministerium für Di-
gitales und Verkehr hat die Genehmigung im Okto-
ber 2024 nicht mehr erteilt – und dies wohl ohne 
Begründung einer konkreten Gefahr für den Luft-
verkehr. Daher ist unser Anliegen, einerseits die 
bis dahin bestandene Integrationslösung durch ein 
Flugbeschränkungsgebiet fortzusetzen und anderer-
seits eine dauerhafte Lösung für diese innovative 
Technologie in Schleswig-Holstein zu finden.

Ein Punkt ist mir wichtig: Auch wenn eine mögli-
che Gefahr für die Vogelwelt derzeit als gering ein-
gestuft wird, so können wir uns ein abschließendes 
Urteil darüber nicht erlauben, denn aussagekräftige 
wissenschaftliche Evidenz gibt es noch nicht. Auch 
deshalb ist ein Standort in Schleswig-Holstein für 
diese Anlage wichtig: Wer nicht testet, bekommt 
keine Ergebnisse.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Lu-
kas Kilian [CDU], Cornelia Schmachtenberg 
[CDU] und Martin Habersaat [SPD])

Flugwindanlagen sind innovativ und liefern mehr 
als 5.000 Volllaststunden, was sie grundlastfähig 
macht. Sie brauchen kein Fundament und sind por-
tabel. Sie könnten ein Verkaufsschlager aus Schles-
wig-Holstein sein, wenn wir es schaffen, diese 
Anlage in Schleswig-Holstein dauerhaft als Erpro-
bungs- und Vorführanlage zu halten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wohin werden sie verkauft? – Mein Kollege Herr 
Hein hat schon einen Standort genannt. Inselstand-
orte sind momentan im Fokus; dorthin werden sie 
verkauft, teils weil auf den Inseln dieser Welt der 
Strom mit Dieselgeneratoren erzeugt wird. Hier 
könnten wir eine klimaneutrale Lösung in die Welt 
hinaustragen.

Es mag sein, dass dies nur eine kleine Geschichte 
ist, aber sie zeigt eine Problematik auf: Um Start-
ups, die in Schleswig-Holstein entstanden sind, zu 
halten, müssen wir mehr tun. Wir müssen uns für 
sie einsetzen. Aus dem Start-up SkySails ist ein 
Pflänzchen mit 120 Mitarbeitern geworden. Das 
dürfen wir nicht zertrampeln oder in ein anderes 
Land umtopfen. Diese Gefahr und das Risiko be-
stünden. Deshalb bitte ich Sie, sehr geehrte Damen 
und Herren, um Zustimmung zu unserem Antrag.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Für die SPD-Fraktion hat der Abgeordnete Marc 
Timmer das Wort.

Marc Timmer [SPD]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Das Unternehmen, um das es im An-
trag geht, hat seinen Sitz in Hamburg und ein Test-
feld im nordfriesischen Klixbüll. Es beschäftigt sich 
mit Höhenwindenergie; wir haben es gehört.
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Ein Kite fliegt in Kreisen am Himmel bis zu einer 
Höhe von 750 Metern, produziert Strom über ein 
sich auf- und abwickelndes Seil, das am Boden 
mit einem Generator verbunden ist. Der Vorteil 
ist: 90 Prozent Materialeinsparung im Vergleich zu 
herkömmlichen Windanlagen, etwa dreimal mehr 
Stromernte durch die höhere Lage mit beständigen 
Winden. Die Branche spricht von Grundlastfähig-
keit. Die Stundenzahl haben wir gerade gehört.

Die höhere Lage des Kites stellt gleichzeitig die 
wesentliche Herausforderung dar, um die es im 
Antrag geht, erstens die Verlängerung der Flugbe-
schränkung am Teststandort in Klixbüll. Diese ist 
Ende Oktober 2024 ausgelaufen. Ein neuer Antrag 
ist gestellt. Entscheidend ist die Zustimmung des 
Luftfahrtbundesamtes. Eine Verlängerung bis Jah-
resende steht in Aussicht.

Wünschenswert ist natürlich eine längerfristige 
Flugbeschränkung. Der Standort hat sich bewährt. 
Er sollte weiterhin genutzt werden dürfen, auch um 
weitere Tests durchzuführen. Es sind Auswirkungen 
insbesondere auf vorbeiziehende Vögel zu untersu-
chen.

Zweitens benötigt der Energiedrache für die dau-
erhafte Nutzung eine dauerhafte Betriebsgenehmi-
gung. Dies ist grundsätzlicher Art und bedarf der 
Zusammenarbeit der Luftverkehrsbehörde Schles-
wig-Holsteins sowie der entsprechenden Bundesbe-
hörde. Hier geht es um die Frage der Kennzeich-
nungspflichten von Kite und Seil zum Generator 
am Boden und um die Frage, wie schnell der Ki-
te eingezogen werden muss, falls sich beispielswei-
se ein Hubschrauber nähert. § 20 Luftverkehrsord-
nung, der unter anderem das Steigenlassen von 
Drachen über 100 Meter regelt, passt nicht für 
den dauerhaften Betrieb. An einem entsprechenden 
Konzept wird derzeit gearbeitet.

Abschließend noch eine Information: Ein wichti-
ger Meilenstein für das noch junge Unternehmen 
war die Aufnahme ins EEG. Das ist vor Kur-
zem passiert. Sie werden förderrechtlich wie Klein-
windanlagen behandelt. Hierfür haben maßgeblich 
sozialdemokratische Abgeordnete des Deutschen 
Bundestages gesorgt, namentlich Bengt Bergt und 
Dr. Nina Scheer. – Danke an Euch auch aus diesem 
Landtag heraus!

In diesem Sinne unterstützen wir den vorliegenden 
Antrag. Lassen wir den Drachen fliegen! – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
vereinzelt CDU und SSW)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Der Kollege Christopher Vogt von der FDP-Frakti-
on gibt seine Rede zu Protokoll.

Als nächste Rednerin folgt jetzt die Abgeordnete 
Sybilla Nitsch für den SSW.

Sybilla Nitsch [SSW]: 
Geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Oft ist es eine undankbare Aufgabe, der 
fünfte – oder jetzt vierte – Redner zu sein: Alles 
Wesentliche steht im Antrag, und viele Sachen sind 
bereits gesagt. Hier aber geht es um eine relevante 
Wirtschaftsentwicklung in unserem wundervollen 
Nordfriesland. Das verdient immer Aufmerksam-
keit, und deshalb möchte ich gern sprechen.

(Beifall SSW und vereinzelt BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Zudem hat der Antrag ein paar Tücken. Es fehlt ein 
ganz wesentlicher Punkt. Er ist heute zwar schon 
angesprochen worden, kommt aber in dem Antrag 
nicht so durch: Die Höhenwindanlage in Klixbüll 
ist nicht mehr in Betrieb. Es geht also längst nicht 
mehr um den Weiterbetrieb einer laufenden Anlage, 
sondern es geht um die Frage, ob ein innovatives 
Projekt an der Westküste, in das Millionen Euro 
an Fördermitteln geflossen sind, nun einfach still-
schweigend abgewickelt wird.

Und warum? – Nicht, weil die Technik nicht funk-
tioniert, nicht, weil ein Stromanschluss fehlt, auch 
nicht, weil der Betreiber hingeworfen hat. Nein, 
weil das Bundesverkehrsministerium und die Lan-
desluftfahrtbehörde sich nicht darauf einigen kön-
nen, wer eine Genehmigung für den Weiterbetrieb 
erteilt und ob sie überhaupt erteilt werden kann.

Da frage ich mich: Wie kann das sein? Denn es gab 
doch schon vorher eine luftfahrtrechtliche Geneh-
migung. Es ist sogar ein Stromanschluss, der SH-
Netz zur Anlage verlegt worden, weil alle davon 
ausgingen, dass die Anlage dauerhaft weiterlaufen 
würde. Und nun kann keine Genehmigung mehr 
erteilt werden!

Das ist sinnbildlich für aktuelle Probleme in un-
serem Land: Hier forschen und arbeiten deutsche 
Unternehmen und Hochschulen an einer Techno-
logie, die ein echter Exportschlager werden könn-
te gerade für die Stromversorgung in Schwellen- 
und Entwicklungsländern – könnte, Konjunktiv –, 
wenn wir es schaffen würden, diese Technologie 
zur Marktreife weiterzuentwickeln. Wir schaffen es 
aber im Moment nicht.
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Die Höhenwindanlage hat sich in der deutschen 
Bürokratie verheddert. Das kann man im wahrsten 
Sinne so sagen. Willkommen in Deutschland! Ei-
ner hat eine Idee, dann legt er los, dann kommt 
die Bürokratie, und die Idee kommt zurück in die 
Schublade. Made in Germany? – Das war also ges-
tern. Deutsche Ingenieurskunst auf hohem Niveau? 
– Das war auch gestern. Beides brauchen wir aber 
heute und morgen umso dringender.

Insofern ist es dringend erforderlich, dass die luft-
fahrtrechtlichen Fragen, die mit dem Betrieb der 
Höhenwindanlagen verbunden sind, rechtssicher 
geregelt werden, sodass sich die Betreiber solcher 
Anlagen nicht von einer befristeten Genehmigung 
zur nächsten hangeln müssen.

Die Genehmigungsfähigkeit wird hier ohne Not be-
zweifelt. Die Zusammenarbeit – zum Beispiel mit 
dem Rettungshubschrauber – lief bisher einwand-
frei: Startet der Heli, landet der Drache. Wenn man 
das einmal vor Augen hat, ist es wirklich eindrück-
lich. Ich habe den Drachen schon einmal in der 
Luft gesehen. Auch vor Ort findet die Anlage viel 
Unterstützung. Auch das ist durchaus viel Wert. Die 
Betreiber brauchen noch zwei Jahre, um die Anlage 
bis zur Marktreife weiterzuentwickeln. Auch die 
notwendige Begleitforschung betreffend den Ein-
fluss der Anlage auf die Vogel- und Tierwelt ist 
noch nicht abgeschlossen. Die Erkenntnislage dazu 
ist bisher recht sparsam, da müssen also noch einige 
Erkenntnisse gesammelt werden. Natürlich – das 
versteht sich von selbst – hat die Anlage nur dann 
einen Mehrwert, wenn sie Flora und Fauna nicht 
stärker beeinträchtigt als herkömmliche Windanla-
gen.

Höhenwindanlagen sind eine interessante Ergän-
zung zu herkömmlichen Windanlagen vor allem da, 
wo die Stahltürme nicht umsetzbar sind. Das gilt 
hier für uns, insbesondere aber für Länder, in denen 
diese Anlagen nicht nur eine Alternative zu anderen 
stromerzeugenden Anlagen, sondern vielleicht die 
einzigen stromerzeugenden Anlagen weit und breit 
sein könnten.

Als Exportartikel made in Germany haben diese 
Anlagen auf dem Weltmarkt, insbesondere fernab 
der großen Städte und der verlässlichen Stromnetze, 
ein enormes Potenzial. Um dieses heben zu können, 
müssen wir zunächst die genehmigungsrechtlichen 
Fragen bei uns klären.

Darum fordere ich dazu auf, nicht nur auf die Bun-
desebene zu schauen, sondern auch konkret die 
Landesregierung, sich mit der Landesluftfahrtbe-
hörde ins Gespräch zu setzen, damit diese im Ein-

vernehmen mit dem Bundesverkehrsministerium ei-
ne Lösung finden kann.
Die Bürokratie darf der Weiterverfolgung dieser 
innovativen Idee, diesem Exportschlager, nicht im 
Weg stehen. In Klixbüll gibt es mit allem, was um 
diese Idee herum entsteht, ein wirklich innovatives 
Zentrum. Das müssen wir fördern, damit es heißt: 
Hier haben wir etwas Tolles aus Nordfriesland 
und aus Schleswig-Holstein bekommen! – Danke 
schön.

(Beifall SSW, vereinzelt SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Vielen Dank. – Auch wenn wir uns schon dem 
Ende des Sitzungstages nähern, möchte ich noch 
einmal darum bitten, den Rednerinnen und Rednern 
am Pult die nötige Aufmerksamkeit zukommen zu 
lassen. Ich möchte all diejenigen, die ein Gespräch 
zu führen haben, darum bitten, das vor der Tür zu 
erledigen.
Zu einem Kurzbeitrag hat jetzt der Abgeordnete 
Andreas Hein das Wort.

Andreas Hein [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Mir war der Redebeitrag gerade in 
Teilen ein bisschen zu negativ, deshalb möchte ich 
hier noch einmal reingehen.
Also: Wie schon von mehreren Rednern dargestellt, 
gab es eine Genehmigung bis Ende letzten Jahres. 
Weil dort ein Gutachten gefertigt werden musste, 
das bescheinigt und darstellt, wie die Einwirkun-
gen auf den Luftraum, aber auch den Artenschutz 
und so weiter sind, brauchten sie etwas mehr Zeit. 
Deshalb wurde der Antrag auf Genehmigungsver-
längerung gestellt. Es wird beantragt, diese Geneh-
migung noch einmal bis Ende des Jahres zu ver-
längern. Darüber gibt es gute Gespräche, das ist 
zielführend auf dem Weg.
Der Drachen, der Powerkite, ist im Moment noch 
– ich habe gerade am Montag mit SkySails telefo-
niert –, nach wie vor im Betrieb, weil die Genehmi-
gung im Moment da ist. Allerdings dürfen sie nur 
bis zu einer bestimmten Höhe fliegen. Darüber hin-
aus gibt es keine Genehmigung. Aber der Drachen 
ist nach wie vor im Einsatz.
Natürlich ist das System schon über einen jahre-
langen Erprobungszeitraum gelaufen. Sie haben es 
jetzt so weit zur Marktreife gebracht, dass sie Ver-
träge in einer zweistelligen Anzahl geschlossen ha-
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ben. Es gibt weitere Nachfragen für das System, die 
insgesamt im deutlich zweistelligen Bereich an In-
teressenten liegen. Was wichtiger ist festzustellen, 
ist, dass es für diese Powerkites in der Branche In-
teressenbekundungen in einer Größenordnung von 
1,3 Milliarden Euro gibt. Das ist doch schon nen-
nenswert. Ich habe mir die Zahlen extra geben las-
sen.

Das ist also wirklich eine gute Geschichte. Natür-
lich ist das ein langer Weg, und natürlich sind die-
se Anlagen nicht von heute auf morgen marktreif. 
Wenn man diesen langen Weg aber schon so weit 
gegangen ist, halte ich es für richtig, dass wir das 
Unternehmen dabei unterstützen, weiter einen Test- 
und Erprobungsstandort in Schleswig-Holstein zu 
behalten. Natürlich muss das im Einklang mit den 
anderen Belangen stehen. Wenn man aber schon so 
weit gegangen ist, dann sollte man es auch dabei 
unterstützen, die letzten Schritte bis zur Marktreife 
zu gehen, damit es in der nächsten Megawattklasse 
in die Erprobung gehen kann.

Ich glaube schon, dass es gerade auf Märkten in 
anderen Ländern – nicht unbedingt dort, wo es wie 
bei uns in Deutschland räumlich so eng ist –, auf 
ausländischen Märkten, ein wahnsinnig großes Po-
tential gibt. Das sieht man an den Nachfragen. Die 
meisten kommen aus anderen Ländern und nicht 
unbedingt aus europäischen Ländern. Es gibt einen 
Markt dafür, und deshalb möchten wir – den Satz 
nehme ich auf – den Drachen fliegen lassen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Für die Landesregierung hat jetzt der Minister für 
Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tou-
rismus, Claus Ruhe Madsen, das Wort.

(Zurufe FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Claus Ruhe Madsen, Minister für Wirtschaft, Ver-
kehr, Arbeit, Technologie und Tourismus: 
Immer wenn wir über Drachen reden, dann bin ich 
dran.

(Heiterkeit)

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete! Die Energiewende hat 
einen riesigen Stellenwert hier bei uns im Land. Sie 
ist Grundlage für die Transformation zum klima-
neutralen Industrieland. Dieses Ziel wiederum ist 

nicht einfach ein Selbstzweck, sondern schlichtweg 
notwendig.
Um das Klima zu schützen, brauchen wir in al-
len möglichen Bereichen klimaneutrale Alternati-
ven. Wir brauchen Innovationen, wir brauchen For-
schung und Entwicklung, und wir brauchen kreati-
ve Ideen. Energieerzeugung mit einem Drachen ist 
definitiv eine kreative Idee.
Natürlich wollen wir solche Unternehmen in 
Schleswig-Holstein haben – und das auch langfris-
tig. Deswegen habe ich mich beim Bund mehrmals 
dafür eingesetzt, dass wir eine Lösung finden, die 
natürlich Sicherheit im Luftraum gewährleistet und 
gleichzeitig die Erprobung einer innovativen Zu-
kunftstechnologie ermöglicht.
Bisher war die Lösung ein zeitlich begrenztes Flug-
beschränkungsgebiet, ein sogenanntes ED-R. Der 
Bund hat allerdings klargemacht, dass er diesen 
Weg nicht mehr weitergehen wird. Fakt ist: Wenn 
der Bund kein ED‑R einrichtet, dann kann der LBV 
als zuständige Luftfahrtbehörde des Landes auch 
keine Aufstiegserlaubnis für den Drachen erteilen. 
SkySails wurde deshalb schon 2022 aufgefordert, 
sich eine Alternative zu überlegen, die ohne ED‑R 
auskommt.
Der Bund hat angeboten, den SkySails-Drachen auf 
dem Erprobungszentrum für unbemannte Luftfahrt-
systeme in Cochstedt bei Magdeburg zu betreiben. 
Er ist auch bereit, bis zum Umzug letztmalig ein 
ED‑R für Klixbüll einzurichten. Das ist ein wichti-
ger Erfolg, um die Erprobung weiter möglich zu 
machen, der durch unser Drängen zustande gekom-
men ist. Klar ist aber auch, dass Klixbüll dauerhaft 
kein optimaler Standort ist. Die Pachtfläche wird 
wahrscheinlich nicht dauerhaft zur Verfügung ste-
hen, und es gibt Konflikte mit einem Projekt der 
Deutschen Luftrettung.
Trotzdem gilt: Wir wollen solche innovativen Un-
ternehmen in Schleswig-Holstein haben. Es ist ganz 
sicher nicht in meinem Interesse, dass sie in andere 
Bundesländer abwandern. Das macht der Antrag 
deutlich, und daran werden wir weiterarbeiten.
Bisher ist es trotz vieler Gespräche sowohl auf Ar-
beits- als auch auf politischer Ebene nicht gelun-
gen, eine gemeinsame Lösung zu finden. Wir sind 
mit allen Akteuren im Austausch und werden wei-
terhin versuchen, eine Lösung für SkySails zu fin-
den. Es ist gut, dass wir dabei auf die Unterstützung 
im Landtag zählen können. – Vielen lieben Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)
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Vizepräsidentin Beate Raudies: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Beratung.
Einen Antrag auf Ausschussüberweisung habe ich 
nicht gehört. Ich lasse daher in der Sache über 
den Antrag der Fraktionen von CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, Drucksache 20/3039, ab-
stimmen. Wer dem Antrag zustimmen will, den bit-
te ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktio-
nen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, 
SSW – und FDP? – Auch von der FDP. Damit ist 
der Antrag einstimmig angenommen.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind am En-
de der heutigen Tagesordnung angekommen. Ich 
unterbreche die Tagung bis morgen früh um 10 Uhr 
und schließe die heutige Sitzung. Allen einen schö-
nen Abend!

Schluss: 17:33 Uhr
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Anhang
Reden zu Protokoll

Höhenwindenergie stärken – innovative Unter-
nehmen dauerhaft ansiedeln

Antrag der Fraktionen von CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/3039

Christopher Vogt [FDP]: 
Frau Präsidentin! Technische Innovationen sind 
auch im Bereich der erneuerbaren Energien unter-
stützenswert. Wir halten es für sinnvoll, die Hö-
henwindkraftanlage in Klixbüll durch eine erneu-
te Verlängerung des Flugbeschränkungsgebiets zu 
unterstützen und langfristig eine luftfahrtrechtliche 
Lösung für den Betrieb solcher Anlagen zu finden.

Die Höhenwindenergie bietet das Potenzial, in ei-
nem gewissen Maße effizientere und kostengünsti-
gere Alternativen zur herkömmlichen Windkraft be-
reitzustellen. Dennoch muss bei der Umsetzung sol-
cher Projekte natürlich eine sorgfältige Abwägung 
verschiedener Interessen vorgenommen werden.

Zum einen geht es um die Luftraumnutzung 
und dementsprechend um die Flugsicherheit. Die 
Einrichtung von Flugbeschränkungsgebieten beein-
flusst logischerweise den Luftverkehr und führt zu 
Einschränkungen für Privat- und Geschäftsflieger 
sowie für die Luftwaffe. Es ist daher notwendig, 
dass bei der Ausweisung solcher Gebiete eine trans-
parente Kommunikation mit allen betroffenen Ak-
teuren stattfindet und mögliche Alternativen geprüft 
werden, um die Auswirkungen auf den Luftverkehr 
zu minimieren.

Zum anderen müssen natürlich immer der Natur-
schutz und die Umweltverträglichkeit betrachtet 
werden. Der Antrag der Koalition hebt hervor, dass 
derzeit nur wenige fundierte Erkenntnisse über die 
Auswirkungen von Höhenwindkraftanlagen auf die 
Vogelwelt vorliegen. Wir unterstützen daher die 
vorgeschlagene Begleitforschung, um mögliche Ri-
siken für die Tierwelt zu identifizieren und geeig-
nete Schutzmaßnahmen zu entwickeln. Es ist ent-
scheidend, dass der Ausbau erneuerbarer Energien 
immer im Einklang mit sinnvollen Naturschutzstan-
dards erfolgt.

Zu guter Letzt muss ein Augenmerk auf die wirt-
schaftlichen Perspektiven und die Technologieför-
derung gelegt werden. Wir unterstützen Initiativen, 

die den Technologietransfer fördern und Investitio-
nen in zukunftsweisende Projekte erleichtern.
Zusammenfassend adressiert der vorliegende An-
trag wichtige Aspekte zur Förderung der Höhen-
windenergie in Schleswig-Holstein, auch wenn ich 
befürchte, dass die Höhenwindenergie wegen der 
Auswirkungen auf den Luftverkehr nur ein sehr 
begrenztes Potenzial haben wird. Wir werden den 
weiteren Prozess jedenfalls weiterhin konstruktiv 
begleiten und darauf achten, dass sowohl techno-
logische Innovationen als auch die Interessen der 
betroffenen Bevölkerungsgruppen und der Umwelt 
angemessen berücksichtigt werden.
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